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Vorwort  
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Leserinnen und Leser,  
 
die zu Ende gehende Legislaturperiode des Kreistags des Landkreises Tuttlingen 
ist für uns Anlass, Bilanz zu ziehen und auf das zurückzublicken, was in den vergan-
genen fünf Jahren erreicht und geschaffen wurde. Denn auch wenn wir auf eine 
von Krisen geprägte Zeit zurückschauen, konnten wir zahlreiche Projekte in unse-
rem Landkreis vorantreiben oder zu einem erfolg reichen Abschluss bringen.  
 
Stand 2019 gleich zu Beginn der Legislaturperiode mit der Neustrukturierung des 
Klinikums Landkreis Tuttlingen eine wegweisende Entscheidung auf der Tages-
ordnung, so stellte Corona ab 2020 zunächst unsere gewohnte Lebenswelt auf  
den Kopf. Mehr als zwei Jahre lang war die Pandemie das beherrschende Thema 
und hat auch die Kreisverwaltung stark gefordert Ѐ von der Kontaktpersonen-
nachverfolgung bis hin zur Einrichtung von Impfangeboten.  
 
Der Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine h at unsere Welt 2022 ins Wanken ge-
raten lassen und uns in unseren Grundfesten erschüttert. Der seitdem herrschen-
de Krieg innerhalb von Europa bedeutet eine Zeitenwende. Nicht zuletzt der Krieg 
in Gaza und Israel und hat uns vor Augen geführt, dass unsere We lt sehr viel fragiler 
ist als wir gehofft hatten.  
 
Flüchtlingsströme, Energiekrise, Inflation, Rezession Ѐ die Auswirkungen der Krie-
ge und Krisenherde sind in allen gesellschaftlichen und politischen Bereichen 
deutlich zu spüren und bringen erhebliche Uns icherheiten und Belastungen mit 
sich.  
 
Trotz aller Ausnahmesituationen ist es dem Landkreis Tuttlingen gelungen, zahl-
reiche zukunftsweisende Projekte auf den Weg zu bringen. Hiermit geben wir 
Ihnen einen Einblick in die Schwerpunkte des Landkreises und die  Vielzahl an 
Themen und Aufgaben, die in den Jahren 2019 bis 2024 angegangen und bewäl-
tigt wurden.  
 
Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.  
 
 
 
 
Stefan Bär  
Landrat  
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1 Der Kreistag 2019 -  202 4 
 

 
Gruppenbild des neu gewählten Kreistags nach der konstituierenden Sitzung am 24.  Juli 2019 
 
 
Zusammensetzung des Tuttlinger Kreistags nach der Kreistagswahl am 26. Mai 
2019:  
 
Kreistag insgesamt  48 Sitze  
CDU     18 Sitze 
Freie Wähler   9 Sitze 
Offene Grüne Liste  8 Sitze 
SPD     5 Sitze  
FDP    5 Sitze 
AfD     2 Sitze 
Tierschutzallianz    1 Sitz 
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Veränd erungen während der Wahlperiode  
Oktober 2020:  Dr. Clemens Maier Ѐ Nachrücker Hermann Maier  
März 2021:   Michael Schön (verstorben) Ѐ kein Nachrücker durch AfD  
Juli 2021:   Leopold Grimm Ѐ Nachrücker Hans Albert Elsäßer  
Oktober 2021:  Marianne Epple (verstorben) Ѐ Nachrücker in Romana Denzel  
Februar 2022:  Florentin Stemmer Ѐ Nachrücker in Fransiska Jung 
Februar 2022:  Maria- Lena Weiss Ѐ Nachrücker in Alexandra Sauter  
Oktober 2023:  Harald Niem ann (verstorben) Ѐ Nachrücker Hermann Früh  
 
Ausschüsse  
Nach der Hauptsatzung des Landkreises gab es folgende beschließende  
Ausschüsse, denen jeweils 17 Kreisräte angehören:  
¶ Ausschuss für Verwaltung und Finanzen  
¶ Ausschuss f ür Mobilität und Verkehr,  seit 01.11.2019 
¶ Ausschuss für Technik und Umwelt  
¶ Ausschuss für Soziales und Gesundheit  

 
Daneben besteht aufgrund eines Landesgesetzes der Ausschuss für Familie, Kin-
der und Jugend. Dieser besteht aus 17 stimmberechtigen Mitglieder und weit eren 
elf beratenden Mitgliedern.  
 
Sitzungen, Klausurt agungen und Informationsfahrten  
Die Kreisgremien haben in den vergangenen fünf Jahren 148 Sitzungen mit über 
1.000 Tagesordnungspunkten abgehalten.  
 
Bis zum Ende der Legislaturperiode werden  
¶ 35 Kreistagssitzung en 
¶ 28 Sitzungen des Ausschusses für Verwaltung und Finanzen  
¶ 24 Sitzungen des Ausschusses für Mobilität und Verkehr  
¶ 26 Sitzungen des Ausschusses für Technik und Umwelt  
¶ 24 Sitzungen des Ausschusses für Soziales und Gesundheit  
¶ 11 Sitzungen des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
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stattgefunden haben. Die vorbereitenden Sitzungen der Fraktionen des Kreistags 
sind hier nicht mit eingerechnet.  
 
Des Weiteren fanden  zahlreiche  Sitzungen der Fraktionsvorsitzenden und ver-
schiedene Sitzungen von Arbeitsgruppen und Kommissionen statt : 
¶ Fraktionsvorsitzenden rund en      31 Sitzungen 
¶ Arbeitsgruppe Haushalt und Haushaltskommission  9 Sitzungen  
¶ ÖPNV- Kommission       8 Sitzungen  
¶ Lenkungsausschuss Markenbildung     5 Sitzungen  
¶ Landratswahlausschuss       2 Sitzungen  
¶ Museumsbeirat        4 Sitzungen  
¶ Koordinierungsgruppe IGZ      4 Sitzungen  

 
Außerdem wurden  in der vergangenen Legislaturp eriode folgende Klausurtagun-
gen und Informationsfahrten abgehalten : 
¶ eintägige Klausurtagung in 2022  
¶ zweitägige Klausurtagung in Metzingen in 2022  
¶ Straßenumfahrt und Besichtigung des Stützpunkt Harras in 2023  
¶ zweitägige Kreistagsinformationsfahrt nach Freiburg/Schluchsee in 2023  

 
Aufgrund der Coronapandemie und den sich daraus ergebenden Corona -
Schutzmaßnahme n mussten im Jahr 2020 Sitzungen abgesagt werden. Im weite-
ren Verlauf wurde im Mai 2021 erstmals eine Kreistags - Sitzung per Videokonfe-
renz abgehalten. D ie Kreistags - Sitzungen von Mai 2020 bis Februar 2022 wurden 
aufgrund der  Corona - Schutzmaßnahmen alle auß er Haus in größeren Hallen ab-
gehalten . 
 
Wiederwahl von Landrat Stefa n Bär im Kreistag am 30.01.2020  
Am 30.01.2020  wurde Landrat Stefan Bär wiederholt zum Landrat des Landkrei-
ses Tuttlingen gewählt. In der  Kreistags sitzung  am 14.05.2020 wurde Landrat 
Stefan  Bär von Regierungspräsidentin Bärbel Schäfer für die neue Amtsperiode 
verpflichtet.  
 
Todesfälle  
In der vergangenen Legislaturperiode hatte der Kreistag drei Todesfälle zu bekla-
gen . Wir trauern um:  

Michael Schön  
Marianne Epple  
Harald Niemann  
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2 Soziales  
 
2.1 Jugendhilfe  
 
2.1.1 Umsetzung des Bundesteilhabegesetztes (BTHG)  
 
Das Bundesteilhabegesetz (BTHG) ist am 01.01.2017 in Kraft getreten. Der Ge-
setzgeber (Bund) setzt mit dem BTHG die UN - Behindertenrechtskonvention um.  
Übergeordnetes Ziel ist, ein leist ungsfähiges Rehabilitations -  und Teilhabrecht für 
Menschen mit Behinderung zu schaffen, welches von maximaler Selbstbestim-
mung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben geprägt ist.  
 
Das BTHG ist eines der ambitioniertesten Sozialgesetze der letzten Jahrze hnte 
und fordert alle Beteiligten Ѐ Träger wie Leistungserbringer Ѐ enorm. Die Umset-
zung des BTHG umfasst 4 Reformstufen.  
 
Reformstufe 1: ab 01.01.2017  
¶ Änderung des Schwerbehindertenrechtes  
¶ Erhöhung der Einkommens -  und Vermögensfreigrenzen für Leistungsbe-

rechtigte nach dem SGB XII  
¶ Erhöhung des Arbeitsförderungsgeldes von 26 EUR auf 52 EUR monatlich  

 
Reformstufe 2: ab 01.01.2018  
¶ Allgemeiner Teil des Schwerbehindertenrechtes wurde in Teilen I und III des 

neuen SGB IX 
¶ Erweiterte Leistungen (Teilhabe am Arbeitsleben und Gesamtplanverfah-

ren) 
¶ Bedarfsermittlung nach dem Instrument BEI_BW  
¶ Teilhabeverfahrensbericht: Alle Reha - Träger sind verpflichtet, eine um-

fangreiche Datenerhebung durchzuführen.  
 
Reformstufe 3: ab 01.01.2020  
¶ Trennung der existenzsichernden L eistung von der Fachleistung Eingliede-

rungshilfe  
¶ Leistungen der Eingliederungshilfe werden zu Leistungen der sozialen Teil-

habe, insbesondere Assistenzleistungen  
¶ Umstellung auf den neuen Landesrahmenvertrag (bis zum 31.12.2023 zwin-

gend)  
 
Die Zielsetzung des  BTHG geht mit einer größtenteils komplett neuen Denkweise 
einher, verknüpft mit den Erfordernissen neuer Strukturen und einer Neudefinition 
sämtlicher Abläufe. Ferner sind die finanziellen Auswirkungen absehbar erheblich.  
 
Mit der BTHG- Reform ist die Ein gliederungshilfe nicht mehr Sozialhilfeträger, 
sondern Rehabilitationsträger.  
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Nach den Vorgaben des SGB IX ist der Träger der Eingliederungshilfe verpflichtet, 
Leistungsberechtigte umfassend zu beraten und bei der Umsetzung größtmögli-
cher und maximal selb stbestimmter Teilhabe zu unterstützen (§ 106 SGB IX). Fer-
ner wurde der bislang vordefinierte und starre Leistungskatalog der Hilfen für 
Menschen mi t  Behinderung dahingehend neu definiert, dass Leistungen perso-
nenzentriert , auf die individuellen Wünsche und  Hilfebedarfe des Leistungsbe-
rechtigten hin individuell  geplant und an der Schnittstelle zu anderen Rehabilitati-
onsträgern abgestimmt erbracht werden sollen.  Neben der individuellen Bera-
tung kommt insbesondere der Bedarfsfeststellung inzwischen eine maßgeb liche 
Bedeutung zu.  
 
Im Zentrum der Bedarfsermittlung steht die personenzentrierte und ganzheitliche 
Sicht auf den Menschen, auf seine Lebenssituation, auf sein Umfeld, wie die Per-
son leben möchte, was sie selbst dazu beitragen kann, was sie hindert und wa s sie 
braucht, um so an der Gesellschaft teilzuhaben, wie sie sich das vorstellt.  
 
Die neue Verortung der Eingliederungshilfe leistungen im SGB IX führt aufg rund 
des nunmehr personenzentrierten Ansatzes dazu, dass alle vertraglichen Rege-
lungen mit den Leist ungserbringern (z.B. Lebenshilfe, Liebenau) neu ausgehan-
delt werden müssen. Grundlage für den Abschluss von Leistungs -  und Vergü-
tungsvereinbarungen vor Ort ist der Landesrahmenvertrag, der zwischen den Trä-
gern der Eingliederungshilfe und den Leistungserbri ngern unter Mitwirkung der 
Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderung abgeschlossen wurde.  
 
Insgesamt sind im Landkreis 31 Leistungsangebote unserer verschiedenen Leis-
tungserbringer umzustellen.  
 
Auf Wunsch des Kreistags wurde  im Rahmen der Hausha ltsberatungen entschie-
den, dass die Erstattungen des Landes für die BTHG - bedingten Mehrausgaben 
als auskömmlich prognostiziert werden.  
 
Die Umsetzung des BTHG ist weiterhin ein Kraftakt für alle beteiligten Akteure.  
 
Die ersten Vergütungsabschlüsse nach de m neuen Landesrahmenvertrag (Stufe 
3 BTHG) bringen erhebliche Erhöhungen mit sich. Die Ausgaben für die Werkstatt 
für behinderte Menschen und die Ausgaben für die besonderen Wohnformen 
(früher stationäres Wohnen) steigen in 2024 um 30 bis  40 %. Damit steig en die 
Ausgaben in der Eingliederungshilfe des Landkreises i n 2024 erneut Ѐ und zwar 
auf rund  30 Mio. EUR.  
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Fallzahlen Eingliederungshilfe  
 
Der durch die Umstellung des BTHG notwendige Mehraufwand kann am Beispiel 
des Ambulant Betreuten Wohnens (ABW) sehr gut dargestellt werden, ist aber in 
dieser Form übertragbar auf alle anderen Leistungen.  
 

 
 
In den Gremien wurde  laufend über den Stand der Umsetzung des BTHG berich-
tet, da die Auswirkungen auf den Kreis haushalt sehr groß sind Ѐ die Ausgaben de r 
Eingliederungshilfe belaufen sich in 2024 auf rund 30 Mio. EUR . 
 



 
 

  

 
12 

 

2.1.2  Das neue Kinder -  und Jugendstärkungsgesetz  
 
Am 7. Mai 2021 hat der Bundesrat der vom Bundestag verabschiedeten Reform 
der Kinder -  und Jugendhilfe zugestimmt. Die Regelungen des Kinder -  und Ju-
gendstärkungsgesetzes (KJSG) treten mit der entsprechenden Verkündung in 
Kraft  Ѐ mit ˼ˠʂŪȥɼǟНǘǟˈНĂǟȐǟɣ˼ʂȐǟʂНʹ˼ˈНЉȴʂɞɣ˼ˠȴ́ǟʂНÄʪˠ˼ʂȐЊНϮİǐǟˈȎ̋ȥˈ˼ʂȐНǘǟˈН
¾ȴʂǘǟˈН˼ʂǘНº˼ȐǟʂǘɣȴǑȥǟʂНɼȴˬН9ǟȥȴʂǘǟˈ˼ʂȐНȴʂНǘŪˠНÄǟȴˠˬ˼ʂȐˠˠ͈ˠˬǟɼНЉº˼ȐǟʂǘȥȴɣȎǟЊϰϖН
Diese soll stufenweise bi s 2028 umgesetzt werden.  
 
Besonders einschneidende und weitreichende Veränderungen beinhaltet das 
KJSG für seelisch, geistig und körperlich behinderte Kinder und Jugendliche. Seit 
́ȴǟɣǟʂНºŪȥˈǟʂН͂ȴˈǘНǐǟˈǟȴˬˠНǘȴǟНЉȴʂɞɣ˼ˠȴ́ǟНÄʪˠ˼ʂȐЊНɞʠʂˬˈʠ́ǟˈˠНǘȴˠɞ˼ˬȴǟˈˬϖНť˼ˈücklie-
gend waren mehrere Versuche, Leistungen für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derung von der Sozi alhilfe in das SGB VIII zu überführen, gescheitert. Nunmehr hat 
ˠȴǑȥНǘǟˈНaǟˠǟˬʹȐǟǐǟˈНǘʠǑȥНʹ˼ˈНĦɼˠǟˬʹ˼ʂȐНǘǟˈНˠʠȐǟʂŪʂʂˬǟʂНЉȐˈʠ˫ǟʂНÄʪˠ˼ʂȐЊН
entschieden. Gemäß dieser liegt die sachliche Zuständigkeit für Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderung unabhängig von der Art der Behinderung ab dem Jahr 
2028 im SGB VIII und damit in der Verantwortung der Jugendhilfe.  
 
AŪН͂ȴˈНȴɼНÄŪʂǘɞˈǟȴˠНğ˼ˬˬɣȴʂȐǟʂНǘȴǟНЉȐˈʠ˫ǟНÄʪˠ˼ʂȐЊНȴʂН˼nserer strukturellen Organi-
sation bereits 2013 durch die Zuordnung des Leistungsbereichs SGB VIIII in das 
Amt für Familie, Kinder und Jugend vorweggenommen haben, begrüßen wir die 
aktuell beschlossene Reform sehr. Alle Leistungen zur Teilhabe für Kinder un d Ju-
gendliche erbringen wir daher zukünftig aus dem Amt für Familie, Kinder und Ju-
gend auf der einheitlichen Rechtsgrundlage des SGB VIII.  
 
Die Änderungen durch das KJSG können grundsätzlich in fünf Schwerpunktthe-
men überblicksartig zusammengefasst werden:  
 
Verbesserter Kinder -  und Jugendschutz  
Wesentliche Änderungen gibt es insbesondere in der Zusammenarbeit des Ju-
gendamtes mit sogenannten Berufsgeheimnisträgern (Kinderärzte, Kliniken 
usw.), welche zukünftig vom Jugendamt in geeigneter Weise an der Gefähr-
dungseinschätzung nach § 8a SGB VIII beteiligt werden müssen. Gestärkt werden 
soll zudem die Zusammenarbeit durch die Einführung einer Sollverpflichtung des 
Jugendamtes, dem meldenden Berufsgeheimnisträger zeitnah eine Rückmel-
dung über das Vorliegen gewicht iger Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder Jugendlichen zu geben.  
 
Auch die Zusammenarbeit von Jugendamt und Familiengericht ist im Kinderschutz 
in den letzten Jahren nach verschiedenen gescheiterten Kinderschutzfällen noch 
einmal be sonders in den Fokus gerückt.  
 
Im Bereich der Strafverfolgung sowie der hier bestehenden Schnittstelle zu Ju-
gendstaatsan waltschaft, Polizei  und anderen soll künftig das Instrument soge-
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nannter Fallkonferenzen verstärkt praktiziert werden. Ferner soll der Informati-
onsfluss bei Kindeswohlgefährdung insbesondere durch sexualisierte Gewalt 
seitens der Strafverfolgungsbehörden an das Jugendamt gestärkt werden.  
 
Abschließend werden zur verbesserten Kooperation im Kinderschutz in Zukunft 
auch Kindertagespflegeper sonen verpflichtet, Vereinbarungen nach § 8a SGB 
VIII mit dem örtlichen Träger der Jugendhilfe abzuschließen.  
 
Zum verbesserten Schutz von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen werden 
zusätzliche Voraussetzungen für die Erteilung einer Betriebserlaubni s eingeführt.  
Ebenfalls kommt der Gesetzesentwurf den seitens der Politik erhobenen Forde-
rungen nach, schärfere Kontrollen bei Auslandsmaßnahmen einzuführen.  
 
Stärkung von Kindern und Jugendlichen, die in Pflegefamilien oder Einrichtungen 
aufwachsen  
Zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilie n oder Einrichtungen 
sollen insbesondere Veränderungen in der Hilfeplanung nach § 36 ff. SGB VIII bei-
tragen. Insbesondere soll eine deutliche Akzentuierung und Berücksichtigung 
bestehender Geschwisterbezi ehungen in der Hilfeplanung Berücksichtigung fin-
den.  
 
Zur qualitativen Verbesserung in der Pflegekinder - Hilfe sollen zukünftig auch in 
Pflegeverhält nissen Schutzkonzepte entwickelt, angewendet und überprüft 
werden.  
 
Das KJSG enthält zudem einen erhöhten Ve rpflichtungsgrad bezüglich der Hilfen 
für junge Volljährige.  
 
Hilfen aus einer Hand Ѐ die inklusive Lösung  
Die Reform des SGB VIII bündelt staatliche Leistungen und Hilfen für Kinder -  und 
Jugendliche mit Behinderungen in den kommenden Jahren im SGB VIII.  
 
Konkret vorgese hen ist die Umsetzung in einem D rei- Stufen - Modell, das schritt-
weise  auf die ab dem Jahr 2028 vorgesehene einheitliche sachliche Zuständigkeit 
der Kinder -  und Jugendhilfe für alle Kinder, unabhängig vom Vorliegen einer Be-
hinderung und der Beh inderungsform, vorbereitet.  
 
1. Stufe: Stärkung der Inklusion im SGB VIII und Schnittstellenbereinigung  
In der Neufassung des § 1 SGB VIII werden die Erziehungsziele der Kinder -  und Ju-
gendhilfe um die gleichberechtigte Teilhabe ergänzt. Die gemeinsame Förd erung 
von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung sowie die Berücksichti-
gung spezifischer Bedürfnisse werden dann sowohl Maßstab bei der Jugendhil-
feplanung als auch der Qualitätsentwicklung.  
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2. Stufe : Verfahrenslotse  
Ab dem Jahr 2024 sollen soge nannte Verfahrenslotsen in den Jugendämtern 
etabliert werden. Die Verfahrenslotsen haben zwei zentrale Aufgaben:  
Sie sollen erstens junge Menschen und ihre Familien bei Leistungsgewährung 
durch das Verfahren lotsen und zweitens den öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
bei der Zusammenführung der Zuständigkeiten unterstützen.  
 
3. Stufe : Sachliche Zuständigkeit der Kinder -  und Jugendhilfe für alle Kinder  
Ab dem Jahr 2028 sollen alle Leistungen für junge Menschen mit drohender seeli-
sche r Behinderung, wie auch m it drohender körperlicher oder geistiger Behinde-
rung vorrangig vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe gewährt werden.  
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Im Sozial-  und Gesundheitsausschuss wurde  mehrfach über die Auswirkungen 
des neuen Kinder -  und Jugendstärkungsgesetz berichtet. Wir sind dem Kreistag 
sehr dankbar, dass wir uns personell und organisatorisch gut aufstellen können.  
 
 
2.1.3  Organisationsuntersuchung im Amt für Familie, Kinder und Jugend  
 
Mit Beschluss vom 22.03.2018 hat der Kreistag entschieden, eine Organisations-
untersuchung im Amt für Familie, Kinder und Jugend vom Kreistag in Auftrag zu 
gegeben. Das Institut Rödl & Partner aus Nürnberg wurde mit der Untersuchung 
beauftragt. Der Kreista g hat diese Organisationsuntersuchung entsprechend 
begleitet. Regelmäßig wurde über die Zwischenergebnisse berichtet.  
 
Die Grundlagen der Untersuchung waren unter anderem das Wachstum des Am-
tes in den letzten Jahren , verbunden mit der inzwischen erreichte n Personalstärke 
von 99,45 VZÄ auf 120 Personen sowie eine weiter ansteigende Aufgabenvielfalt. 
Mit 120 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist das Amt für Familie, Kinder und Ju-
gend das größte Amt im gesamten Landratsamt.  
 
Bei der Organisationsuntersuchung hat uns insbesondere die Frage beschäftigt, 
ob und wie wir den gestellten Anforderungen auch zukünftig mit den uns zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen gerecht werden können und ob sowohl unser 
Aufbau -  wie auch unsere Ablauforganisation dafür zukunftsfähig s ind.  
 
Besonderes Augenmerk war hierbei auf die Strukturen und Erfordernisse im Kin-
derschutz und die damit verbundene Garantenpflicht zu legen.  
 
Durch die gezielte externe Betrachtung von drei Kernpunkten  
¶ Personalbemessung  
¶ Aufbauorganisation  
¶ Ablauforganisa tion  

hat man sich wichtige Impulse von außen erhofft.  
 
Auftrag an den externen Berater war daher, die gewählte Aufbauorganisation zu 
analysieren, Anregungen und Impulse zur Ablauforganisation zu geben sowie eine 
konkrete Personalbemessung durchzuführen.  
 
Kernbefunde der durchgeführten Untersuchung  

1. Hinsichtlich der Personalbemessung kam  der externe Berater zur Empfeh-
lung, dass der  Stellenplan um 21,04 Stellen aufzustocken ist.  

2. Aufbauorganisation: Die Leitungsspanne ist im A mt 41 insgesamt deutlich 
zu hoch (eine Führungskraft ist für zu viele Mitarbeitende sowie zu viele in 
sich verschiedene Abteilungen zuständig). Insbesondere in den kinder-
schutzrelevanten Arbeitsbereichen ist der fachliche Standard von 1:10 nicht 
gewährleis tet.  
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3. Ablauforganisation: Bezüglich arbeitsunterstützender Maßnahmen und 
Optimierbarkeit von Abläufen formuliert e der externe Berater 80 konkrete 
Optimierungsmaßnahmen.  

 
Zwischenergebnis  
Im Rahmen der vorgeschlagenen Umsetzung müssen alle drei Themengruppen  
parallel angegangen werden.  Wir haben uns daher darauf verständigt, ausgehend 
von den dringlichsten Befunden der Untersuchung bereits vorab eine Priorisie-
rung vorzunehmen.  
 
Prioritär sehen wir die durchgehende Verbesserung der Leitungsspanne. Dies ist 
entscheidende Grundlage für eine Umsetzung der definierten 80 Maßnahmen 
und reagiert auch auf den eindrücklichsten Kritikpunkt aus der Mitarbeiterschaft 
als ein Kernbefund der Untersuchung (Leitung in allen Arbeitsbereichen zu weni g 
präsent, fachliche Anleit ung/ Unterstützung/Wertschätzung fehlt, Steuerung und 
Kontrolle findet zu wenig statt, etc.).  
 
Hinzu kommt, dass wir mit dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) und dem Kinderju-
gendschutzgesetz (KJSG) sowie allen damit verbundenen Umsetzungen im Inne-
ren in den komm enden Jahren vor enorm großen Herausforderungen stehen.  
 
Ferner bewegen wir uns im Arbeitsbereich Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) im 
Bereich Kinderschutz. Um hier ein Organisationsverschulden zu verhindern und 
den landesweit ausgewiesenen Standard von 1: 10 zu erfüllen, ist die entspre-
chende Anhebung sowohl bei den eingesetzten Vollzeitkräften wie auch der zu-
ständigen Leitung aus unserer Sicht alternativlos und ebenfalls mit Priorität 1 um-
zusetzen.  
 
Wir erhoffen uns durch die zusätzlichen Leitungskapazität en Verbesserungen und 
Synergien auch für die Mitarbeitenden sowie die notwendige Ausstattung zur Er-
arbeitung verbindlicher Arbeitsgrundlagen (Prozesse, Verfahrenswege, Schnitt-
stellen, etc.).  
 
Zur Umsetzung der 80 empfohlenen Maßnahmen wurde  eine ämterüberg reifende 
Projektgruppe etablier t , welche die Maßnahmen auf Realisierbarkeit prüft, priori-
siert und in die Umsetzungsplanung bringt.  
 
Der Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend hat die Ergebnisse der Organisati-
onsuntersuchung in seiner Sitzung am 09.11.20 21 ausführlich diskutiert. Eine Ver-
besserung der Personalausstattung auf Leitungsebene wurde einhellig begrüßt 
mit dem Ziel, die für den Kinderschutz verantwortlichen Teams noch besser zu 
begleiten und zu stützen.  
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Der Vorschlag, die Leitungsebene zu stärk en, erfuhr großen Zuspruch, da nur da-
mit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in ihrer schwierigen Aufgabe gut angelei-
tet und begleitet werden können.  
 
Aus Reihen des Ausschusses wurde unterstrichen, dass die Umsetzung der vom 
Gutachten empfohlenen 80 Maßn ahmen ebenfalls zielführend sei, um das Amt für 
die wachsenden Herausforderungen gut aufzustellen.  
 
Wir sind dem Kreistag sehr dankbar, dass wir die Vorschläge der Organisations-
untersuchung (neues Organigramm, Stärkung der Führungsstruktur des Amtes 
etc.) in dieser Legislaturperiode weitgehend umsetzen konnten.  
 
 
2.2  Kommunales Jobcenter  
 
2.2.1  Hartz - IV wird zu Bürgergeld  
 
ɼНΎΐϖΎΐϖΒΎΒΔН͂˼ˈǘǟНǘŪˠНǐȴˠȥǟˈȴȐǟНvŪˈˬʹН{ŔНǘ˼ˈǑȥНǘŪˠНЉ9̋ˈȐǟˈȐǟɣǘЊНǟˈˠǟˬʹˬϖНÐǟϼ

ben einer massiven Erhöhung des Regelsatzes (innerhalb eines Jahres um 21 Pro-
zent) gab es eine Reihe von Änderungen:   
¶ Die Sanktionsmöglichkeiten für das Kommunale Jobcenter wurden massiv 

eingeschränkt  
¶ Karenzzeit in Bezug auf Vermögen  
¶ Vermögensfreigrenzen für Hilfebezieher wurden erheblich erhöht  
¶ Koo perationsplan und Vertrauenszeit in Bezug auf Mitwirkungspflichten 

und Versäumnissen  
¶ Integration durch ganzheitliche Betreuung / Coaching  
¶ Die Wohnung bleibt mindestens 12 Monate nach Antragsstellung geschützt  

 
Weitere Veränderungen sind zum 01.07.2023 in K raft getreten. So z.B. höhere 
Freibeträge für Erwerbstätige / Schüler / Auszubildende, Bürgergeldbonus für die 
Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung oder berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahmen und weiterer Förderungen, die Integrationen in de n 
Arbeitsmarkt befördern sollen.  
 
Das Kommunale Jobcenter des Landkreises ist weiterhin Träger dieser existenzsi-
chernden Leistung (Bürgergeld) für rd. 5.500 Bürgerinnen und Bürger im Kreisge-
biet. Innerhalb eines Jahres gehen im K ommunalen Jobcenter immerh in rund 
1.300 Neuanträge (Arbeitslosengeld II; seit 01.01.2023 Bürgergeld) ein. Da durch-
schnittlich zwei Personen pro Antrag betroffen sind, sind dies rund 2.600 Land-
kreisbewohner.  
 
Der durchschnittliche Bestand an Bedarfsgemeinschaften (Einzelpersonen od er 
Familien) beträgt relativ konstant ca. 2.300 (Zeitraum 2012 bis 2022). Somit er-
folgt auch ein jährlicher Abgang in etwa derselben Höhe wie der  Zugang.  
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Auch weiterhin wird die Grundsicherung (Bürgergeld) und die Umsetzung durch 
die Jobcenter in erhebli chem Maße vom Bund finanziert. Den Regelsatz (Bürger-
geld) können wir zu 100 % mit dem Bund abrechnen. Die Personalkosten werden 
zu rund  85 % vom Bund übernommen. Die Jobcenter erhalten hierfür ein jährlich 
vom Bund festgelegtes Budget. Die Kosten der Unter kunft werden vom Bund zu 
rund 75 % übernommen,  25 % verbleiben beim Landkreis.  
 
Ferner werden die Qualifizierungs -  und Sprachkurse (Eingliederungsleistungen) 
ebenfalls zu 100 % vom Bund übernommen. Wir erhalten hierfür vom Bund ein 
jährlich festgelegtes Budget.  
 
In 2022 haben wir den Verd ȴǟʂˠˬНǐǟȴНǘǟʂНˠʠȐǟʂŪʂʂˬǟʂНЉIȴʂ- Euro-ºʠǐˠЊН́ǟˈǘʠ˃ϼ
pelt Ѐ und zwar von 1 EUR auf 2 EUR je Stunde. Wir haben damit die Erwartung ver-
knüpft, dass mehr Langzeitarbeitslose Arbeit aufnehmen und wieder an eine sozi-
alversicherungspflichtige Beschäftigung herangeführt werden können. Leider 
hat sich diese Hoffnung bisher nicht erfüllt. Es gab keine nennenswert größere 
Bereitschaft der arbeitsfähigen Hilfebezieher, beispielsweise in den Tafelläden, 
im Kulturkaufhaus oder auf den Bauhöfen der Gemeinden mitzuarbeiten.  
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2.2.2  Ukrainekrieg und Rechtskreiswechsel zum 01.06.2022  
 
Der Bund hat entschieden, dass ukrainische Kriegsvertriebenen, die bisher Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten haben, zum 01.06.2022 
ȴʂНǘŪˠНĒʠʹȴŪɣȐǟˠǟˬʹǐ˼ǑȥН{{НϮ ˈǐǟȴˬˠɣʠˠǟʂȐǟɣǘН{{НϨНЉvŪˈˬʹН{ŔЊϰН̋ǐǟˈȎ̋ȥˈˬН͂ǟˈǘǟʂϖНAȴǟϼ
sen Rechtskreiswechsel innerhalb kürzester Zeit vorzunehmen, bedurfte aller An-
strengungen im zuständigen Amt für A ufenthalt und Integration und vor allem 
beim Kommunalen Jobcenter. Rund 1.500 Personen mussten vom Kommunalen 
Jobcenter innerhalb kürzester Zeit erfasst und in das System eingepflegt werden. 
Dabei stellte sich in einigen Fällen auch heraus, dass diese Pers onen Leistungen 
nach dem SGB XII erhalten werden.  
 
Mittlerweile hat der überwiegende Teil der ukrainischen Hilfebezieher ein eigenes  
Konto und bekommt die SGB II - Leistungen überwiesen. Die anderen bekommen 
das Geld in bar. Die Ausgabe der Auszahlkarten wir d ausschließlich durch die Info-
thek abgewickelt, wodurch am Monatsende innerhalb von zwei Tagen ca. 150 
Personen persönlich erscheinen.  
 
Aktuell haben wir im Kommunalen Jobcenter 2.800 Bedarfsgemeinschaften mit 
rund 5.850 Personen. Davon sind knapp 3.200 P ersonen ausländischer Staats-
angehörigkeit aus 66 Nationen.  
 
Durch die Aufnahme von knapp 700 Bedarfsgemeinschaften in einem Monat ent-
stand eine hohe Arbeitsbelastung bei den Fallmanagern im Kommunalen Jobcen-
ter. Anstelle von bisher 110 bis 120 Bedarfsgemei nschaften hat nun jeder r und  150 
bis  160 Bedarfsgemeinschaften zu bearbeiten. Dies ist nur leistbar, weil bereits 
intern Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der Arbeitsmarktintegration die Bear-
beitung der Leistungsgewährung unterstützen. Darunter leidet z war die Vermitt-
lung von Personen in Arbeit, was momentan jedoch nicht zu verhindern ist. Bei 
zehn unbesetzten Stellen im Kommunalen Jobcenter spitzt sich die Personalsitua-
tion weiter zu.  
 
Neben SGB II- Empfängern kommen auch Menschen aus der Ukraine zu uns,  die 
bereits in Rente sind oder Handicaps haben. Zwischenzeitlich haben wir rund 100 
Leistungsberechtigte im SGB XII. Obgleich dies nicht die Masse ist, ergeben sich 
für das Sozialamt ähnlich gelagerte Herausforderungen, insbesondere eine 
schwierige Prüfun g der Anspruchsvoraussetzungen. Gerade behinderte oder 
pflegebedürftige Kriegsvertriebene stellen das Sozialamt vor große Herausfor-
derungen. Im Gegensatz zum SGB II, in dem die Krankenversicherung über den 
Bund abgegolten wird, wird der Landkreis für die K osten der Hilfen zur Gesundheit 
der Kriegsvertriebenen im SGB XII aufkommen müssen.  
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2.3  Pflege und Selbsthilfe  
 
2.3.1  Modellkommune Pflege  
 
Eine gute Pflege kann nur dann funktionieren, wenn sie kommunal verankert und 
geplant wird. Daher hat sich der Landkreis Tuttlingen 2020 als einer von drei  
ÄŪʂǘɞˈǟȴˠǟʂНǐ˼ʂǘǟˠ͂ǟȴˬН˼ɼНǘŪˠНþˈʠɕǟɞˬНЉÎʠǘǟɣɣɞʠɼɼ˼ʂǟНþȎɣǟȐǟЊНǐǟ͂ʠˈǐǟʂϖН
Hierbei wurden wir vom Minist erium für Soziales und Integration Baden -
Württemberg und vom Landkreistag unterstützt.  
 
AȴǟН¾ʠʂʹǟ˃ˬȴʠʂНǘǟˈНЉÎʠǘǟɣɣɞʠɼɼ˼ʂǟНþȎɣǟȐǟЊН˼ɼȎŪˠˠˬНȎʠɣȐǟʂǘǟН ˼ȎȐŪǐǟʂɼʠǘ˼ϼ
le: 
 
1. Pflegekurse für Angehörige und ehrenamtliche Pflegepersonen  
2. Beratungen in der eigenen Häuslichkeit nach § 37 Abs. 3 SGB XI  
3. Pflegeberatung in Haushalten, in denen die Pflegesituation als prekär angese-
hen wird  
 
Teilweise werden diese Themengebiete und  Aufgaben bereits von der Fachstelle 
übernommen.  
 
Trotz schwieriger und zäher Ver handlungen, vor allem auf Bundesebene, ließ sich 
der Landkreis nicht beirren. Im März 2021 erhielten wir einen offiziellen Bescheid 
des Ministeriums für Soziales und Integration Baden - Württemberg, dass der 
Landkreis als Modellkommune Pflege anerkannt wurde . Daraufhin wurden mit 
dem Sozialministerium zahlreiche Folgegespräche geführt.  
 
Im September 2022 hat sich der Sozial -  und Gesundheitsausschuss einhellig für 
das Projekt ausgesprochen.  
 
Leider ist eine vollumfängliche Umsetzung bisher nicht gelungen, da die Spitzen-
verbände der Pflegekassen (Bund) nach wie vor mauern. Die Finanzierung durch 
die Pflegekassen ist vorerst gescheitert. Trotzdem setzen wir Teile der Modell-
kommune Pflege um (z.B. die Einzelhelferausbildung in den Kommunen). Und es 
bricht sich be im Bund mit neuen Modellüberlegungen die Erkenntnis Bahn, dass 
nur die Kommunen eine verlässliche und bezahlbare Pflege hinbekommen, da die 
Pflegelandschaft vor massiven Herausforderungen steht. Wir stehen mit der Kon-
ʹǟ˃ˬȴʠʂНЉÎʠǘǟɣɣɞʠɼɼ˼ʂǟНþȎɣǟȐǟЊН͂ǟȴˬǟˈȥȴn in den Startlöchern und können wei-
tere Module unmittelbar umsetzen, sobald der Bund und die Pflegekassen bereit 
sind, die entsprechenden Fördermittel auszukehren. Wir sind zuversichtlich, dass 
dies kommen wird.  
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2.3.2  ĒǑȥŪ˼ˈŪ˼ɼНЉ ɣˬǟˈНғНğǟǑȥʂȴɞЊНam Gesundheitszentrum Spaichingen  
 
Im November 2023 wurde die Außenstelle der Fachstelle für Pflege und Selbsthil-
ȎǟНŪɼНaǟˠ˼ʂǘȥǟȴˬˠʹǟʂˬˈ˼ɼНĒ˃ŪȴǑȥȴʂȐǟʂНˠʠ͂ȴǟНǟȴʂНĒǑȥŪ˼ˈŪ˼ɼНЉ ɣˬǟˈН˼ʂǘНğǟǑȥʂȴɞЊН
eingeweiht. Damit geht ein lang gehegt er Wunsch des Kreistags und des Kreis-
seniorenrats in Erfüllung.  
 
Ältere Menschen und ihre Angehörigen sowie Pflegebedürftige aus dem gesam-
ten Landkreis werden kostenlos und unverbindlich über technische Hilfsmittel 
und nützliche Alltagshelfer informiert un d in allen Fragen rund um das altersge-
rechte Wohnen beraten. Ziel ist es, dass die Bürgerinnen und Bürger so lange wie 
möglich selbständig in ihrer Wohnung oder ihrem Haus bleiben und ihren Alltag so 
lange wie möglich eigenständig bewältigen können.  
 

 
Der Schauraum zeigt neue Möglichkeiten des barrierefreien Wohnens und macht 
sie erlebbar. Durch verschiedene Wohnsituationen wird die ganze Bandbreite der 
analogen und digitalen Hilfsmittel greifbar. Pflegebedürftige und deren Angehö-
rige können innovative Hi lfsmittel und technische Gerätschaften kennenlernen 
und selbst ausprobieren. Dazu zählen Überwachungssysteme für den Herd und 
Tür-  oder Fensterkontaktsensoren, Rufsysteme, Ortungssysteme wie Tracker, 
smarte Schuhsohlen oder Gehstöcke, Exoskelettgürtel zur Entlastung des Kör-
pers, Kommunikationspuppen, Erinnerungssysteme zur Biographiearbeit und 
auch Roboter, die in der Lage sind, eine Televisite durchzuführen, oder eine Robo-
terkatze, die außergewöhnliche Gesundheitszustände erkennt.  
 
Sowohl die Außenstelle a ls auch der Schauraum tragen dazu bei, das Beratungs -  
und Informationsangebot für die Bewohnerinnen und Bewohner des Landkreises 
weiter zu verbessern und eine zusätzliche Anlaufstelle für alle Bürgerinnen und 
Bürger zu schaffen.  
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2.3.3  Reform des Betreuungsrech ts  
 
Der Bund hat im März 2021 eine umfassende Reform des Betreuungsrechts be-
ˠǑȥɣʠˠˠǟʂНϮЉaǟˠǟˬʹНʹ˼ˈНĂǟȎʠˈɼНǘǟˠНŔʠˈɼ˼ʂǘˠǑȥŪȎˬˠ-  ˼ ʂǘН9ǟˬˈǟ˼˼ʂȐˠˈǟǑȥˬˠЊϰϗН
welches zum 01.01.2023 in Krafft getreten ist. Ziel des Reformvorhabens ist, das 
Vormundschafts -  und Betr euungsrecht umfassend zu modernisieren und neu zu 
strukturieren. Unter anderem ist vorgesehen, im Vormundschaftsrecht das Mün-
del mit seinen Rechten als Subjekt ins Zentrum zu stellen und die Personensorge 
zu stärken.  
 
Durch das Gesetz zur Reform des Vormu ndschafts -  und Be treuungsrechts ab 
01.01.2023 be kommen die Betreuungsvereine eine zentrale Bedeutung bei der 
angestrebten Verbesserung der Qualität der ehrenamtlichen Betreuung.  
 
Jeder anerkannte Betreuungsverein hat den gesamten gesetzlich vorgege benen 
Aufgabenka talog wahrzunehmen. Den Betreuungsvereinen obliegt die wichtige 
Funktion, das ehrenamtliche Engagement in der Betreuung zu stärken, indem sie 
ehrenamtliche Betreuer gewinnen, einführen, fortbilden, unte rstützend beraten 
und begleiten,  sowie  die Beratung und Unterstützung von Bevollmächtig ten. Im 
Bereich der Vorsorge und Betreuungsvermeidung übernehmen sie die wichtige 
Aufgabe, über vorsorgende Vollmachten und Verfügungen zu informieren und 
Bevollmächtigte zu beraten und zu unterstützen. Von besonderer Bedeutung ist 
ihre künftige Aufgabe, mit bestellten ehrenamtlichen Fremdbetreuern (ohne eine 
familiäre Bindung bzw. einem persönlichen Näheverhältnis zu der zu betreuenden 
Person) eine Vereinbarung über eine Begleitung und Unterstützung abzuschl ie-
ßen.  
 
Bisherige Aufgaben des Querschnitts im Betreuungsverein:  
¶ Einzelberatung von ehrenamtlichen Betreuern und Bevollmächtigten  
¶ Bewertung im Vorfeld einer Betreuung  
¶ Netzwerkarbeit / Gremienarbeit  
¶ Vermittlung von Betreuungen an ehrenamtliche Betreuer  
¶ Eingang sgespräch mit ehrenamtlichen Betreuern  
¶ Akquiseveranstaltungen  
¶ Fachvorträge bei Kooperationspartnern  
¶ Betreuertreffen  
¶ Einführungsveranstaltungen  
¶ Mindestens fünf  Vorträge im Jahr zu vorsorgende Verf ügungen  

 
Zusätzliche neue Aufgaben Querschnitt ab 01.01.2023  
¶ Information zur Patientenverfügung und Ehegattenvertretungsrecht  
¶ ¾ʠˠˬǟʂɣʠˠǟН9ǟˈŪˬ˼ʂȐНʹ˼НŪɣɣǟʂН ʂɣȴǟȐǟʂНǘǟˈНЉĂǟǑȥˬɣȴǑȥǟʂН9ǟˬˈǟ˼˼ʂȐЊ 
¶ Verhinderungsbetreuung  
¶ Anbindung familiärer  ehrenamtlicher Betre uer 
¶ Schriftliche Vereinbarungen mit ehrenamtlichen Betreuern  
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¶ Durchführung von Pflichtfortbildungen fürs Ehrenamt (enorme Ausweitung 
der Angebote)  

 
Die Betreuungsbehörden und Betreuungsvereine werden durch diese Reform mit 
einem erheblichen Mehraufwand bela stet. Anders als bisher wird die Betreuungs-
behörde künftig mitten im Geschehen stehen und gegenüber den Gerichten ver-
bindliche Entscheidungen treffen, gegen welche den Betroffenen der Rechts-
weg offensteht. Die Betreuungsbehörde wird Ansprechpartner für all e anderen 
Sozialbehörden und Leistungserbringer sein.  
 
Im Sozial-  und Gesundheitsausschuss am 16.11.2022 haben wir über die Betreu-
ungsrechtsreform berichtet. Wir sind den Gremien sehr dankbar, dass der Zu-
schuss für den Betreuungsverein zukunftsfest ausges taltet wird. Zuletzt hat dies 
der Sozial -  und Gesundheitsausschuss mit Beschluss vom 06.12.2023 beschlos-
sen. 
 
 
2.3.4  Erwachsenenschutzkonzept  
 
Bereits 2016 haben wir ein Konzept entwickelt, da zunehmend Menschen in ihrer 
Häuslichkeit verwahrlose n beziehungsweise A ngehörige von Pflegebedürftigen 
massiv überfordert sind Ѐ bis hin zur Gewaltanwendung. Es gab eine Reihe von 
Anfragen u.a. durch Pflegedienste oder Hinweise von Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger. Meist konnten die Anfragen nicht zufriedenstelle nd gelöst werden, da die 
Zuständigkeiten nicht klar waren. Daher hat der Landkreis Tuttlingen für  das Lan-
ǘǟˠ˃ˈʠȐˈŪɼɼНЉ{ʂʂʠ́Ūˬȴ́ǟНþȎɣǟȐǟЊНǟȴʂǟʂНþˈʠɕǟɞˬŪʂˬˈŪȐНȴʂɞɣϖНÄʪˠ˼ʂȐˠŪʂˠƦˬʹǟНǟȴʂϼ
gereicht ϖН{ɼН ˃ˈȴɣНΒΎΐΜН͂˼ˈǘǟНǐǟɞŪʂʂˬϗНǘŪˠˠНǘǟˈНþˈʠɕǟɞˬŪʂˬˈŪȐНЉIˈ͂ŪǑȥˠǟʂǟʂϼ
sǑȥ˼ˬʹɞʠʂʹǟ˃ˬЊНǘ˼ˈǑȥНǘŪˠНĒʠʹȴŪɣɼȴʂȴˠˬǟˈȴ˼ɼНȐǟȎʪˈǘǟˈˬН͂ȴˈǘϖНŔǟˈȐɣǟȴǑȥǐŪˈǟНþˈʠϼ
jekte waren in Baden - Württemberg bis dahin unbekannt. Das Land förderte unser 
Projekt mit insgesamt 110.000 EUR. Der Förderzeitraum umfasst e drei Jahre. Es 
erfolgt e eine wissenschaf tliche Begleitung und Evaluation des Projekts durch 
Herrn Prof. Klie aus Freiburg.  
 
Hauptaufgabe ist die Netzwerkarbeit und  bestehende Strukturen zusammenzu-
führen. Ein konkreter Ansprechpartner beim Pflegestützpunkt des Landkreises 
geht darüber hinaus allen Fällen nach, die gemeldet werden. Die Fachkraft beim 
Pflegestützpunkt organisiert Hilfen und lindert die Situation der betroffenen Men-
schen.  
 
Im August 2021 konnte der Landkreis den Abschlussbericht veröffentlichen, was 
ein wesentliches Ziel d er Handlungsempfehlungen der Seniorenpolitischen Rah-
menkonzeption darstellt.  
 
Neben einer wissenschaftlichen Fallauswertung durch das Institut der AGP Sozial-
forschung fanden innerhalb der letzten Jahre mehrere runde Tische und Veran-
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staltungen im Landkreis Tuttlingen statt, um die Handlungsschwerpunkte und Zie-
le des Projekts zu identifizieren und umzusetzen. Ein wesentliches Ziel war, die be-
teiligten Akteure und Institutionen wie Pflegedienste, Behörden und die Polizei 
besser miteinander zu vernetzen, um Bed arfe frühzeitig zu erkennen und Gewalt 
rechtzeitig zu unterbinden. Im Gegensatz zum Kinder -  und Jugendschutz, der in 
Deutschland rechtlich klar geregelt ist, existiert hierzulande kein direkt vergleich-
bares Regelwerk zum Schutz besonders verletzlicher Grup pen erwachsener Men-
schen. Dabei bezieht der Begriff nicht ausschließlich Menschen mit Pflege -  und 
Unterstützungsbedarf ein . Er adressiert in gleicher Weise auch weitere, poten ziell 
vulnerable Gruppen, wie etwa Menschen mit Behinderung, ältere Erwachsene 
od er alleinlebende (ältere) Menschen.  
 
Im Rahmen der bei der Fachstelle für Pflege und Selbsthilfe institutionalisierten 
Funktion arbeitet eine Arbeitsgruppe kontinuierlich am Thema Erwachsenen-
schutz weiter.  
 
Im Sozial-  und Gesundheitsausschuss wurde mehrfac h berichtet und die Zustim-
mung für die weiteren Planungen eingeholt.  
 
 
2.3.5  Wohngeldreform  
 
Zu Beginn des Jahres 2023 trat die große Wohngeldreform in Kraft. Der Bund er-
wartet, dass durch die Reform die Anzahl der Wohngeldberechtigten von rund 
650.000 auf rund  2 Mio. verdreifacht wird. Ferner wird sich durch die Wohngel-
dreform das Wohngeld im Durchschnitt verdoppeln (von durchsch nittlich 180 
EUR / Monat auf rund 370 EUR / Monat).  
 
Wohngeld dient der wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und familienge-
rechten Wohnens. Es ist abhängig vom anzurechnenden Einkommen (Kindergeld 
und Kinderzuschlag werden nicht als Einkommen berücksichtigt), der Anzahl der 
Haushaltsmitglieder und der zu berücksichtigenden Miete oder Belastung.  
 
Die zu berücksichtigende Miete orientie rt sich an der tatsächlichen Kaltmiete ink l. 
kalter Nebenkosten und ist gedeckelt durch die im Wohngeldgesetz festgeleg-
ten Mietobergrenzen (Mietstufen I Ѐ VII).  
 
Vor  der Wohngeldreform zum 1. Januar 2023 hatte unsere Wohngeldstell e im 
Landratsamt (Soziala mt) rund  1.500 Anträge zu bearbeiten. Akt ive Fälle hatten wir 
im Jahr rund 500. Bund und Land teilen sich die Wohngeldausgaben. Die Wohn-
geldstelle des Lan dkreises zahlte im Jahr 2022 rund  1,3 Mio. EUR an Wohngeld aus. 
Diese Zahl wird sich ab 2023 zumindest  verdoppeln.  
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Mietstufen  
Ein wichtiges Kriterium für die Höhe des Wohngeldes ist die Einstufung der Woh-
nortgemeinde in die jeweilige Mietstufe (I Ѐ VII). Korrespondierend mit der Wohn-
geldreform wurden auch die Mietstufen der Kommunen neu angepasst. Im Herbst 
2022 wurden für den La ndkreis Tuttlingen vom Bund folgende Mietstufen festge-
legt:  
¶ Die Kreisgemeinden rutschten eine Stufe höher (von Stufe I auf Stufe II)  
¶ Spaichingen ist in Stufe III geblieben  
¶ Trossingen und Tuttlingen wurden zurückgestuft von III in Stufe II  

 
Heizkostenzusch uss 
Neben dem Wohngeld müssen die Wohngeldstellen auch einen einmaligen Heiz-
kostenzuschuss (Heizkostenzuschuss II)  ausbezahlen (rund 415 EUR für Alleinste-
hende ). Mit dem Heizkostenzuschuss sollen die Härten durch hohe Energiepreise 
gemildert werden.  
 
Unsere Wohngeldstelle hat in 2022 berei ts den Ѐ ebenfalls einmaligen Ѐ Heizkos-
tenzuschuss I ausbezahlt. Im Landkreis Tuttlingen (ohne Stadt Tuttlingen) wurde 
der Heizkostenzuschuss I an 519 Haushalte mit einem Volumen i.H.v. 218.480 EUR 
ausbezahlt.  
 
Für den Heizkostenzuschuss ist kein Antrag notwendig. Wohngeldempfänger er-
halten diesen automatisch. Voraussichtlich wird der Heizkostenzuschuss II im April 
2023 ausbezahlt. Wir gehen davon aus, dass erneut rund  500 Haushalte in den 
Genuss dieser Einmalzahlung komme n.  
 
Bearbeitung der Wohngeldanträge  
Die Wohngeldstellen sind kraft Gesetzes  für die Entgegennahme und Bearbei-
tung der Wohngeldanträge zuständig. Allerdings können uns die Kommunen un-
terstützen. Beispielsweise, in dem sie darauf achten, dass die Anträge vo llständig 
sind Ѐ und dann diese Anträge an uns weiterleiten. Dem Wohngeldantrag sollten 
beispielsweise die letzten 12 Lohnabrechnungen (12 Monate) beigelegt werden.  
 
Wir haben in der Bürgermeisterdienstversammlung im Herbst 2022 dafür gewor-
ben, dass uns di e Kommunen möglichst bei der Wohngeldbeantragung unter-
stützten und dabei helfen, darauf zu achten, dass die Antragsunterlagen vollstän-
dig sind. Dies ist gelungen und wir sind den Kommunen hierfür dankbar. Dadurch 
erfolgt die Bearbeitung der Wohngeldanträge  zügiger und die Bürgerinnen und 
Bürger kommen schneller in den Genuss des Wohngeldes.  
 
Die Antragszahlen beim Wohngeld im Landkreis Tuttlingen haben sich in den letz-
ten Jahren wie folgt entwickelt:  
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In den ersten beiden Monaten im Jahr 2023 wurden insgesamt 504 Wohngeldan-
träge gestellt; davon waren 186 Erstanträge. Hochgerechnet auf das ganze Jahr 
würde sich dadurch eine Gesamtzahl von 3.024 Wohngeldanträgen ergeben, 
wobei insbesondere die Erstanträge einen signifikanten Mehraufwand bedeuten.  
Auch hier wird mit einer deutlichen Steigerung bis zum Jahresende gerechnet.  
 
Die Zahlbeträge haben sich in den letzten Jahren wie folgt entwickelt:  
 

 
 
Bis einschließlich 27.02.2023 wurden im Jahr 2023 bereits 608.825 EUR aufge-
wendet. Damit wurden in knapp zwei Monaten bereits rund 43,63 % des Gesamt-
betrages des Jahres 2022 ausgezahlt.  
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Personal  
Vor der Wohngeldreform zum 01.01.2023 waren in unserer Wohn geldstelle 2,5 
VZÄ (verteilt auf 3 Mitarbeiterinnen) tätig. Zum 01.01.2023 haben zwei Mitarbeite-
rinnen jeweils befristet um 25 % aufgestockt, sodass wir aktuell mit 3,0 VZÄ arbei-
ten. Wegen der Reform bekommen wir noch 2,0 zusätzliche VZÄ, sodass wir dann 
5,0 VZÄ haben, diese aber mittelfristig w ȴǟǘǟˈНŪ˼ȎНΖϗΘНŔť-НŪǐˠǑȥɼǟɣʹǟʂϖНЉÐǟˬˬʠЊ 
haben wir damit einen Personalaufwuchs von 2,5 VZÄ auf 4,5, also nicht einmal 
eine Verdopplung, obgleich sich die Wohngeldanträge absehbar verdreifachen. 
ŕȴˈН͂ʠɣɣǟʂНȥȴǟˈНŪǐǟˈНЉŪ˼ȎНĒȴǑȥˬЊНȎŪȥˈǟʂН˼ʂǘНȐǟȐǟǐǟʂǟʂȎŪɣɣˠНʂŪǑȥɕ˼ˠˬȴǟˈǟʂϖН 
 
Der Kreistag hat die Personalaufstockung am 15.12.2022 einstimmig beschlos-
sen, worüber wir sehr dankbar waren.  
 
Bearbeitungsdauer der Wohngeldanträge  
Unsere Sorge, dass es zu überlangen Bearbeitungszeite n kommt, hat sich bisher 
nicht bestätigt. Wir können die eingehenden Anträge meist innerhalb von vier 
Wochen abarbeiten. Voraussetzung ist, dass alle Antragsunterlagen vorliegen.  
 
Fazit 
Die Wohngeldreform ist in unseren Augen eine wertvolle und sinnvolle soziale Si-
cherungsleistung, die Menschen zugutekommt, die sozialversicherungspflichtig 
arbeiten. Ferner kommt sie au ch Rentnerinnen und Rentner zug ute, die über ge-
ringe Renteneinkommen verfügen. In Einzelfällen können auch Personen, die 
durch eine Erhöhung  der Grundsteuer belastet werden, erstmalig einen Wohn-
geldantrag stellen.  
 
Es ist eine Leistung, dass die Bearbeitung der eingehenden Wohngeldanträge Ѐ 
trotz erheblicher Fallzahlsteigerung Ѐ nicht unangemessen lange dauert. In der 
Regel haben die Bürgerin nen und Bürger in vier Wochen ihr Geld (wenn der Antrag 
vollständig ist). Im April 2023 wird unsere Wohngeldstelle den Heizkostenzu-
schuss II ausbezahlen. Auch dies wird absehbar zu keinen großen Verzögerungen 
führen.  
 
Die Umsetzung dieser großen Reform ist  uns folglich Ѐ auch dank  der Unterstüt-
zung des Kreistags Ѐ gut gelungen.  
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3 Aufenthalt, Integration und Ausländerwesen  
 

3.1 Aktuelle Entwicklungen  
 
Die Zahl der Flüchtlinge, die in den Landkreis Tuttlingen kommen, ist seit 2022 
stark angestiegen. Mit dem Überfall Russlands auf die Ukraine kamen zahlreiche 
ukrainische Kriegsvertriebene in den Landkreis Ѐ seit Februar 2022 waren es 
2.250 Menschen aus der Ukraine. Parallel dazu stieg auch die Zahl der Asylbewer-
ber stark an.  
 
Innerhalb kür zester Zeit hat der Landkreis Tuttlingen zusammen mit der Stadt Tutt-
lingen eine gemeinsame Anlaufstelle (GAST) für ukrainische Kriegsvertriebene 
eingerichtet. Dort arbeiteten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ausländer-
behörden und des Amtes für Aufe nthalt und Integration Hand in Hand, um den An-
sturm zu bewältigen. Dank der Hilfsbereitschaft der Bevölkerung konnten viele 
ukrainische Kriegsvertriebene direkt in Wohnungen vermittelt werden.  
 
Auch die steigende Zahl von Asylbewerbern aus anderen Nationen  forderte den 
Landkreis. Neue bzw. weitere Unterkünfte (z.B. in Trossingen und Neuhausen ob 
Eck) mussten angemietet und ausgestattet werden. Im Zeitraum von Januar 2022 
bis Oktober 2023 wurden dem Landkreis Tuttlingen insgesamt knapp 1.000 
Flüchtlinge (ohn e ukrainische Kriegsvertriebene) zugewiesen.  
 
Die langfristige Strategie für die Vorhaltung von Gemeinschaftsunterkünften für 
Asylbewerber im Landkreis Tuttlingen sieht vor, dass künftig in allen drei großen 
Städten und in jedem Verwaltungsraum mindestens eine Gemeinschaftsunter-
ɞ˼ʂȎˬН́ʠˈȐǟȥŪɣˬǟʂН͂ȴˈǘϖНAŪɼȴˬНˠʠɣɣНǟȴʂǟНЉ9ŪˠȴˠŪ˼ˠˠˬŪˬˬ˼ʂȐЊНȴɼН9ǟˈǟȴǑȥНǘǟˈН́ʠˈɣƦ˼ϼ
figen Unterbringung geschaffen werden, um auf aktuelle und auch zukünftige 
Entwicklungen vorbereitet zu sein.  
 
 
3.2  Flüchtlingsunterkünfte Ѐ Langfriststrateg ie und Finanzierung  
 
Aufg rund der hohen Anzahl an Zuweisungen durch das Land, mussten weitere Un-
terkünfte im Landkreis gefunden werden. U.a. wurde eine Gemeinschaftsunter-
kunft in Trossingen (Händelstraße) angemietet. Hier können bis zu 100 Flüchtlinge 
unte rkommen. Ebenfalls wurden weitere Objekte in Geisingen und  Neuhausen 
gebaut beziehungsweise angemietet. Um uns für die Zukunft gut aufzustellen , 
haben wir entschieden, eine Langfriststrategie für die vorläufige Unterbringung zu 
entwickeln.  
 
Als Basis galt immer das dreigliedrige Unterbringungssystem:  
¶ Landeserstaufnahmestelle  
¶ Gemeinschaftsunterkunft (Zuständigkeit beim Landkreis)  
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¶ Anschlussunterbr ingung (Zuständigkeit bei den Kommunen)  
 

 
 
Eine langfristige Strategie bei der Unterbringung von Asylbewerbern und Flücht-
linge n sieht dergestalt aus, in allen drei großen Städten und in jeweils allen sechs  
Verwaltungsräumen des Landkreises mindestens eine GU vorzuhalten. Dann hät-
ten wir eine gleichmäßige und faire Verteilung an Gemeinschaftsunterkünften im 
gesamten Kreis.   
 
Wir haben im Sozial -  und Gesundheitsausschuss am 29.03.2023 ausführlich dar-
über berichtet und die Langfriststrategie vorgestellt.  
 



 
 

  

 
31 

 

Die Asylanträge (Erstantragssteller) sind in den letzten Jahren deutlich gestiegen. 
Ferner kommen sehr viele Familienangehörige i m Rahmen des Familiennachzugs 
nach Deutschland. Seit 2021 haben sich die Zugangszahlen jedes Jahr verdoppelt. 
In 2023 entwickelte sich die Zugangssituation dramatisch.  
 
Zuteilung von Flüchtlingen in den Landkreis Tuttlingen 2016 Ѐ 2023 :  
 

Jahr Anzahl der z ugeteilten Flüchtlinge  
2016 817 
2017 280  
2018 159 
2019 158 
2020  128 
2021 226  
2022  410 
2023  731 

 

 
 
Die Zahl der Gemeinschaftsunterkünfte im Landkreis wurden seit 2022 mehr als 
verdreifacht. Weitere Unterkünfte kommen laufend hinzu.  
 
Analog verhält es sich mit den Flüchtlingen. Das Amt für Aufenthalt und Integration 
ist für die Betreuung, Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz, Kran-
kenversorgung u .v.m. zuständig. Ferner müssen die Haus -  und Heimleiter nicht 
nur die vielen Gemeinschaftsunterkünfte betreuen (Technik, Reparaturen, Umzü-
ge innerhalb der GUs, Einrichtung der Zimmer usw.) , sondern sind auch für die Um-
züge der Flüchtlinge im Rahmen der Anschlussunterbringung zuständig.  
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3.3  Finanzierung  
 
AȴǟН¾ʠˠˬǟʂНȎ̋ˈНǘȴǟНĦʂˬǟˈǐˈȴʂȐ˼ʂȐН́ʠʂН`ɣ̋ǑȥˬɣȴʂȐǟʂНɞʪʂʂǟʂНЉˠ˃ȴˬʹЊНɼȴˬНǘǟɼНÄŪʂǘН
abgerechnet werden. Daher muss das Regierungspräsidium Freibur g jedem Vor-
haben zustimmen. Auf grund der aktuellen Flüchtlingssituation wurde bisher noch 
kein Vorhaben abgelehnt. Nicht nur die Unterkunftskosten können mit dem Land 
abgerechnet werden, auch beim Personal im Amt für Integration und Aufenthalt. 
Hier hat der Landkreis immer vorausschauend Personal auf - , aber auch wieder 
abgebaut.  
 
Neben der Corona - Pandemie ist die Flüchtlingskrise die  zentrale Herausforde-
rung im Sozialdezernat. Wir sind dem Kreistag sehr dankbar, dass wir Ѐ gemein-
sam mit den Kommunen Ѐ die Aufgabe meistern konnten. An der Belegung der 
Kreissporthalle mit Flüchtlingen kommen wir aller Voraussicht nach vorbei. Es ist 
uns bisher gut gelungen, die Flüchtlinge menschenwürdig unterzubringen und gut 
zu betreuen.  
 
 
3.4  Ukrainekrieg und Einrichtung der GAST 
 
Am 24.02.2022 begann der Überfall der russischen Streitkräfte auf die Ukraine. 
Seither herrscht Krieg in Europa. Nach Angaben der UN HCR haben inzwischen be-
reits rund  6,3 Millionen Ukrainerinnen und Ukrainer das Land verlassen. Rund 1,1 Mi-
o. Ukrainerinnen und Ukrainer sind laut Angaben der UNHCR inzwischen in 
Deutschland als Kriegsvertriebene registriert worden.  
 
Die EU hat am 04.03. 2022 die Massenzustrom - Richtlinie v erabschiedet, wodurch 
Kriegsvertriebene, die vor Kriegsbeginn in der Ukraine lebten, in der EU ein Auf-
enthaltsrecht erhalten können. Die Richtlinie sieht ohne Asylverfahren und indivi-
duelle Prüfung eine EU - weite in wesentlichen Elementen gleichlaufende Ane r-
kennung von geflüchteten aus der Ukraine vor. Dadurch haben ukrainische 
Kriegsvertriebene die Möglichkeit, sich frei in Europa zu bewegen, haben einen 
sicheren Aufenthaltsstatus, erhalten Sozialleistungen, dürfen aber auch eine Be-
schäftigung aufnehmen. Fü r diejenigen, die versuchen, sich hier ein neues Leben 
aufzubauen, ist der Weg oft beschwerlich. Gerade die meist vorhandene Sprach-
barriere versperrt die Möglichkeit, schon jetzt ins Arbeitsleben einzusteigen, denn 
das Sprachn iveau B1 ist oft Voraussetzung . 
 
Durch die Flut an Kriegsvertriebenen stand die Ausländerbehörde von einem Tag 
auf den anderen vor einer sehr großen Herausforderung, da dieser Personenkreis 
nicht wie die Asylbewerber in den Landeserstaufnahmeeinrichtungen (LEA) regis-
triert wird, sonder n direkt vor Ort in den Kommunen. Zusätzlicher Druck entstand 
dadurch, dass die SGB II - Leistungen an die Kriegsvertriebenen erst ausgezahlt 
werden können, wenn die erkennungsdienstliche Behandlung erledigt ist und 
vorab eine Fiktionsbescheinigung ausgestel lt werden kann.  
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Die erkennungsdienstliche Behandlung mit der Personalisierungsinfrastruktur-
komponente, kurz der PIK - Station, bedeutete einen sehr großen zeitlichen Auf-
wand, der personell von heute auf morgen gestemmt werden musste. Die bio-
metrischen Daten  jedes einzelnen werden erfasst, damit die Personen jeweils nur 
einmal in Deutschland registriert sind und eine gerechte Verteilung auf alle Bun-
desländer und Kreise erfolgen kann. Hier hatte die Ausländerbehörde in den ers-
ten Monaten teilweise Unterstützun g von der Polizei, da dort ebenfalls Gerät-
schaften für die erkennungs dienstliche Behandlung vorhanden sind. In der Zwi-
schenzeit haben wir aus den Kreisgemeinden (ohne Stadt Tuttlingen) an die 2 .000 
Ukrainer innen und Ukrainer  erkennungsdienstlich behandelt und registriert. Da-
von sind momentan noch ca. 1600 Personen hier gemeldet.  
 

Bereit zur Eröffnung (von links): Sozialdezernent Bernd Mager, Sandra Dehé, Jannik Lindner, Bengt 
Krezer, Michael Wycisk, Ina Koller, Benjamin Hirsch, Erster Bürgermeister Emil Bu schle  
 
Bereits Anfang März 2022 wurde eine Gemeinsame Anlaufstelle (GAST) in Koope-
ration mit der Stadt Tuttlingen in Betrieb genommen . Dort wurde eine vollum-
fängliche Beratung aus einer Hand (Unterkunft, Integrat ion, Leistungen und Auf-
enthalts recht) angebo ten. Die Ukrainer konnten dort alle Informationen erhalten, 
die sie benötigten, um sich hier im Landkreis zurechtzufinden. Aus der Ausländer-
behörde standen täglich zwischen zwei und vier Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
zur Verfügung, um die Erstregistrier ung inklusive ED- Behandlung durchzuführen. 
Da die Inanspruchnahme der GAST rückläufig war, wurden die angebotenen 
Dienstleistungen zum 01.08.2022 ins Hauptgebäude des Landratsamtes zurück-
verlegt.  
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Da leider noch kein Ende des Krieges abzusehen ist, verläng erte der Europäische 
Rat den vorübergehenden Schutz für die Ukrainer bis zum letztmöglichen Datum 
04.03.2025. Die Aufenthaltserlaubnisse, die am Stichtag 01.02.2024 gültig sind, 
sind automatisch bis 04.03.2025 verlängert, um so den Ausländerbehörden den 
riesigen Aufwand der Verlängerung aller Aufenthaltstitel zu ersparen. Wie es da-
nach mit dem Aufenthaltsrecht der ukrainischen Kriegsvertriebenen weitergeht, 
ist noch unklar. Eventuell wird eine weitere Rechtsgrundlage im Aufenthaltsrecht 
hierfür geschaffen.  
 

 
Aufnahme der Personalien in der GAST  
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3.5  Entwicklung der Ausländer -  und Einbürgerungszahlen  
 

Hier ein kleiner Einblick in die Entwicklung der Anzahl der Ausländer im Landkreis 
Tuttlingen, jedoch ohne Stadt Tuttlingen.  
 

 
 
Diesem Diagramm lässt sich entnehmen, dass die Anzahl der EU - Bürger in den 
letzten Jahren in unseren Kreisgemeinden recht kons tant ist. Sie liegt bei ca. 
10.000 Personen. Die Anzahl der Drittstaatsangehörigen steigt stetig an. Der An-
teil der Asylbewerber nimmt seit 2023 wieder zu. Die sogenannten Geduldeten, 
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die ausreisepflichtig sind, nehmen aufgrund des neu geschaffenen Chancen auf-
enthaltsrechts ab, da sie nun in den Bereich der Drittstaatsangehörigen mit Auf-
enthaltsrecht rutschen.  
 

 
 
Die Anzahl der humanitären Titel ist durch den vorübergehenden Schutz für die 
Ukrainer aufgrund der Massenzustrom - Richtlinie stark angewachsen. Ein Großteil 
der Ukrainer findet sich allerdings auch bei den sonstigen Drittstaatsangehörigen, 
da aus diesem Personenkreis noch recht viele im Besitz einer Fiktionsbescheini-
gung sind.  
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Entwicklung der Einbürger ungszahlen  
Hier ein kleiner Einblick in die Entwicklung der Einbürgerungen im Landkreis Tutt-
lingen.  Im ersten Diagramm ist die Anzahl der gestellten Einbürgerungsanträge 
pro Jahr dargestellt. Diese nimmt stetig zu.  
 

 
 
Dem zweiten Diagramm ist zu entnehmen , wie viele Personen in unserem Land-
kreis tatsächlich in dieser Legislaturperiode bzw. bis Ende 2023 eingebürgert 
wurden. Die Herkunftsländer, aus denen die meisten Antragsteller ursprünglich 
stammen , sind separat aufgeführt .  
 
Dadurch, dass immer mehr Anträge gestellt werden, wird es aufgrund des stei-
genden Arbeitspensums für die Staatsangehörigkeitsbehörde immer schwerer, 
die Antragsverfahren zum Abschluss zu bringen. Deshalb nehmen die abge-
schlossenen Antragsverfahren sogar ab.  Außerdem lässt sich gut  ablesen, dass 
viele Syrer, die im Rahmen der Flüchtlingswelle 2015/2016 nach Deutschland ge-
kommen sind, ab dem Jahr 2022 den erforderlichen rechtmäßigen Aufenthalt von 
sechs  Jahren erreicht hatten und sich daraufhin zeitnah einbürgern ließen.  
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4  Gesundhei t  
 
4.1 Neustrukturierung des Klinikums Landkreis Tuttlingen  
 
Gleich zu Beginn der neuen Legislaturperiode des Kreistags stand im Oktober 
2019 eine wegweisende Entscheidung für das Klinikum Landkreis Tuttlingen an. 
Vorangegangen waren schwierige emotionale Dis kussionen im Zusammenhang 
mit der Sicherstellung der stationären Klinikversorgung im Landkreis Tuttlingen 
und ein Gutachten zur Umstrukturierung des Klinikstandortes Spaichingen.  
 
Letztendlich hat sich der Kreistag am 24. Oktober 2019 mit breiter Mehrheit  für die 
gestufte Zusammenführung der stationären Versorgungsangebote am Standort 
Tuttlingen ausgesprochen. Ausgenommen hiervon waren zunächst die Abteilun-
ȐǟʂНЉ¾ʠʂˠǟˈ́Ūˬȴ́ǟНÛˈˬȥʠ˃ƦǘȴǟЊНˠʠ͂ȴǟНЉþɣŪˠˬȴˠǑȥǟН:ȥȴˈ˼ˈȐȴǟЊϗНǘȴǟНǐȴˠНŪ˼ȎНŕǟȴˬǟˈǟˠН
in Spaichingen erhal ten werden sollten.  
 
Neben der Konzentration der akutstationären Versorgung in Tuttlingen war mit 
diesem Beschluss aber auch die Forderung einer Nachfolgenutzung und einer 
Weiterentwicklung des Gesundheitszentrums Spaichingen zu einem starken am-
bulanten St andort verbunden.  
 
Im Zusammenhang mit der Neustrukturierung des Klinikums Landkreis Tuttlingen 
stehen auch verschiedene große Bauvorhaben am Standort Tuttlingen an, die das 
Klinikum für die Zukunft sichern und weiterhin konkurrenzfähig aufstellen sollen. 
Ein neues Parkhaus wurde bereits errichtet und in 2024 beginnen die ersten Bau-
maßnahmen für ein weiteres Bettenhaus E und einen fünften OP.  
 
 
4.2  Weiterentwicklung des Gesundheitszentrum s Spaichingen  
 
Nach der Verlagerung der stationären Einheiten vom Standort Spaichingen nach 
Tuttlingen hat der Landkreis im Juni 2021 eine GmbH zur Weiterentwicklung des 
Gesundheitszentrums gegründet, deren Ziel es ist, potenzielle Leistungserbringer 
zu akquirieren und d as Gesamtprojekt zu steuern.  
 
Ein medizinisch - pflegerischen Zentrum (MPZ) soll als Neubau durch einen Investor 
entstehen. Aus heutiger Sicht kann das Vergabeverfahren für die Realisierung 
dieses Projekts noch im Mai 2024 mit dem Zuschlag an einen Investor  abge-
schlossen und das Projekt dann gemeinsam weiterentwickelt werden.  
 
Darüber hinaus wird auch das Bestandsgebäude weiterhin mit medizinischen und 
medizinnahen Dienstleistungen belegt. Dazu gehören u.a. die Erweiterte Ambu-
lante Versorgung (EAV), die Ver waltung des Gesundheitszentrums Spaichingen, 
das Schlaflabor, das Atemzentrum, das Gesundheitsamt des Landkreises Tuttlin-
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gen, das Beratungszentrum Bärenstark, die ambulante Palliativversorgung SAPV, 
die Fachstelle für Pflege und Selbsthilfe sowie ein Schau ˈŪ˼ɼНЉ ɣˬǟˈНғНğǟǑȥʂȴɞЊϖН 
 
Wichtiger Bestandteil des künftigen Gesundheitszentrums ist die Etablierung der 
EAV, einem Versorgungsangebot mit Modellcharakter. Zur Bekräftigung dieses 
Vorhabens wurde im April 2022 ein Letter of Intent von Sozialminister Manfred 
Lucha, hochrangigen Vertretern der Krankenkassen und der Kassenärztlichen 
Vereinigung sowie dem Landkreis unterzeichnet. Leider lassen die derzeitigen 
Rahmenbedingungen noch keine auskömmliche Finanzierung des Betriebs einer 
solchen Einrichtung zu. Abzuwarten bleibt, ob es im Zuge der Krankenhausreform 
entsprechende Lösungen geben wird oder ob das Projekt ggf. mit einzelnen inte-
ressierten Kassen weiterentwickelt werden muss.  
 

Vertragsunterzeichnung des Letter of Intent zur Etablierun g der EAV 
 
Die Planung eines Pflegehotels auf dem Gelände durch die Sozial Invest 
Spaichingen GmbH & Co. KG. stellt einen weiteren wichtigen Meilenstein dar. Die 
Konzeption dieses Angebotes ist bedarfs -  und zukunftsorientiert und verschafft 
dem Gesundheits zentrum ein Alleinstellungsmerkmal im süddeutschen Raum. Mit 
der baulichen Realisierung des Pflegehotel - Komplexes soll im Frühjahr 2025 be-
gonnen werden, so dass nach Aussage der Investoren die Bezugsfertigkeit Ende 
2026 gewährleistet werden kann.  
 
Inzwisch en konnte die MVZ - Praxis für Kinder-  und Jugendheilkunde am Gesund-
heitszentrum Spaichingen um zwei Kinderärztinnen erweitert werden. Die Praxis 
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hat im Gesundheitszentrum neue, attraktive Räumlichkeiten im Erdgeschoss be-
zogen.  
 
 
4.3  Corona - Pandemie  
 
Eine der zentralsten Herausforderungen der letzten Jahre war die Bewältigung der 
Corona - Pandemie. Das Gesundheitsamt als federführendes Amt war hier über 
Jahre enorm gefordert. Die ersten Berichte waren am 14.05.2020 im Kreistag.  
 
Im Gesundheitsamt waren vor  der Pandemie 18 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigt. Die höchste Anzahl der Beschäftigten lag während der Hochphase 
der Pandemie bei 115 Mitarbeitern. Viele davon arbeiteten aus anderen Ämtern 
mit. Ferner waren Soldaten der Bu ndeswehr im Gesundheitsamt im Einsatz und 
halfen über Monate aus.  
 
Um den herausfordernden Aufgaben gerecht zu werden, wurden verschiedene 
Teams gebildet:  
¶ Kontaktpersonennachverfolgung  
¶ Bürger - Hotline  
¶ Team Fallerfassung  
¶ Team Corona - Recht   

 
Die Pandemie in Zahlen 
Erster Corona Fall in Deutschland       28.01.2020  
Erster Corona Fall im Landkreis Tuttlingen      13.03.2020  
Höchste Inzidenz im Landkreis Tuttlingen    2.760   19.03.2022  
Höchste Fallzahl (Tag) im Landkreis Tuttlingen      793   29.03.2022  
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Höchste Fallzahl / Woche    3.809   (KW 11/2022)  
(14.03.- 20.03. 20 22)  

 

 
 
Gesamtzahl seit Beginn der Pandemie  60.416  (Stand 30.09.22)  
 
 

 
  
Gesamtzahl Todesfälle               276  (Stand 30.09.22)  
 



 
 

  

 
43  

 

 
 
Fälle pro 100.000 Einwohner seit Beginn  42.642  (Stand 30.09.22)  
 
 
Erster Alpha Fall im Landkreis Tuttlingen     23.01.2021  
Erster Beta Fall im Landkreis Tuttlingen     25.02.2021  
Erster Gamma Fall im Landkreis Tuttlingen      09.04.2021  
Erster Delta Fall im Landkreis Tuttlingen     16.06.2021  
Erster Omikron Fall im Landkreis Tuttlingen     24.12.2021  
 
 
4.3.1  Einrichtungsbezogene Impfpflicht  
 
Mitte März 2022 trat die Einrichtungsbezogene Impfpflicht in Kraft. Ziel der Ein-
richtungsbezogenen Impfpflicht war es, insbesondere hochbetagte oder pfle-
gebedürftige Menschen und Personen mit akuten und / oder chronischen Grun-
derkrankungen vor schweren Kra nkheitsverläufen mit Covid zu schützen . 
 
Einrichtungen (u.a. Pflegeheime) waren dazu verpflichtet, das zuständige Ge-
sundheitsamt zu benachrichtigen, wenn ein /e  Mitarbeiter /in  nicht immunisiert war 
bzw. wenn es Zweifel am Immunisierungsnachweis gibt.  
 
Alle ungeimpften Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die  dem Gesundheitsamt 
durch die Einrichtung gemeldet wurden, wurden angeschrieben. Die betreffen-
den  Personen haben sich teilweise n och impfen lassen, haben ihren Beruf aufge-
geben, konnten eine Bescheinigung ü ber eine medizinische Kontraindikation vor-
legen oder erhielten ein Bußgeld. Die Höhe  des Bußgeldes lag bei 300 EUR.  
 
Wichtig war dem Gesundheitsamt des Landratsamt Tuttlingen immer, die Einrich-
tungsbezogene Impfpflicht mit Augenmaß umzusetzen. Wir waren fr oh über die 
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Entscheidung des Bundestages, dass die Einrichtungsbezogene Impfpflicht über 
den 31.12.2022 hinaus nicht verlängert wurde.  
 
 
4.3.2  Kreisimpfzentrum KIZ  
 
Die Corona - Pandemie war auch zu Beginn des Jahres 2021 der maßgebliche Fak-
tor im gesellschaftlichen Zusammenleben. Umso wichtiger war das Signal, dass 
nun auch eine Schutzimpfung möglich ist. Das Land hatte sich für eine Struktur mit 
insgesamt neun zentral en Impfzentren (ZIZ) und insgesamt 49 Stadt -  bzw. 
Kreisimpfzentren (KIZ) entschieden.  
 
Als Vorortpartner betrieb der Landkreis Tuttlingen das Kreisimpfzentrum in der 
Tuttlinger Kreissporthalle. Innerhalb kürzester Zeit wurde die Kreissporthalle zum 
Impfze ntrum umgebaut. Dies beinhaltete neben dem Schutz des Hallenbodens 
auch den Aufbau von sechs Impfstraßen, die von der Erfassung über die Aufklä-
rung bis zum Impfen und der Nachbeobachtung den gesamten Impfprozess ge-
währleisten. IT, Software, Kühlschränke un d weitere Ausrüstung (von der persönli-
chen Schutzausrüstung bis zur Spritze) wurden vom Land gestellt und angeliefert. 
Für den Betrieb war seitens des Landes eine Abwicklung von 750 Impfungen je 
Tag bzw. 22.500 Impfungen im Monat gefordert.  
 
Organisation  
Das Kreisimpfzentrum war dem Dezernat des Ersten Landesbeamten und dort 
dem Amt für Brand -  und Katastrophenschutz zugeordnet. Für das Leitungsteam 
konnten  mit Herrn Bernhard Flad, Herrn Jürgen Zeller und Herrn Dr. Ekhard Steg-
mann drei erfahrene Führungskrä fte gewonnen  werden . Wir waren sehr dankbar, 
dass Herr Flad  als ehemaliger Bürgermeister und DRK - Kreisvorsitzender, Herr Zel-
ler als stellvertretender Kreisbrandmeister und Herr Dr. Stegmann als Leitender 
Notarzt und damaliger Oberarzt unserer Klinik ihre E rfahrung in den Dienst der Sa-
che stellten. Gemeinsam mit der Unterstützung von Haupt -  und Organisations-
amt sowie der Liegenschaftsverwaltung war es möglich, innerhalb kürzester Zeit 
ǘȴǟНʂʠˬ͂ǟʂǘȴȐǟНʠˈȐŪʂȴˠŪˬʠˈȴˠǑȥǟН˼ʂǘН˃ǟˈˠʠʂǟɣɣǟНĒˬˈ˼ɞˬ˼ˈНŪ˼Ȏʹ˼ǐŪ˼ǟʂН˼ʂǘНЉ9ǟϼ
ˬˈȴǟǐˠǐǟˈǟȴˬˠǑȥŪȎˬЊНʹ˼НɼǟɣǘǟʂϖНvǟˈ́ʠˈʹ˼ȥǟǐǟʂНȴˠˬНŪ˼ǑȥНǘȴǟНȥǟˈ́ʠˈˈŪȐǟʂǘǟНť˼ϼ
sammenarbeit mit der Kassenärztlichen Vereinigung im Kreis bei der Gewinnung 
der ärztlichen Kräfte, aber auch der Medizinischen Fachangestellten.  
 
Ursprünglich sollte der Impfbeginn in den Kreisimpfzentren landesweit zum 
15.01.2021 beginnen. Mangels Impfstoff wurde der Start vom Land jedoch um ei-
ne Woche auf den 22.01.2021 verschoben.  
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4.3.3  Impfung in Pflegeeinrichtungen und durch mobile Teams  
 
Von Anfang galt besonderes Augenmerk der Impfung von Bewohner innen und 
Bewohnern sowie Mitarbeiter innen und Mitarbeiter n in Pflegeeinrichtungen. Fast 
alle Einrichtungen hatten mit Corona - Fällen zu kämpfen und auch coronabeding-
te Todesfälle zu beklagen. Bereits am Dienstag, 12.01.2021, konnte n mit einem 
mobilen Team des Zentralen Impfzentrums Offenburg die  erste n Impfungen in 
einem  Seniorenheim in Aldingen durchgeführt  werden. Unterstützt wurde das Of-
fenburger Team durch die Kolleg innen und Kollegen  des Tuttlinger KIZ. In der Fol-
ge wurden diese Impfangebote durch das KIZ zügig auf alle stationären und am-
bulanten Pflegeeinrichtungen im Landkreis ausgerollt.  
 
 
4.3.4  Vom Impfstoffmangel zum Mangel an Impflingen  
 
Die ersten sechs Betriebsmonate des KIZ waren von der  Impfstoffmangelverwal-
tung geprägt. Auch die zentrale Impfterminvergabe wurde vielfach als zu hohe 
Hürde empfunden. Trotz aller Schwierigkeiten wurden in der Spitze fast 
1.200  Impfungen am Tag durchgeführt.  
 
Bereits Ende Juni 2021 hat die Nachfrage nach I mpfterminen nachgelassen. Die-
ser Effekt war auch bei den niedergelassenen Ärzten spürbar. Seit dem 
ΎΜϖΎΜϖΒΎΒΐН͂˼ˈǘǟНȴɼН¾{ťНǐǟˈǟȴˬˠНЉʠȎȎǟʂǟˠН{ɼ˃ȎǟʂЊНŪʂȐǟǐʠˬǟʂϖНAŪɼȴˬНɞʠʂʂˬǟНˠȴǑȥН
nunmehr jeder ohne vorherigen Termin nach ärztlicher Beratung mit dem Impf-
stoff  seiner Wahl impfen lassen. Daneben gab es Ѐ wie in der Vergangenheit Ѐ 
weitere Sonderimpfaktion in Kooperation mit verschiedenen Trägern. So wurden 
beispielsweise gemeinsam mit der Handwerkskammer, dem Sportkreis, muslimi-
schen Verbänden und dem Arbeitskre is christlicher Kirchen Sondertermine 
durchgeführt. Gemeinsam mit den Städten und Gemeinden wurden ebenfalls 
Sonderimpfaktionen durchgeführt. Auch bei diesen Aktionen zeigte sich aber ei-
ne deutlich nachlassende Nachfrage.  
 
Entsprechend der zurückgehenden Nachfrage wurde der Betrieb planmäßig En-
de September 2021 eingestellt, die Einrichtung der Impfstraßen zurückgebaut 
und die Halle wieder den beruflichen Schulen für den Schulsport übergeben. Die 
noch bestehende Impfnachfrage konnte Ѐ zu diesem Zeitpunkt Ѐ problemlos von 
den niedergelassenen Ärzten abgedeckt werden. Das KIZ hatte während seiner 
rund achtmonatigen Betriebszeit über 95.000 Impfungen durchgeführt und da-
mit maßgeblich zur Immunisierung der Kreisbewohner beigetragen.  
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4.3.5  Wiederaufflammen der Impfna chfrage und Einrichtung einer 
Kreisimpfstation (KISt)  

 
Im Herbst 2021 bewirkte das erneute Ansteigen der Corona - Fallzahlen und die 
Empfehlung einer dritten Impfung einen deutlichen Nachfrageschub nach Imp-
fungen. Die niedergelassenen Ärzte konnten diesen ni cht bewältigen. Der Land-
kreis hat daraufhin Ѐ in einer von der Stadt Tuttlingen zur Verfügung gestellten Lie-
genschaft beim Tuttlinger Hauptbahnhof Ѐ vorübergehend wieder ein stationäres 
Angebot eingerichtet.  
 
In der Kreisimpfstation (KISt) wurden im Zeitraum vom 22.11.2021 bis zum 
29.04.2022 nochmals über 25.000 Impfungen durchgeführt. Darüber hinaus 
wurden vo n der KISt aus Ѐ mit Unterstützung der Kommunen Ѐ auch alle Verwal-
tungsräume durch mobile Angebote bedi ent. Gemeinsam mit den niedergelas-
senen Ärzten konnte damit auch dieser letztmalige Nachfrageüberhang bewältigt 
werden. Die gesamte Impfkampagne war ein Beleg für die gute und vertrauens-
volle Zusammenarbeit aller relevanten Akteure auf Landkreisebene. Ein Ergebnis, 
auf das man stolz sein kann.  
 
 
4.4  Telemedizin  
 
Der Landkreis Tuttlingen startete im April 2018 gemeinsam mit der Stadt Stuttgart 
als Modellregion für ein Telemedizinprojekt der KVBW, bei dem sich erstmals ge-
setzlich Versicherte ausschließlich teleme dizinisch beraten und behandeln lassen 
konnten. Die Modellregionen Stadt Stuttgart und Landkreis Tuttlingen standen 
stellvertretend für städtische bzw. ländliche Regionen von Baden - Württemberg.  
 
Nachdem das Projekt in den beiden Modellbereichen erfolgreich  angelaufen war, 
wurde das Angebot von docdirekt schon bald in ganz Baden - Württemberg aus-
gerollt und wird bis heute von den Patientinnen und Patienten gut angenommen.  
Als Telemedizinerinnen und Telemediziner sind für docdirekt ausschließlich erfah-
rene, niedergelassene Fachärzte für Allgemeinmedizin, Innere Medizin sowie Kin-
der -  und Jugendärzte aus Baden - Württemberg tätig.  
 
Aktuell stehen landesweit folgende Haus -  und Kinderärzte wochentags von 9 bis 
19 Uhr für die Beratung akut erkrankter Patientinnen und Patienten zur Verfügung:  
¶ 9 Fachärzte für Allgemeinmedizin  
¶ Fachärzte für Kinder -  und Jugendmedizin  
¶ 2 Fachärzte für Innere Medizin (hausärztlich)  

 
Auch ein hausärztlicher Internist aus Trossingen ist bereits se it mehreren Jahren als 
Telemediziner bei docdirekt tätig.  
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Die Telemedizinerinnen und Telemediziner sind über die docdirekt - App, die Web-
seite docdirekt.de oder telefonisch unter der Rufnummer 116 117 erreichbar. Noch 
am selben Tag kann ein Online - Arztterm in vereinbart werden. Die Telemedizinerin 
oder der Telemediziner meldet sich zum vereinbarten Zeitpunkt und behandelt 
direkt über Videotelefonie. In fast 90 % der Fälle können die Telemedizinerinnen 
und Telemediziner abschließend beraten.  
 
Im Rahmen des Modellprojekts docdirekt wurde der Landkreis Tuttlingen eben-
falls Ѐ gemeinsam mit der Stadt Stuttgart Ѐ für die die Erprobung von E - Rezepten 
als Modellregion ausgewählt . Laut Abschlussbericht über die Begleitevaluation 
ǘǟˠНþˈʠɕǟɞˬǟˠНЉaǟˠǑȥ̋ˬʹˬǟˈНI- Rezeptdie ʂˠˬНǘǟˈНǘǟ˼ˬˠǑȥǟʂН ˃ʠˬȥǟɞǟʂЊН͂ŪˈНǘȴǟН
Verordnung von E - Rezepten im Rahmen von docdirekt in der Zeit vom 01.11.2019 
bis zum 16.04.2020 möglich. In diesem Zeitraum wurden insgesamt 725 Fälle te-
lemedizinisch über docdirekt behandelt. In 16 Fällen wurde dabei e in E- Rezept 
verordnet (2,2%) und in 123 Fällen (13%) wurde eine Empfehlung für ein Arzneimit-
tel ausgesprochen. Das übergeordnete Ziel des Pilotprojektes wurde erreicht, da 
im Ergebnis die Akzeptanz der Apothekerschaft nachgewiesen ist und ein E -
Rezept im Rahmen der ausschließlichen Fernbehandlung vonseiten der Medizine-
rinnen und Mediziner bei Bedarf verordnet wurde.  
 
Zwar wurde im April 2021 aufgrund eines Wechsels des technischen Partners die 
Kooperation für beendet erklärt, trotzdem konnten mit dem Proje ɞˬНЉaǟˠǑȥ̋ˬʹˬǟˈН
E- Rezept -AȴǟʂˠˬНǘǟˈН ˃ʠˬȥǟɞǟʂЊНIˈȎŪȥˈ˼ʂȐˠ͂ǟˈˬǟНȎ̋ˈНǘȴǟНǐ˼ʂǘǟˠ͂ǟȴˬǟНIȴʂȎ̋ȥϼ
rung der E- Rezept - Technologie gesammelt werden.  
 
AŪˠНÎʠǘǟɣɣ˃ˈʠɕǟɞˬНЉǘʠǑǘȴˈǟɞˬЊН͂˼ˈǘǟН˼ɼȎŪˠˠǟʂǘНǟ́Ūɣ˼ȴǟˈˬ. Kernergebni sse sind:  
 
¶ Rund 90 % der Behandlungsfälle konnten akut telemedizinis ch abgeklärt 

werden und rund zwei Drittel  der Fälle auch abschließend, wobei die Mehr-
heit der Patientinnen und Patienten das Telefonat der Videosprechstunde 
vorgezogen hat.  

¶ Die Notaufnahmen der Krankenhäuser könn en entlastet werden, da die 
Auswertungen zeigen, dass über 50 % der Patientinnen und Patienten eine 
Notaufnahme aufgesucht hätten, vorausgesetzt die Telemedizinerinnen 
˼ʂǘНğǟɣǟɼǟǘȴʹȴʂǟˈН́ʠʂНЉǘʠǑǘȴˈǟɞˬЊН͂ƦˈǟʂНʂȴǑȥˬН́ǟˈȎ̋ȐǐŪˈНȐǟ͂ǟˠǟʂϖН 

¶ Das telemedizinische A ngebot ka nn niedergelassene Vertragsärzt innen 
und Vertragsärzte entlasten  und zwar insbesondere bei weniger komplexen 
medizinischen Fragestellungen (Bagatellfälle). Diese konnten auch ab-
schließend telemedizinisch behandelt werden.  

¶ Eltern von kleineren KinǘǟˈʂНϮǐȴˠНʹ˼НΚНºŪȥˈǟʂϰНʂ˼ˬʹǟʂНЉǘʠǑǘȴˈǟɞˬЊϗН˼ɼНˠȴǑȥН
beraten zu lassen, ob eine Vorstellung bei ihrem Kinderarzt notwendig wä-
re. Genutzt wird das Angebot auch, sofern sich Familien im Auslandsurlaub 
befinden.  

 



 
 

  

 
48  

 

Grundsätzlich ist die Akzeptanz der ausschließli chen Fernbehandlung in städti-
schen Regionen größ er als in ländlichen Bereichen.  
 
Das Projekt hat gezeigt, dass die zunehmende Digitalisierung eine Chance sein 
kann, die Patientenversorgung in ländlichen Regionen zu verbessern. Nicht nur in 
Corona - Zeiten kö nnen dadurch lange Wartezeiten, weite Anfahrtswege und An-
steckungsrisiken in vollen Wartezimmern vermieden werden. Videosprechstun-
den können in bestimmten Fällen eine gute Ergänzung in der Versorgungsland-
schaft sein, auch wenn sie den persönlichen Arztkont akt nicht ersetzen können 
und sollen.  
 
Wir sind stolz darauf, dass Sozialminister Lucha beim Besuch des Gesundheitsze-
ʂˬˈ˼ɼˠНĒ˃ŪȴǑȥȴʂȐǟʂН ˃ˈȴɣНΒΎΒΒНǘǟʂНÄŪʂǘɞˈǟȴˠНğ˼ˬˬɣȴʂȐǟʂНŪɣˠНЉǘȴǟНŕȴǟȐǟНǘǟˈНğǟɣǟϼ
medizin in Baden -ŕ̋ˈˬˬǟɼǐǟˈȐЊНǐǟˬȴˬǟɣˬНȥŪˬϖНAȴǟˠНɣŪȐН́ʠˈʂǟȥɼɣich an der Durch-
Ȏ̋ȥˈ˼ʂȐНǘǟˠНğǟɣǟɼǟǘȴʹȴʂ˃ˈʠɕǟɞˬˠНЉǘʠǑǘȴˈǟɞˬЊНȴɼНÄŪʂǘɞˈǟȴˠϖ 
 
In den Gremien wurde ȎʠˈˬɣŪ˼ȎǟʂǘН̋ǐǟˈНǘȴǟˠǟˠНˬǟɣǟɼǟǘȴʹȴʂȴˠǑȥǟНЉÄǟ˼Ǒȥˬˬ˼ˈɼ˃ˈʠϼ
ɕǟɞˬЊНǐǟˈȴǑȥˬǟˬϖ 
 
 
4.5  þˈƦ́ǟʂˬȴʠʂˠ˃ˈʠɕǟɞˬНЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊ 
 
Ziel ǘǟˠНþˈƦ́ǟʂˬȴʠʂˠ˃ˈʠɕǟɞˬǟˠНЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊНist es, Kinder  und Jugendliche, Lehr-
kräfte, Schulsozialarbeiter, Eltern und Angehörige zum Thema Essstörungen zu 
sensibilisieren. Ferner zielt das Projekt darauf ab, allen Interessierten und Be-
troffenen den Weg zu unseren qualitativ hochwertigen und zielgruppengerechten  
Beratungsstellen im Landkreis zu ebnen und Informationen zu Essstörungen zur 
Verfügung zu stellen.  
 
AŪˠНɼʠǐȴɣǟНþˈƦ́ǟʂˬȴʠʂˠˬȥǟŪˬǟˈˠˬ̋ǑɞНЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊНȴˠˬНǟȴʂНþˈʠɕǟɞˬНʹ˼ɼНğȥǟɼŪНIˠˠϼ
störungen. Das Präventionsprojekt richtet sich an Schülerinnen und Schüler der 
Ȏ̋ʂȎˬǟʂНǐȴˠНˠȴǟǐˬǟʂН¾ɣŪˠˠǟϖНAȴǟН ˼ȎˬŪɞˬ́ǟˈŪʂˠˬŪɣˬ˼ʂȐНʹ˼НЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊНȥŪˬНȴɼНÄŪʂǘϼ
ratsamt am 09.07.2019 stattgefunden. Beteiligt haben sich neun Schulen mit ins-
gesamt 34 Klassen (insgesamt rund 1.000 Kinder).  
 
Um diese Präventionskampagne nachhaltig zu gestal ten, wurde bereits im Früh-
ɕŪȥˈНǟȴʂНЉĂ˼ʂǘǟˈНğȴˠǑȥНIˠˠˠˬʪˈ˼ʂȐǟʂЊНǟȴʂǐǟˈ˼ȎǟʂϗНǘŪɼȴˬН9ǟˬˈʠȎȎǟʂǟϗН`ŪǑȥǟ͇˃ǟˈˬǟʂН
von Schulen, Psychologischen Beratungsstellen und Selbsthilfegruppen sowie 
Fachleute aus dem Gesundheits -  und Ernährungsbereich sich aktiv an dem Prä-
vǟʂˬȴʠʂˠ˃ˈʠɕǟɞˬНǐǟˬǟȴɣȴȐǟʂНɞʪʂʂǟʂϖНťȴǟɣНǘȴǟˠǟˠНЉĂ˼ʂǘǟn Tisches Iˠˠˠˬʪˈ˼ʂȐǟʂЊНȴˠˬϗН
ŪʂНǘǟɼНğȥǟɼŪНЉIˠˠˠˬʪˈ˼ʂȐǟʂЊНǘˈŪʂНʹ˼НǐɣǟȴǐǟʂН˼ʂǘН͂ǟȴˬǟˈǟН¾Ūɼpagnen zu initiie-
ren. 
 
AŪˠНğȥǟŪˬǟˈˠˬ̋ǑɞНЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊН́ǟˈɼȴˬˬǟɣˬНˠ˃ȴǟɣǟˈȴˠǑȥН{ʂȎʠˈɼŪˬȴʠʂǟʂН̋ǐǟˈНǘȴǟН́ǟˈϼ
schiedenen Formen der Essstörungen, die unterschiedlichen Ursachen sowie die 
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Folgen dieser Erkrankung. Vielen Betroffenen oder Gefährdeten fällt die Einsicht 
schwer. Daher sind di e Impul se von außen (Familie, Freunde,  Schulkameraden, 
Lehrer usw.) sehr wichtig.  
 
`ȴʂŪʂʹȴǟˈˬН͂ȴˈǘНǘŪˠНþˈʠɕǟɞˬНЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊН́ʠʂНǘǟˈН Û¾ϖН{ɼНÄŪʂǘɞˈǟȴˠНɞʪʂʂǟʂНɼŪ͇ȴϼ
mal 25 Schulen diese Kampagne in Anspruch nehmen. Das Theaterstück und die 
anschließende zweimali ȐǟНÐŪǑȥǐǟˈǟȴˬ˼ʂȐНȥŪˬНǟȴʂǟʂНȎȴʂŪʂʹȴǟɣɣǟʂНЉŕǟˈˬЊН́ʠʂН
970  EUR pro Schule. 100 Schüler (ca. vier Klassen) können für ein Stück zusam-
mengefasst werden.  
 
Neben psychischen Erkrankungen, schulischem Leistungsabfall  und  gesundheit-
lichen Problemen können Essstörun gen (vor allem Adipositas) auch zu Diabetes 
führen. Auch daher macht es Sinn, dieses Präventionsprojekt im Landkreis zu im-
plementieren.  
 
 
4.6  Љğ˼ˬˬɣȴʂȐǟˈН9ǟ͂ǟȐ˼ʂȐˠ˃ŪˠˠЊ 
 
Der Bewegungspass ist ein Bewegungsprogramm und wurde vom Amt für Sport 
und Bewegung der S tadt Stuttgart auf der Grundlage der Ergebnisse der Ein-
schulungsuntersuchung  (ESU) entwickelt. Gesamtziel des Konzeptes ist die Ver-
besserung der motorischen Basisfertigkeiten von Kindergartenkindern im Alter 
von zwei bis sieben Jahren. Mit der Einführung d es Bewegungspasses soll ein Bei-
trag zur gesundheitlichen Chancengleichheit geleistet werden, Eltern zur Rele-
vanz von Bewegung sensibilisiert und pädagogische Fachkräfte für Motorikför-
derung qualifiziert werden.  
 
Das Programm des Bewegungspasses definiert 3 2 Grundbewegungsformen und 
Fertigkeiten. Jede Bewegungsfertigkeit ist einem Tier zugeordnet. Acht Tiere 
vermitteln kindgerecht Übungen mit unterschiedlichen Schwierigkeitsgraden. 
Die Schlange, das Känguru und das Eichhörnchen stellen z. B. verschiedene For t-
bewegungsformen wie Laufen, Rennen, Springen und Balancieren dar. Bei der 
Ameise stehen Hand - Auge - Koordination und Geschicklichkeit im Vordergrund. 
Alle Bewegungsformen sollen im Laufe der Kita - Zeit spielerisch erlernt werden. 
Dafür erhält jede Kita eine Spielesammlung mit 80 Spielideen mit fertigen Stun-
denbildern. Nach Beherrschen der Übungen gibt es für die Kinder einen Drachen-
aufkleber in ihren Bewegungspass.  
 
Im Landkreis Tuttlingen ist die AOK Schwarzwald - Baar- Heuberg Kooperations-
partner des Bewegung spasses und begleitet das Projekt während der gesamten 
vierjährigen Projektlaufzeit vom 01.03.2021 bis zum 28.02.2025.  
 
Die Gesamtkosten für das Projekt belaufen sich auf rund 75.000 Euro. Der Land-
kreis Tuttlingen übernimmt die Personalkosten für die Proj ektkoordinat orin im 
Umfang von 0,2 Vollzeit äquivalent. Aus diesen Fördermitteln wird das Honorar für 
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die Multiplikato ren beglichen sowie Sachkosten Ѐ beispielsweise  Bewegungs-
taschen, Druckkosten für Bewegungspässe und Spielesammlungen. Nur durch 
diese fina nzielle Beteiligung der AOK Schwarzwald - Baar- Heuberg ist es möglich, 
das landkreisweite Projekt umzusetzen und allen 110 Kitas anzubieten.  
 
þˈȴɼƦˈǟˠНťȴǟɣН́ʠɼНЉğ˼ˬˬɣȴʂȐǟˈН9ǟ͂ǟȐ˼ʂȐˠ˃ŪˠˠЊНȴˠˬНǟˠϗНǘȴǟНɼʠˬʠˈȴˠǑȥǟʂН`ǟˈˬȴȐɞǟȴϼ
ten von Kindern bis zum Schuleintritt  zu verbessern. Hier wollen wir pr imär bei un-
seren Kindertageseinrichtungen ansetzen. Rund  98 % der Drei-  bis Sechsj ährigen 
Landkreis kinder besuchen einen Kindergar ten.  
 
In den von uns zertifizierten Kindertageseinrichtungen werden rund 2.100 Kinder 
betre ut. Damit haben wir Ѐ bereits jetzt Ѐ ǟȴʂǟНŔȴǟɣʹŪȥɣНŪʂН¾ȴʂǘǟˈʂНɼȴˬНǘǟɼНЉğ˼ˬˬɣȴʂϼ
ȐǟˈН9ǟ͂ǟȐ˼ʂȐˠ˃ŪˠˠЊНǟˈˈǟȴǑȥˬϖН 
 
Wir planen, das bestehende Konzept des Bewegungspasses zu erweitern. So-
wohl die  
 
a) aktiv tätigen Tagemütter/Tagesväter der Kindertagespflege,  
b) die sich in der Qualifizierung befindlichen Tagesmütter/Tagesväter als auch  
c) die Zielgruppe der angehenden Erzieherinnen und Erzieher  
 
sollen für die Durchführung des Bewegungspasses qualifiziert werden.  
 
Die Kindertagespflege ist eine gesetzlich ane rkannte Betreuungsf orm. Laut der 
Statistik vom 01.03. 2021 wurden im Jahr 2020 im Landkreis Tuttlingen 176 Kinder 
in Kindertagespflege betreut. Rund  50 Tagesmütter stehen im Landkreis zur Ver-
fügung.  
 
Eine Mitarbeiterin des Tagesmüttervereins, Frau Carolin Moll, ist zwischenzeitlich 
berechtigt, als Multiplikatorin eigenständig Erzieherinnen und Erzieher auszubil-
den und Zertifizierungsveranstaltungen durchzuführen. Ziel ist es, dass auch Ta-
gespflegepersonen für den Bewegungspass qualifiziert werden. Erstmalig  in 
ganz Baden - Württemberg würde damit der Einbezug der Kindertagespflege in 
das Projekt des Bewegungspasses gelingen.  
 
Ein neuer Baustein Ѐ ebenso erstmalig in Baden - Württemberg Ѐ ist die Koopera-
tion mit einer Fachschule für Sozialpädagogik. Herr Ralf Wi biral, Koordinator der 
praxisintegrierten Ausbildung (PIA) an der Fachschule für Sozialpädagogik an der 
Fritz- Erler- Schule in Tuttlingen hat ebenfalls geplant, den Bewegungspass in der 
Fachschule als Lerninhalt umzusetzen. An der Fachschule für Sozialpädag ogik 
qualifizieren sich bekanntlich Tagemütter/Tagesväter sowie Erzieherinnen und 
Erzieher. Bereits im Rahmen dieser Ausbildung soll der Bewegungspass in die Un-
terrichtseinheiten integriert werden.  
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4.7  Îǟǘȴǟʂɞʠɼ˃ǟˬǟʂʹНǐǟȴН¾ȴʂǘǟˈʂН˼ʂǘНº˼ȐǟʂǘɣȴǑȥǟʂНЉґIǘН˼ʂǘНȴǑȥЊ 
 
Unser Ziel ist, mit einem geeigneten und kindernahen Projekt die Medienkompe-
ˬǟʂʹН́ʠʂН¾ȴʂǘǟˈʂНʹ˼НˠˬƦˈɞǟʂϖН ˼ˠНǘǟʂНIˈȎŪȥˈ˼ʂȐǟʂНǘǟˠНþˈʠɕǟɞˬˠНЉþ̋˃˃ǑȥǟʂЊНϮIˠˠϼ
störungen) wollen wir erneut mit einem Präventionstheater Grundschulkinder er-
reichen, damit sie bei  der Verarbeitung ihrer Medieneindrücke unterstützt und 
frühzeitig in ihrer Medienkompetenz gestärkt werden. Gerade die Schule eignet 
sich dafür, da hier alle Kinder und auch die Eltern gut erreicht werden.  
 
Erneut ist die AOK Schwarzwald - Baar- Heuberg uns er Projektpartner, worüber wir 
ˠǟȥˈНǘŪʂɞǐŪˈНˠȴʂǘϖНAȴǟН`ȴʂŪʂʹȴǟˈ˼ʂȐНǘǟˠНþˈʠɕǟɞˬˠНЉґIǘН˼ʂǘНȴǑȥЊНǟˈȎʠɣȐˬНʂŪȥǟʹ˼Н
vollumfänglich durch die AOK.  
 
Wir haben es uns zur Aufgabe gemacht, Grundschulkinder im Landkreis Tuttlingen 
durch Sensibilisierung und Förderung  der Medienkompetenz zu einem bewussten 
und vor allem verantwortungsvollen Umgang mit Medien zu befähigen. Überge-
ordnetes Ziel ist es, die Gesundheitskompetenz von Kindern zu stärken und sie in 
ihrem Entwicklungsprozess zu unterstützen.  
 
Zu Beginn des ProjǟɞˬǟˠН͂˼ˈǘǟНǟȴʂНĂ˼ʂǘǟˈНğȴˠǑȥНЉÎǟǘȴǟʂɞʠɼ˃ǟˬǟʂʹН́ʠʂН¾ȴʂǘǟˈʂН
ˠˬƦˈɞǟʂЊНȐǟǐȴɣǘǟˬϖНvȴǟˈНȥŪǐǟʂНˠȴǑȥНˈǟȐȴʠʂŪɣǟН˼ʂǘН̋ǐǟˈˈǟȐȴʠʂŪɣǟН`ŪǑȥǟ͇˃ǟˈˬȴʂʂǟʂН
und Fachexperten, Kooperationspartnerinnen und Kooperationspartner sowie 
Entscheidungsträger vernetzt und bringen ihr E xpertenwissen aus den jeweiligen 
Arbeitsfeldern in das Projekt ein. Der Runde Tisch hat u.a. einen Informationsflyer 
erarbeite t sowie ein begleitendes Rahmen programm ausgearbeitet.  
 
Offiziell startete das Projekt am 09.03.2023 mit einer Auftaktveranstaltu ng im 
Landratsamt Tuttlingen. Hierzu wurden relevante Stakeholder sowie mögliche 
Multiplikatoren aus den Schulen eingeladen. Diese wurden über das Projekt in-
formiert und sie konnten vor Ort eine Aufführung des Präventionstheaterstücks 
ЉґIǘН˼ʂǘНȴǑȥЊНǟˈɣǟǐǟʂ. Darüber hinaus haben die Beratungsstellen sich und ihre 
Arbeit vorgestellt. Die Zielgruppe des Projektes sind alle Grundschulen im Land-
kreis Tuttlingen, und zwar alle 3. und 4. Klassen.  
 
Erfreulicherweise konnte erneut Frau Monika Wieder mit ihrem Theate rensemble 
ЉÎŪǑȥŕŪˠЊНȴʂНǘǟʂНÄŪʂǘɞˈǟȴˠНȐǟȥʠɣˬН͂ǟˈǘǟʂϖН`ˈŪ˼НŕȴǟǘǟˈНȴˠˬНĒʠʹȴŪɣ˃ƦǘŪȐʠȐȴʂϗН
Theaterpädagogin, staatlich geprüfte Regisseurin und Autorin.  
 
ÎȴˬНǘǟɼНþˈƦ́ǟʂˬȴʠʂˠˬȥǟŪˬǟˈНЉґIǘН˼ʂǘНȴǑȥЊН͂ȴˈǘНʂ˼ʂНŪɞˬ˼ǟɣɣНǘŪˠНğȥǟɼŪНSpiel-
suchtgefährdung durch digitale Medien aufgegriffen.  
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Dirk Scherer, Koordinator Gesundheitsförderung in Lebenswelten bei der AOK Schwarzwald -
Baar- Heuberg, Klaus Herrmann, Geschäftsführer der AOK Schwarzwald - Baar- Heuberg, Sozial-
dezernent Bernd Mager und Sylvia Broschk, Geschäftsführerin der Gesundheitskonferen z im 
Landratsamt Tuttlingen (v.l.n.r.),  bei der Unterzeichnung des gemeinsamen Präventionsprojektes 
von Landratsamt Tuttlingen und AOK Schwarzwald - Baar- Heuberg im März 2023.  
 
Ein wichtiger und wesentlicher Bestandteil des Präventionstheaters sind die 
theat erpädagogischen Nachbereitungen in den einzelnen Schulklassen nach der 
Aufführung. Beim aktiven Reflektieren und Diskutieren werden viele Themen rund 
˼ɼНǘŪˠН˼ɼȎŪʂȐˈǟȴǑȥǟНğȥǟɼŪНĦɼȐŪʂȐН˼ʂǘНÐ˼ˬʹ˼ʂȐНЉʂǟ˼ǟˈНÎǟǘȴǟʂЊНŪ˼ȎȐǟȐˈȴȎȎǟʂϖН
Die Schülerinnen und Schüler sol len zu aktivem, selbstständigem Handeln ange-
regt werden. Sie sollen lernen, für sich einzustehen und sich Hilfe zu holen, wenn 
sie diese benötigen.  
 
Neben dem Theaterstück und der Nachbereitung wird das Projekt durch ein zu-
sätzliches Rahmenprogramm ergänzt . Im Kreismedienzentrum konnten sich Inte-
ressierte von April bis Juni 2023 in digitaler Form und in Präsenzform zu den  The-
ɼǟʂНЉĒʠǑȴŪɣНÎǟǘȴŪЊН˼ʂǘНЉÄǟˬЌˠНþɣŪ͈ЊНȴʂȎʠˈɼȴǟˈǟʂϖН 
 
Im Landkreis Tuttlingen gibt es insgesamt 37 Grundschulen. Das Präventionsthea-
ter w ird sehr erfolgreich seit Ende März 2023 in den Grundschulen des Landkrei-
ses aufgeführt. Die Termine sind in den Schulen bereits bis in das Jahr 2024 ge-
bucht. Insgesamt haben bisher 22 Grundschulen das Projekt an ihre Schule ge-
holt. Es sind 23 Aufführungen  verbindlich gebucht und es finden 92 Nachberei-
tungen in den Schulen statt. Stand heute werden rund 1.800 Kinder in den Schu-
len mit diesem Projekt erreicht werden.  
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Um die Eltern noch enger einzubinden, fand am 17.07.2023 ein zentraler Eltern-
abend im Land ratsamt Tuttlingen statt, an welchem das Theaterstück aufgeführt 
wurde. Die Eltern hatten die Möglichkeit, sich mit den Fachexpertinnen und -
ǟ͇˃ǟˈˬǟʂН̋ǐǟˈНǘŪˠНğȥǟɼŪНЉÎǟǘȴǟʂɞʠɼ˃ǟˬǟʂʹН́ʠʂН¾ȴʂǘǟˈʂНˠˬƦˈɞǟʂЊНʹ˼НȴʂȎʠˈɼȴǟˈǟʂН
und sich in persönlichen Gesprächen au szutauschen.  
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5 Finanzen  
 
5.1 Das gab es nur einmal Ѐ die Eröffnungsbilanz zum 01.01.2018  
 
Bereits geraume Zeit vor der Feststellung der Eröffnungsbilanz startete das Pro-
jekt Neues Kommunales Haushaltsrecht (NKHR) im Landratsamt Tuttlingen. Mit 
Beschluss vom 23.07.2015 entschied der Kreistag die Einführung des NKHR zum 
01.01.2018. Dies war auch der Startschuss für die Aufstellung der Eröffnungsbi-
lanz. Dieser Prozess wurde im Konvoi mit dem Landkreis Rottweil und dem 
Schwarzwald - Baar- Kreis mit Ber atung durch Schüllermann Consulting in Angriff 
genommen. Damit ging es dann endgültig los: Erfassen sämtlicher Aktivpositio-
nen, d.h. den Vermögenswerten, zu denen einerseits das Sachvermögen gehört. 
Hierunter fallen beispielsweise Grundstücke, Gebäude, Str aßen, Brücken und 
mobile Vermögensgegenstände wir Fahrzeuge, Maschinen oder technische An-
lagen . 
 
Ebenfalls zum Aktivvermögen gehören das Finanzvermögen, zu welchem vor al-
lem die Beteiligungen des Landkreises, die Forderungen und die liquiden Mittel 
gehören . Erfasst werden mussten auch die Passiva. Die Passiva stellen dar, wie 
die Vermögenswerte finanziert sind und unterteilen sich vereinfacht ausgedrückt 
in Eigenkapital und Fremdkapital, d.h. Verbindlichkeiten. Während das Eigenkapi-
tal eine berechnete Größe  darstellt, gab es beim Fremdkapital viel zu erfassen 
und zu dokumentieren: Investitionszuschüsse, die der Landkreis erhalten hat, 
Rückstellungen, Kreditverbindlichkeiten, Verbindlichkeiten aus Transferleistun-
gen, Lieferungen und Leistungen.  
 
Nach der Erfa ssung und Dokumentation der Aktiva und Passiva mussten anschlie-
ßend die Bilanzwerte der erfassten Gegenstände ermittelt werden. Maßgeblich 
für die Bewertungen waren die Vorgaben, die sich aus der Gemeindehaushalts-
verordnung (GemHVO) und dem Bilanzierungsle itfaden ergaben. Der Bewertung 
der Forderungen des Landkreises musste dabei besondere Beachtung ge-
schenkt werden. Grundsätzlich entsprachen die Forderungen der Eröffnungsbi-
lanz den Kasseneinnahmeresten des kameralen Abschlusses des Haushaltsjahres 
2017. Allerdings mit der Maßgabe, dass die Bilanz die realen Vermögensverhält-
nisse des Landkreises darstellen muss. Bezogen auf die Forderungen bedeutete 
dies, dass Forderungen nur mit dem Wert ausgewiesen werden durften, welcher 
als werthaltig beurteilt werden ko nnte. Entsprechend wurden nicht werthaltige 
Forderungen in entsprechendem Umfang wertberichtigt.  
 
Die Erfassung, Bewertung und Dokumentation der Bilanzpositionen war ein äu-
ßerst aufwendiger, komplexer und zeitintensiver Prozess, den die Kämmerei trotz 
großer Personalfluktuation bewältigen konnte.  
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Am 31.05.2023 war es dann soweit. Die Eröffnungsbilanz  zum 01.01.2018 war auf-
gestellt. Die Bilanzsumme betrug 234.073.887,76 EUR. Das Eigenkapital betrug 
61.856.638,04 EUR, was einer Eigenkapi talquote von 26,43 % entsprach.  
 
Nach dem Gesetz zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts musste die aufge-
stellte Eröffn ungsbilanz einer Sonderprüfung durch das Rechnungsprüfungsamt 
unterzogen werden. Das Rechnungsprüfungsamt begleitete die Aufstellung der 
Eröffnungsbilanz, so dass Feststellungen schon während des Erstellungsprozes-
ses berücksichtigt werden konnten. In der S itzung vom 22.07.2021 konnte die 
Eröffnungsbilanz des Landkreises Tuttlingen zum 01.01.2018 vom Kreistag fest-
gestellt werden. Ein wahrhaft historischer Vorgang. Denn während Bilanzen zum 
Schluss eines Haushaltsjahres im Rahmen der Jahresabschlüsse noch reg elmäßig 
vom Kreistag festgestellt werden, bleibt die Feststellung der Eröffnungsbilanz ein 
einmaliges Ereignis.  
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6 Bildung und Schulen  
 
6.1 Allgemeine Entwicklungen, Schülerentwicklung und schulisches Angebot  
 
Der Landkreis Tuttlingen ist Träger von drei beru flichen Schulen, zwei sonderpä-
dagogischen Bildungs -  und Beratungszentren (SBBZ) mit den dort angeschlos-
senen Schulkindergärten sowie einem Kreismedienzentrum.  
 
Die beruflichen Schulen bieten jungen Menschen die Möglichkeit einer berufli-
chen Qualifizierung sowie Abschlüsse entsprechend verschiedener Bildungsstu-
fen zu erwerben. Die Schülerinnen und Schüler können je nach Neigung zwischen 
einer Vielzahl an Angeboten aus dem technischen, gewerblichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Bereich wählen.  
 
In unseren SBBZ werden Schülerinnen und Schüler mit einem festgestellten An-
spruch auf sonderpädagogische Bildung entsprechend dem Förderschwerpunkt 
geisti ge Entwicklung oder sprachliche  Entwicklung gefördert und beschult.  
 
  Schuljahr 

2018/2019  
Schuljahr 

2019/2020  
Schuljahr 

2020/2021  
Schuljahr 

2021/2022  
Schuljahr 

2022/2023  

Ferdinand - von -
Steinbeis - Schule  

1.522 1.524  1.465  1.389  1.381 

   Vollzeitanteil  557 542  523  521 561 

   Teilzeitanteil  965  982  942  868  820  

Fritz - Erler- Schule  1.353  1355 1372 1404  1427 

   Vollzeitanteil  820  815 810 826  806  

   Teilzeitanteil  533  540  562  578  621 

Erwin - Teufel - Schule  1.418 1372 1358 1318 1209 

   Vollzeitanteil  409  403  392  407  368  

   Teilzeitanteil  1.009  969 966 911 841 

Berufliche Schulen 
insgesamt  4.293  4.251  4.195  4.111 4017 
Johann- Peter -
Hebel - Schule  

134 152 163 165 178 

   Schule  105 121 131 133 142 

   Kindergarten  29 31 32 32 36 

Otfried - Preußler -
Schule  

75 82  83  82  81 

   Schule  56 60  64 68 65 

   Kindergarten  19 22 19 14 16 

SBBZ insgesamt  209  234  246  247  259  

Gesamtschülerzahl  4.502  4.485  4.441  4.358  4276  

Schülerentwicklung gemäß amtlicher Schuls tatistik  
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Weiterhin besteht für die  Christy - Brown - Schule  (SBBZ mit Förderschwerpunkt 
körperliche und motorische Entwicklung) in Villingen eine gemeinsame Träger-
schaft zwischen den Landkreisen Schwarzwald - Baar- Kreis, Rottweil und Tuttlin-
gen.  
 
Verschiedene wohnortsnahe, regionale Projekte rund um das Erleben, Le rnen und 
Forschen junger Menschen wurden in der zurückliegenden Legislaturperiode wei-
terhin gefördert. Hierunter fallen unter anderem das Schülerforschungszentrum 
Südwürttemberg, in dem  junge Menschen für MINT - Fächer begeistert werden , 
sowie der Hochschulc ampus Tuttlingen als Gemeinschaftsprojekt zwischen 
Stadt und Landkreis Tuttlingen mit der Hochschule Furtwangen.  
 
Die gute Kooperation des Landkreises, der Schulen mit den dualen Partnern aus 
Wirtschaft, Dienstleistung, Handel und Handwerk sowie die vertr auensvolle 
Zusammenarbeit mit anderen Bildungsträgern und Netzwerkpartnern ergibt ein 
für die Schülerinnen und Schüler äußerst attraktives Angebot an 
zukunftsorientierter, praxisnaher Aus -  und Weiterbildung. Auch unsere 
beruflichen Gymnasien profitieren vo n diesem intensiven und langjährig 
gewachsenen Netzwerk und bieten somit zukunftsfähige Profile mit aktuell 
angepasstem Wissen an.  
 
Das Ziel des Landkreises Tuttlingen ist, jungen Menschen zukunfts -  und leistungs-
starke Bildungsstrukturen durch bestmöglich e Förderung und Bildung anzubie-
ten. Dies spiegelt sich im breitgefächerten Angebot  an unseren beruflichen 
Schulen wider .  
 
 
6.2  Erweiterung des Schulkindergartens der Otfried - Preußler - Schule in Balg-

heim  
 
Im Jahr 2019 beschloss der Kreistag, den Schulkindergarten der Otfried -
Preußler - Schule Ѐ Sonderpädagogisches Bildungs -  und Beratungszentrum in 
Balgheim Ѐ zu erweitern. Ziel war es, die beiden bisher räumlich getrennten Kin-
dergartengruppen am Standort in Ba lgheim zusammenzuführen und die örtlichen 
Rahmenbedingungen optimal zu gestalten. Nach mehrmonatiger Bauzeit wurde 
der Neubau des Schulkindergartens im Mai 2023 eingeweiht und seiner Bestim-
mung übergeben.  
 

https://www.landkreis-tuttlingen.de/redirect.phtml?extlink=1&La=1&url_fid=2328.10.1
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Diese Zusammenführung hat viele qualitative, org anisatorische und pädagogi-
sche Vorteile. Die hellen, modernen Gruppen - , Büro-  und Besprechungsräume 
bieten ideale Voraussetzungen für einen gelungenen Schulkindergartenalltag, 
der den besonderen Ansprüchen Rechnung trägt und dafür sorgt, dass sich die 
Kinder wohl fühlen und bestmöglich gefördert werden.  

 
Durch die Zusammenlegung der beiden Gruppen sind kurze Wege sowie schnelle 
Absprachen und Abstimmungen der Erzieherinnen und Erzieher untereinander 
möglich. Darüber hinaus profitieren die Kinder, die in ihr er Sprachentwicklung ge-
fördert werden, von einem effektiveren Einsatz der Sprachheillehrerstunden. Zu-
dem bietet der Schulhof aus pädagogischer Sicht viele Vorteile, da er als Spiel-
platz mit vielen verschiedenen Bewegungsmöglichkeiten genutzt werden kann 
und den Kindern die Möglichkeit gibt, sensorische Erfahrungen zu machen, die die 
Sprachentwicklung unterstützen.  
 
 
6.3  Erweiterung der Johann - Peter - Hebel - Schule Tuttlingen  
 
Die Schülerzahlen an der Johann- Peter - Hebel - Schule , sonderpädagogisches 
Bildungs -  und Beratungszentrum mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwick-
lung , sind in den letzten Jahren stark gewachsen  und ein weiterer Anstieg wird 
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prognostiziert. Dieser zusätzliche Bedarf kann dauerhaft aus schulorganisatori-
schen Gründen nicht durch Außenstellen abgedeckt werden. Aus diesem Grund 
soll ein Erweiterungsbau am Hauptstandort der Johann - Peter - Hebel - Schule ent-
stehen.  
 
Nach einem europaweiten Architektenwettbewerb hat der Kreistag im Dezember 
2023 das Architekturbüro Her mann+Bosch Architekten aus Stuttgart mit der Pla-
nung des Erweiterungsbaus bis zur Entwurfsplanung mit Kostenberechnung be-
auftragt. Der Kreistag folgt e damit der Empfehlung des Preisgerichts.  
 
Bei der Entwurfsplanung wurde auf einen sensiblen Umgang mit dem Bestands-
gebäude und eine sinnvolle ergänzende Nutzung geachtet. Der Neubau, der in 
Holzbauweise errichtet werden soll, soll sich in seinen Konturen dem Bestands-
gebäude anpassen. Der Haupteing ang und die Aula der Schule bleiben unverän-
dert. Im Erdgeschoss sollen alle Fachräume, Mensa und die Klassenzimmer der 
Schule verortet werden.  
 
Die Schulerweiterung war zunächst  durch einen zweigeschossigen Neubau und 
eine eingeschossige Aufstockung des w estlichen Bestandsbaus vorgesehen. 
Durch die aktuelle Schülerzahlentwicklung muss das Raumprogramm jedoch 
nochmals erweitert werden.  
 

 
Wettbewerbsentwurf Hermann+Bosch Architekten für die Erweiterung der Johann - Peter - Hebel -
Schule Ѐ Perspektive Haupteinga ng  
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6.4  Neubau der Werkstätten an der Ferdinand - von - Steinbeis - Schule  
 
Bereits im Jahr 2014 hat sich der Kreistag mit dem Berufsschulzentrum in Tuttlin-
gen und dessen Weiterentwicklung befasst. Bereits damals sahen die Planungen 
einen Neubau der Werkstätten an der Ferdinand - von - Steinbeis - Schule an glei-
cher Stelle vor. In seiner Sitzung am 11.05.2023 beschloss der Kreistag schließlich 
einen Neubau an gleicher Stelle. Um dauerhaft den Anforderungen der Betriebe, 
aber auch dem Wettbewerb der Schulsta ndorte gerecht zu werden, ist eine mo-
derne, zukunftsorientierte räumliche Ausstattung der Werkstätten notwendig . 
 
Die damaligen Planungen beinhalteten einen reinen Ersatzbau für das bisherige 
Raumprogramm. Zwischenzeitlich haben sich die Anforderungen an d ie Ausbil-
dung der Schülerinnen und Schüler, aber auch die technische Ausstattung von 
Werkstätten geändert bzw. weiterentwickelt. Das geplante Raumprogramm 
wurde nach einer Ortsbesichtigung im April 2024  angepass t.  
 
Der Architektenwettbewerb soll noch im Ja hr 2024 gestartet werden.  Im anste-
henden Wettbewerbsverfahren werden die Anforderungen an die Raumbezie-
hungen der verschiedenen Werkstattbereiche sowie die Mehrgeschossigkeit des 
Neubaus zentrale Herausforderungen sein. Der Neubau der Werkstätten wird ein e 
der größten Investitionen im Bereich der Schulen innerhalb der nächsten Jahre 
darstellen. Mit seiner Entscheidung legt der Kreistag die Basis für den Standard 
der Werkstätten für die nächsten Jahrzehnte und damit eine weiterhin erfolgrei-
che und zukunftsf ähige Entwicklung der beruflichen Bildung im Landkreis.  
 
 
6.5  Umsetzung der Reform der Pflegeberufe im Ausbildungsverbund Land-

kreis Tuttlingen  
 
Am 01.01.2020 wurde mit der Umsetzung des Gesetzes zur Reform der Pflegebe-
rufe eine differenziertere Ausbildungsland schaft in der Pflege im Landkreis Tutt-
lingen geschaffen.  Die bisher getrennt geregelten Ausbildungen der Gesund-
heits -  und Krankenpflege, der Gesundheits -  und Kinderkrankenpflege sowie der 
Altenpflege w urden zu einem einheitlichen Berufsbild zusammengeführt.  
 
Die Ausbildung zur Pflegefachfrau/ zum Pflegefachmann, die EU - weit anerkannt 
ist, dauert insgesamt drei Jahre. Sie besteht aus einem schulischen Teil (insge-
samt 2 .100 Theoriestunden) und einer praktischen Ausbildung (mind.2 .500 Pra-
xisstun den), die durch Pflichteinsätze in unterschiedlichen Praxisstellen (Akut-
pflege, stationäre Langzeitpflege, ambulante Pflege, pädiatrische Pflege und 
psychiatrische Pflege) gewährleistet wird.  
 
Der überwiegende Teil der praktischen Ausbildung erfolgt beim sogenannten 
Träger der praktischen Ausbildung  (TpA), mit dem der Auszubildende den Ausbil-
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dungsvertrag abschließt. Der TpA trägt die Verantwortung für die Durchführung 
der praktischen Ausbildung einschließlich ihrer Organisation.  
 
Als TpA können zugelassene Krankenhäuser der Akutversorgung, Einrichtungen 
der stationären Langzeitpflege oder ambulante Pflegedienste fungieren.  Die 
staatlich anerkannten Pflegeschulen tragen die Verantwortung für die theoreti-
sche Ausbildung und tragen die Gesamtverantwortung  für die Ausbildung.  Die 
Koordination der Pflichteinsätze in den unterschiedlichen Versorgungsbereichen 
kann von den jeweiligen TpA geleistet werden oder an die Pflegeschulen abge-
geben werden.  Ein weiteres Konstrukt ist die Koordination der Praxiseinsätze 
durch eine neutrale Koordinierungsstelle angesiedelt bei der Landkreisverwal-
tung.  
 
Die Finanzierung der Generalistischen Pflegeausbildung erfolgt nach § 26 ff PflBG 
durch einen auf Landesebene verwalteten Ausbildungsfonds. Durch ein Umlage-
verfahren werden ausbildende und nicht ausbildende Einrichtungen gleicherma-
ßen zur Finanzierung herangezogen.  
 
Bis 2019 gestaltete sich die Ausbildungslandschaft in der Pflege so, dass eine 
Krankenpflegeschule am Klinikum Tuttlingen die Auszubildenden für den Beruf 
der Ges undheits -  und Krankenpflege ausgebildet haben. Des Weiteren  bildeten 
die private Berufsfachschule für Altenpflege beim Zweckverband Pflegeheim 
Haus Wartenberg in Geisingen und die Katholische Altenpflegeschule Edith - Stein 
Ѐ Institut für Soziale Berufe in S paichingen die Auszubildenden im Bereich der Al-
tenpflege aus. An diesen Pflegeschulen wurden jährlich ca. 230 Personen in den 
genannten Pflegeberufen ausgebildet.  
 
Am 18.07.2019 erfolgte der Beschluss des Kreistags eine Koordinierungsstelle im 
Landkreis Tuttlingen zur Koordinierung der praktischen Pflegeausbildung einzu-
richten.  
 
 
6.6  Umsetzung des Reformkonzeptes Übergang Schule - Beruf im Landkreis 

Tuttlingen  
 
Der Landkreis Tuttlingen beteiligt sich seit 01.09.2017 am Reformkonzept des 
Landes Baden - Würt tem berg  zur Neugestaltung des Übergangs von der Schule in 
den Beruf. Seitdem engagiert sich das Regio nale Übergangsmanagement (RÜM) 
in den Handlungsfeldern folgender Bausteine, welche sich am Eck punkte papier 
ǘǟˠН ˼ˠǐȴɣǘ˼ʂȐˠǐ̋ʂǘʂȴˠˠǟˠНЉ9̋ʂǘʂȴˠНʹ˼ˈНĒˬƦˈɞ˼ʂȐНǘǟˈ beruflichen Ausbildung 
und des Fachkräftenachwuchses in Baden -ŕ̋ˈˬˬǟɼǐǟˈȐЊНʠˈȴǟʂˬȴǟˈǟʂϘ 
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RÜM ist mit 1,0 VZÄ Projektleitung und 0,5 VZÄ Projektassistenz personell ausge-
stattet. Diese Stellen werden durch Landesmittel über das Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Tourismus Baden - Württemberg, Referat Berufliche Ausbildung  
gefördert. Zum Start lag das Hauptaugenmerk auf der Ausgestaltung und opti-
malen Ausstattung des Bildungsgangs Ausbildungsvorbereitung dual (AVdual).  
 
Baustein AVdual  
Der Bildungsgang AVdual wurde mit Beginn des Schuljahres 2017/2018 als zentra-
ler Bestandteil des Reformkonzepts an der Ferdinand - von - Steinbeis - Schule 
Tuttlingen (FvSS) und der Erwin - Teufel - Schule Spaichingen (ETS) eingerichtet.  
 
Die Zahl der Schülerinnen und Schüler (SuS) im Bildungsgang AVdual steigt seit 
Projektbeginn und über die Legislaturperiode 2019 - 2023 hinweg tendenziell an. 
Im allersten Schuljahr 2017/18 wurden insgesamt 140 SuS betreut (ETS: 84; FvSS: 
56). In das Schuljahr 2023/24 starte te n 183 SuS. Der Anteil der SuS, die ohne 
Schulabschluss in das AVdual einmünden, steigt ebenfalls tendenziell. Er lag 
2017/18 bei 53,9 %; im aktuellen Schuljahr liegt dieser Anteil bei ca. 68 %.  2017/18 
hatten 2,10 % der SuS einen Förderschulabschluss ; im Schuljahr 2021/22 lag der 
Anteil bei 9,9 % (Zahlen für 2023/24 liegen noch nicht vor). Auch hier ist eine stei-
gende Tendenz erkennbar.  
 
Der Anteil der SuS mit Migrationshintergrund schwankt mit steigender Tendenz 
und bildet in seiner  Entwicklung das M igrationsgeschehen in der Region ab. Für 
das SJ 2023/24 liegt der Anteil der SuS mit Migrationshintergrund bei ca. 80 % 
(davon Anteil Geflüchtete: ETS ca. 10%; FvSS ca. 30%). Über die bisherige Lauf-
zeit hinweg wurden 35 unterschiedliche Herkunftsländer ben annt.  
 
Um der sich ändernden Schülerschaft und der immer breiteren Diversität der SuS 
hinsichtlich Herkunft, schulischer Vorbildung und kognitiv - physischer Fähigkeiten 
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gerecht werden zu können, unterliegt der Bildungsgang AVdual andauernder 
Wandlung. Die p ädagogischen Konzepte wurden in der Legislaturperiode stetig 
angepasst (bspw. Konzept zur Inklusion, Stärkung und Integration VABO 1). 
 
Implementierung des Bildungsganges AVdual an allen Kreisschulen  
Hinsichtlich der flächendeckenden Einführung des Bildung sgang AV bis 2025 und 
der damit verbundenen Integration der bisherigen Bildungsgänge im Über-
gangsbereich (VAB, BVJ, BEJ)2 wurde zum Schuljahr 2023/2024 der Bildungsgang 
BVJ, der bisher noch an der FES verortet  war, an das AVdual der FvSS überführt. 
Dies gelang nach monatelanger Vorbereitungs -  und Abstimmungszeit.  
 
In diesem Zusammenhang hat RÜM aktiv bei der Vernetzung und dem Austausch 
mit Ansprechpartnern anderer Regionen (RÜMs, AVdual - Begleiter und AVdual -
Lehrkräfte) bzw. zuständigen Institutionen (Regierungspräsidium, Wirtschaftsmi-
nisterium etc.) unterstützt. Beim Zusammenwirken aller Akteure ist es gelungen, 
ǘȴǟН9ǟˈ˼ȎˠǐǟˈǟȴǑȥǟНЉIˈʹȴǟȥ˼ʂȐН˼ʂǘНþȎɣǟȐǟЊНЀ wie sie an der FES gelehrt werden, in 
kooperativer Besc hulung als ein BO- Element im AVdual zu verankern. Dies sehen 
͂ȴˈНŪɣˠН͂ȴǑȥˬȴȐǟˠНIɣǟɼǟʂˬНŪʂϗН˼ɼНǘǟʂНĒ˼ĒНȴɼН Ŕǘ˼ŪɣН9ǟˈ˼ȎˠǐȴɣǘǟˈНŪ˼ˠНЉIˈʹȴǟȥ˼ʂȐН
˼ʂǘНþȎɣǟȐǟЊНʂƦȥǟˈНʹ˼НǐˈȴʂȐǟʂϗНǘŪˠН{ʂˬǟˈǟˠˠǟНǘŪˈŪʂНʹ˼Н͂ǟǑɞǟʂН˼ʂǘНÐŪǑȥ͂˼ǑȥˠɞˈƦȎϼ
te für die Region zu gewinnen. Dies ist  ein realistisches Ziel, bei Betrachtung der 
Vermittlungsquote in Ausbildung des Bildungsgangs AVdual.  
 
Im Schuljahr 2017/18 lag die Vermittlungsquote in Ausbildung bei 38,8 % (Land 3: 
36,1%); davon wurden 72,3% der SuS mit Klebeeffekt in Ausbildung vermit telt 
(Land: 70,1%). Im Schuljahr 2021/22 konnten 41,2 % der SuS in Ausbildung vermit-
telt werden (Land: 37,9%); davon 51,9% mit Klebeeffekt (Land: 64,5%).  
 
Bewertung  
Diese Ergebnisse zeigen, dass die intensive Arbeit der AVdual - Begleiterinnen 
sehr gut wirkt . Hier spiegelt sich die vertiefte Berufsorientierungs - Arbeit (BO -
Arbeit), der hohe Anteil von Praktika - Phasen mit enger sozial päda gogischer Be-
gleitung und verlässliche Ansprechpartner für Ausbildungsbetriebe wider . Den-
noch hängen die Erfolge ab von der Zusammensetzung der Schüler schaft Ѐ die 
zunehmend herausfordernder wird -  und der personellen Ausstattung (qualitativ 
und quantitativ). In diesem Zusammenhang ist die Wahrung des Betreuungs-
schlüssels, wie er im Fördermerkblatt genannt ist, von 1:40 (1 VZÄ  auf 40 SuS) von 
hoher Bedeutung. Über die Legislaturperiode hinweg kam es immer wieder zum 
Unterschreiten dieses Schlüssels, begründet durch steigende Schülerzahlen 
und/oder Personalabgängen.  
 

 
1 VABO: Bildungsgang zur Vorbereitung auf Arbeit und Beruf; Schwerpunkt Erwerb Deutschkennt-
nisse 
2  VAB: Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf; BEJ: Berufseinstiegsjahr  
3 ЉÄŪʂǘЊНˠˬǟȥˬНȎ̋ˈНAŪˈˠˬǟɣɣ˼ʂȐНǘǟˈНŔǟˈɼȴˬˬɣ˼ʂȐˠˆ˼ʠˬǟϗН͂ȴǟНˠȴǟН̋ǐǟˈНŪɣɣǟНˬǟȴɣʂǟȥɼǟʂǘǟʂНĂǟȐȴonen 
hinweg in Baden - Württemberg erreicht wurde.  



 
 

  

 
64 

 

Die Stellenumfänge wurden je Schule zum möglichst nächsten Sch uljahr erhöht. 
Zum Start des Schuljahres 2023/24 waren  aufgrund der Schülerzahl an der FvSS 
2,5 VZÄ und an der ETS 2,0 VZÄ als Begleitung tätig. Die Besetzung dieser offenen 
Stellen mit gut ausgebildetem sozialpädagogischem Personal stellt für den 
Landkrei s eine immer größer werdende Herausforderung dar. Hier unterstützt das 
RÜM besonders durch verschiedene Aktivitäten im Bereich der Weiterbildung und 
des fachlichen Austausches sowie der Aufbereitung von bildungspolitischen 
Themen (Infomanagement, Hilfeland karte, rechtskreisübergreifende Netzwerk-
treffen).  
 
Baustein Betriebliche Ausbildung  
Ein weiterer Fokus stellt der Baustein der Betriebliche n Ausbildung  zur Gewinnung 
von Nachwuchskräften für den regionalen Arbeitsmarkt (Steigerung Stellen-
wert/Wertigkeit u.a. durch Nutzung von Kampagnen des Landes, Kooperationen 
vor Ort). Wichtigster Baustein hierbei ist die fundierte Berufsorientierungsarbeit 
an den allge meinbildenden Schulen. Im Arbeitskreis - RÜM (AK- RÜM) werden hier-
zu die für den örtlichen Übergangsbereich relevanten Akteure regelmäßig zu-
sammengerufen. Damit erreichen wir:  

- Transparenz im Übergangsbereich, Realisierung von Synergien  
- inhaltliche, räumliche und zeitliche Abstimmung der Angebo-

te/Maßnahmen für die Berufsorientierung (BO)  
- Zielrichtung der BO - Arbeit an Schulen, abgestimmt auf Arbeitsmarkt vor 

Ort  
- Aufklärung der Entscheider (Eltern, Jugendliche) über bspw. Förderange-

bote, Ka rriere mög lichkeiten mit dualer Ausbildung etc.  
 
Ergebnisse dieser Arbeit werden  ebenso den beruflichen Schulen Ѐ insbesondere 
dem AVdual bereitgestellt. Dort unterstützen wir nach Bedarf spezielle BO -
Angebote in enger Kooperation mit den Partnern.  
 
Seit dem Jahr 2020 w ird der AK RÜM von den Mitarbeiterinnen  des RÜMs im 
sechs -  bis acht wöchigen Turnus einberufen. Beim Auftakt - Treffen waren Vertre-
ter innen und Vertreter folgender Institutionen anwesend:  

- Industrie -  und Handelskammer SBH  
- Handwerkskammer  
- Arbeitsagentur (Berufs beratung vor dem Erwerbsleben)  
- Staatliches Schulamt, Konstanz  

 
Der Kontakt zum Bereich der Pflegeausbildung gelingt über den kollegialen Kon-
takt zur Stelle der Koordinierung der Pflegeausbildung im Landkreis Tuttlingen.  
Durch die im Frühjahr 2023 begonnen e Öffnung der Arbeitskreise im Übergangs-
bereich sind nun weitere Akteure im AK - RÜM vertreten. Dazu gehören die  ge-
schäftsführende Schulleiterin der beruflichen Schulen Landkreis Tuttlingen und 
die  Servicestelle SÜDWESTMETALL. Nun gelingen situativ noch ziel gerichteter 
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Klärungen bzw. Bearbeitung von Themen wie bspw. (Berufs - ) Schulpflicht und 
Fördermöglichkeiten.  
 
RÜM steht überregional aktiv in kooperativem Austausch mit Vertretern andere r 
Regionen und des Landes, um die aktuellsten Expertisen zu hören und für die Vor-
gehensweisen in der Region fortwährend zu prüfen und an den bestehenden 
Stand anzupassen.  
 
 
6.7  Digitalisierung der kreiseigenen Schulen  
 
Der Landkreis als Schulträger der Sonderp ädagogischen Bildungs -  und Bera-
tungszentren sowie der Berufsschulen ist sich der Verantwortung bewusst, die 
Grundlagen zum Erwerb von digitalen Kompetenzen an seinen Schulen nachhaltig 
zu verbessern. Unter Nutzung von Fördermitteln des Landes und vom Bund sind 
und werden weiterhin sukzessive Maßnahmen zur Digitalisierung der kreiseigenen 
Schulen im Rahmen der finanziellen und personellen Ressourcen umgesetzt. Mit 
dem Einzug digitaler Hilfsmittel und Gerätschaften wurden die beruflichen Schu-
len des Landkreis es frühzeitig mit Computern und digital gesteuerten Maschinen 
auf dem jeweils aktuellen Stand der Technik ausgestattet. Dem folgten an den 
ˬǟǑȥʂȴˠǑȥǟʂН9ǟˈ˼ȎˠˠǑȥ˼ɣǟʂНǘȴǟНЉÄǟˈʂȎŪǐˈȴɞǟʂЊϖ 
 
Förderprogramme im Zusammenhang mit der Corona - Pandemie  
Die Corona - Pandemie brachte -  unterstützt von entsprechenden Förderpro-
grammen -  eine Ausweitung der digitalen Ausstattung an den Schulen. So konn-
ten beispielsweise mit dem Sofortausstattungsprogramm mobile Endgeräte für 
Schülerinnen und Schüler beschafft werde n, die dem digital stattfindenden Un-
terricht dien tǟʂϖНÎȴˬНǘǟˈНť˼ˠŪˬʹ́ǟˈ͂Ūɣˬ˼ʂȐˠ́ǟˈǟȴʂǐŪˈ˼ʂȐНЉÄǟȴȥȐǟˈƦˬǟНȎ̋ˈНÄǟȥˈɞˈƦȎϼ
ˬǟЊНɞʠʂʂˬǟʂНŪ˼ǑȥНǘȴǟНÄǟȥˈɞʪˈ˃ǟˈНɼȴˬНǘǟʂНʂʠˬ͂ǟʂǘȴȐǟʂНǘȴȐȴˬŪɣǟʂН ˈǐǟȴˬˠɼȴˬˬǟɣʂН
versorgt werden.  
 
vȴɣȎˈǟȴǑȥН͂ŪˈǟʂНŪ˼ǑȥНǘȴǟН`ʪˈǘǟˈ˃ˈʠȐˈŪɼɼǟНЉĒǑȥ˼ɣǐ˼ǘȐǟˬН:ʠˈʠʂŪЊН˼ʂǘНЉť˼ϼ
kunftsland BW Ѐ ɣ ˬƦˈɞǟˈНŪ˼ˠНǘǟˈН¾ˈȴˠǟϞЊϗНɼȴˬН͂ǟɣǑȥǟʂНǘȴǟН́ʠˈǘˈȴʂȐɣȴǑȥˠˬǟʂНaǟˈƦˬǟϗН
Hardware, Software, Infrastruktur sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Luft-
qualität (bspw. Luftreinigungsgeräte, CO2 - Sensoren, Handwerkerleistungen zu r 
Installation der Geräte) mit finanziert werden konnten.  
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Aus Fördermitteln beschaffte digitale Lernumgebung mit Smart - Bord (Foto: OPS)  
 
Pauschalierte Zuschüsse von Ausgaben für Personalkosten für die Qualifizierung 
und Weiterbildung von IT - Administrator en bzw. einer Vergabe an Dritte in direkter 
Ŕǟˈǐȴʂǘ˼ʂȐНɼȴˬН{ʂ́ǟˠˬȴˬȴʠʂǟʂНʹ˼ɼНЉAȴȐȴˬŪɣþŪɞˬНĒǑȥ˼ɣǟЊН́ǟˈ́ʠɣɣˠˬƦʂǘȴȐǟʂНǘȴǟН ɞˬȴ́ȴϼ
täten.  
 
`ʪˈǘǟˈ˃ˈʠȐˈŪɼɼНЉAȴȐȴˬŪɣþŪɞˬНĒǑȥ˼ɣǟНΒΎΐΠНǐȴˠНΒΎΒΖЊ 
Mit dem Schwerpunkt -`ʪˈǘǟˈ˃ˈʠȐˈŪɼɼНЉAȴȐȴˬŪɣþŪɞˬНĒǑȥ˼ɣǟНΒΎΐΠНǐȴˠНΒΎΒΖЊН˼ʂϼ
terstützt das Land die Schulträger, welche Schulen vernetzen und in ihre IT -
Systeme investieren möchten. Der Förderbetrag für die kreiseigenen Schulen be-
läuft sich nach Verteilung der Restmittel auf rund 1,92 Mio. EUR. Unter Berücksich-
tigung der zu erbringenden Eigenmittel von mindestens 20 Prozent stehen für die 
Digitalisierung der Berufsschulen und der beiden Sonderpädagogischen Bil-
dungs -  und Beratungszentren insgesamt rund 2,42 Mio. EUR zur Verfügung. Ge-
fördert werden neben der digitalen Vernetzung auch Anzeige -  und Interaktions-
geräte, schulgebundene mobile Endgeräte sowie digitale Arbeitsgeräte, insbe-
sondere für die technisch - naturwissenschaftliche Bildung oder die berufsbezo-
gene Aus bildung sowie investive Begleitmaßnahmen.  
 
Schulbezogene Umsetzung der Maßnahmen  
Die trägerbezogenen Fördermittel wurden auf Grundlage der gewichteten Schü-
lerzahlen auf die einzelnen kreiseigenen Schulen verteilt. Den zu erbringenden 20 -
prozentigen  Eigenan teil finanzieren die Schulen jeweils aus den erübrigten 
Budgetmittel der Vorjahre. Gleiches gilt für entstehende Mehraufwendungen.  
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Naturwissenschaftliche digitale Laborausstattung an der Fritz - Erler- Schule (Foto: FES).  
 
Die auf Grundlage von Medienentwi cklungsplänen zur Umsetzung vorgesehenen 
Maßnahmen müssen bis spätestens 31.12.2024 fertiggestellt sein. Um die in den 
vom Landesmedienzentrum zertifizierten Medienentwicklungsplänen der einzel-
nen Schulen vorgesehen Maßnahmen zeitnah und fristgerecht umzus etzen, er-
mächtigte der Verwaltungs -  und Finanzausschuss die Verwaltung im April 2022 
bei der Vergabe von Aufträgen für seinen Zuständigkeitsbereich  die erforderli-
chen Vergaben tätigen zu dürfen.  
 
Zwischenzeitlich wurden die Maßnahmen überwiegend umgesetzt.  So konnten 
die geplanten Maßnahmen an den Berufsschulen größtenteils  ausgeführt wer-
den: Die Klassenzimmer sind nun mit digitalen Anzeige -  und Interaktionsgeräten 
sowie Fachräume mit digitaler Laborausstattung ausgestattet. 3D - Drucker, Ro-
botik, mobile Tran sfersysteme und Proportionalitätshydraulik vervollständigen 
die Ausstattung zur beruflichen Qualifizierung. An den beiden Sonderpädagogi-
schen Bildungs -  und Beratungszentren für sprachliche und geistige Entwicklung 
wurden die im Medienentwicklungsplan aufge führten Maßnahmen vollständig 
umgesetzt.  
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Interaktive Lü - Üno- Projektionsfläche in der Turnhalle der Johann - Peter - Hebel - Schule  
(Foto: JPHS) 
 
Ausblick  
Digitalisierung an Schulen ist ein ständiger Prozess. Dies bedeutet, dass neben 
der regelmäßigen Betreuung vorhandener Hard -  und Software auch weitere Vor-
haben im Rahmen des Medienentwicklungsplanes der Umsetzung bedürfen. Ins-
besondere wegen Kostensteigerungen (Inflation) können an den Berufsschulen 
nicht alle beantragten Maßnahmen umgese tzt werden. Inwiefern Fördermittel von 
Bund und Land für diesen Zweck zur Verfügung stehen werden, bleibt abzuwar-
ten. Gleiches gilt für die Finanzierung von Ersatzbeschaffungen.  
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7 Liegenschaften des Landkreises  
 
7.1 Erweiterungsbau Landratsamt Tuttlingen  
 
Mit dem Erweiterungsbau des Landratsamtes Tuttlingen hat die Kreisverwaltung  
sowohl ein neues Bürogebäude, als auch ein neues, stadtbildprägendes Gesicht 
nach außen erhalten. Ziel und Zweck dieses Gebäudes war es vor allem, die zahl-
reichen Außenstellen des Landratsamtes zusammenzuführen und eine zentrale 
Anlaufstelle für die Bürgerinnen und Bürger zu schaffen.  
 
Darüber hinaus war es von Anfang an wichtig, nicht nur ein klassisches Büroge-
bäude als Erweiterungsbau zu errichten, sondern damit auch neue, modern e und 
attraktive Arbeitsplätze zu schaffen, die den kommenden Herausforderungen 
einer immer digitaler werdenden Verwaltung gerecht werden und auch flexibel 
auf eine sich verändernde Arbeitswelt mit beispielsweise Homeoffice und mobi-
lem Arbeiten reagieren k önnen.  
 
Unter Beteiligung der Belegschaft wurde ein innovatives Büro -  und Arbeitskon-
zept entwickelt, das den Dienstleistungsgedanken der Verwaltung gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Gemeinden im Landkreis Tuttlingen 
nochmals verstärkt. Eng da mit verbunden waren das Ziel und der Anspruch einer 
möglichst digitalen Verwaltung. Dank der parallelen Einführung der digitalen Akte 
und durch das papierlose Arbeiten konnte weitgehend auf die bislang üblichen 
Aktenschränke verzichtet werden.  
 
Das im Sept ember 2021 im Rahmen eines feierlichen Festaktes eingeweihte Ge-
bäude B setzt auch architektonisch besondere Akzente. Mit dem zwischenzeitlich 
mehrfach preisgekrönten Gebäude wurde das Quartier des Landratsamtes ge-
schlossen und es ist eine gelungene Einheit  zwischen alt und neu entstanden, ver-
bunden durch einen neu gestalteten Innenhof. Der Erweiterungsbau wird sowohl 
den heutigen Anforderungen als auch den künftigen Entwicklungen an eine mo-
derne und digitalisierte Verwaltung gerecht und stellt für die Kreis verwaltung ei-
nen Meilenstein dar.  
 
 
Chronologie  
 
Juli 2016   Auslobung Realisierungswettbewerb  
 
November 2016   Bekanntgabe Wettbewerbsergebnisse  
 
März 2017   Kickoff Gespräch zur Vorplanung  
 
Oktober 2017   Kreistag und Freigabe Planung  



 
 

  

 
70  

 

 
Februar 2018   Entwurfspräsentation Kreistag  
 
Juli 2018   Baugenehmigung  
 
Januar 2019   Abbruch Provisorium / Baubeginn  
 
Mai 2021    Fertigstellung  
 
Juni 2021   Einzug der einzelnen Ämter  
 
September  2021  Einweihungsfeier  
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8 ÖPNV  
 
8.1 Neuausrichtung und Ausschreibung Regionalverkehr  
 
Zum 1. März 2020 wurde der Regionalverkehr im Landkreis Tuttlingen erstmals in 
einem europaweiten Vergabeverfahren vergeben. Basis für die Ausschreibung 
war der im März 2017 vom Kreistag verabschiedete Nahverkehrsplan. Die Aus-
schreibung der Buslinienverkehre im Landkreis Tuttlingen erfolgte wie vorgese-
hen als Bruttovertrag. Hauptbestandteile der Ausschreibungsunterlagen waren 
neben den festzulegenden Standards die Ausschreibungsfahrpläne, die sich an 
den Vorgaben des Nahverke hrsplans des Landkreis Tuttlingen orientierten. Ziel 
der Ausschreibung der Buslinienverkehre war die Umsetzung eines zukunftsfähi-
gen Fahrplankonzeptes, das sich u.a. durch funktionierende Anschlussverbin-
dungen und übersichtliche und einheitliche Linienführ ungen auszeichnet.  
 
Die Buslinienverkehre im Landkreis Tuttlingen mit Ausnahme des Stadtverkehrs 
Tuttlingen wurden in drei Teillosen (Nordwest, Ost, Süd) neu ausgeschrieben. Die 
Ausschreibungsunterlagen wurden am 15. April 2019 im Deutschen Vergabeportal 
des Bundesanzeigers veröffentlicht. Zum Submissionstermin wurden acht Ange-
bote von sechs Bietern abgegeben. Gewonnen haben dabei ausschließlich die 
heimischen Unternehmen.  Mit dem Ausschreibungsergebnis verbunden waren 
spürbare Qualitätsverb esserungen, wie z.B. ein integrierter Taktfahrplan, d.h. ein 
eng auf die Zugleistungen abgestimmter Fahrplan mit getakteten Fahrzeiten und 
verlässlichen Anschlüssen, neue s barrierefreie s Busmaterial, eine einheitlich ge-
stalteten Fahrzeugflotte sowie Echtze itinformation für die  Fahrgäste.  
 
 
8.2  Bordrechner für  die gesamte Busflotte inklusive Vertriebssystem  
 
Im Rahmen der Digitalisierung war es erforderlich, die Busflotte im Landkreis Tutt-
lingen mit mobilen und zentralen IT - Komponenten auszustatten und diese so zu 
vernetzen, dass der Austausch von Echtzeitdaten für die Fahrgastinformation und 
die Anschlusssicherung bereichsübergreifend (Stadtverkehr, Regionalverkehr, 
Bahn) flächendeckend ermöglicht und vereinfacht wird. Gleichermaßen sollte die 
flächendeckende un d homogene Anwendung aller geltenden Tarifmodelle si-
chergestellt werden. Darüber hinaus sollten die gewonnenen Daten dem Quali-
tätsmonitoring der Verkehrsleistungen, dem Controlling, der Einnahmeaufteilung 
und weiteren organisatorischen und finanztechnische n Prozessen dienen.  
 
Zu diesem Zweck wurde die gesamte Busflotte mit Bordrechnern, Bezahlsyste-
men, WLAN- Netzwerkkomponenten, Kommunikationseinheiten, Monitore n und 
Fahrgast - Informationsanzeigen ausgestattet. Darüber hinaus wurde ein zentrales 
System imple mentiert, das die übermittelten Echtzeitdaten empfängt, verarbei-
tet und entsprechende Aktionen auslöst (z.B. Verspätungsanzeigen).  
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Beim Einsatz des zentralen Systems beteiligt sich der Landkreis Tuttlingen als 
Mandant an einem Zentralrechner, der beim La ndkreis Konstanz eingerichtet wur-
de. Auf diese Weise wurden Synergien optimal genutzt und die Kosten für diese 
Einheit optimiert. Für die beiden Komponenten, den mobilen Einheiten und dem 
Zentralrechner, war die entsprechende Softwareausstattung für den Be trieb der 
Systeme und der Datenverarbeitung und - übermittlung notwendig.  
 
Die europaweite Ausschreibung wurde in Kooperation mit dem Landkreis Kon-
stanz durchgeführt, der kurze Zeit zuvor mit dem gleichen Digitalisierungsvorha-
ben begonnen hatte. Die Aussch reibung wurde als Verhandlungsverfahren mit 
Teilnahmewettbewerb konzipiert. Drei Unternehmen haben sich hierbei qualifi-
ziert und sind zur Abgabe von Angeboten aufgefordert worden. Der Kreistag 
vergab in seiner Sitzung am 18.07.2019 den Auftrag an die Firma  IVU Traffic Tech-
nologies AG aus Berlin.  Zur Finanzierung des Projekts wurden  Förderanträge nach 
dem Landesförderprogramm LGVFG und LETSgo gestellt.  
 
 
8.3  Ausschreibung Stadtverkehr Tuttlingen 2023  
 
Zum 1. Januar 2023 wurde der Stadtverkehr Tuttlingen neu vergeben. Gegenstand 
ǘǟˈН ˼ˠˠǑȥˈǟȴǐ˼ʂȐН͂ŪˈНǘǟˈНЉ ˼ˠˠǑȥˈǟȴǐ˼ʂȐˠȎŪȥˈ˃ɣŪʂНΎчЊϖНAȴǟˠǟˈНǐȴɣǘǟˬНǘȴǟН́ʠˈϼ
maligen Verkehrsleistungen im Stadtverkehr Tuttlingen mit einer verbesserten 
Anbindung des Klinikums und des Gewerbegebiets Gänsäcker im Halbstu nden-
takt ab. Daraus ergeben sich künftig circa 25.400 Fahrplanstunden und 416.000 
Fahrplankilometer pro Jahr. Dies entspricht einer jährlichen Erhöhung um circa 
60.000 Fahrplankilometer und um 3.400 Fahrplanstunden im Vergleich zur Ver-
gangenheit. Erstmals Anwendung fand bei der Ausschreibung des Stadtverkehrs 
ǘȴǟНЉ:ɣǟŪʂНŔǟȥȴǑɣǟНAȴˈǟǑˬȴ́ǟЊНϮ:ŔAϰϖН:ŔAН́ǟˈ˃ȎɣȴǑȥˬǟˬНǘȴǟНʪȎȎǟʂˬɣȴǑȥǟНvŪʂǘНǘŪʹ˼ϗН
die Anzahl an emissionsarmen  und emissionsfreien Fahrzeugen unter anderem im 
ÖPNV stufenweise zu erhöhen. Dies führt daz u, dass im künftig im Stadtverkehr 
Tuttlingen drei Elektrobusse fahren werden.  
 
Im Jahr 2013 wurde zwischen der Stadt Tuttlingen und dem Landkreis Tuttlingen 
erstmals eine Vereinbarung zum Stadtverkehr unterzeichnet. Diese regelt die bis-
herige Finanzierun g und Aufgabenverteilung. Neben der Festlegung der künfti-
gen Verkehre im Stadtgebiet wurde die Vereinbarung zwischen der Stadt Tuttlin-
gen und dem Landkreis Tuttlingen über deren Finanzierung neugestaltet. Bisher 
hat sich die  Stadt mit einem Pauschalbetrag in Höhe von 390.000 EUR am Stadt-
verkehr beteiligt.  Der Landkreis und die Stadt Tuttlingen einigten sich darauf, den 
Abmangel des  Stadtverkehrs zu gleichen Teilen zu übernehmen. Der Abmangel 
errechnet sich durch die Summe der Fahrleistungskosten abzüglich a ller Erträge, 
die dem Stadtverkehr zugerechnet werden.  
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8.4  Ringzug 2.0  
 
Das Projekt Ringzug 2.0 in der Region Schwarzwald - Baar- Heuberg umfasst ins-
gesamt die Elektrifizierung noch nicht elektrifizierter Ringzugstrecken, den Ersatz 
der derzeit im Einsatz befin dlichen Dieselzüge durch Elektrofahrzeuge, den Bau 
neuer Haltepunkte sowie die Erweiterung des Ringzugs von Villingen nach St. 
Georgen.  
 
Ziel ist es, ein zukunftsfähiges Fahrplankonzept für den Ringzug über das Jahr 
2024 hinaus zu entwickeln. Nach vielen intensiven Diskussionen zwischen den drei 
Landkreisen, dem Zweckverband Ringzug und dem Land Baden - Württemberg zu 
verschiedenen Betriebskonzeptvarianten wurde schlussendlich das Betriebs-
konzept D4S verabschiedet. Dieses stellt die Grundlage für die Planung en für das 
Projekt Ringzug 2.0 dar. Mit der Durchführung der gesamten Planungsleistungen 
inklusive Projektmanagement wurde die Deutsche Bahn, konkret die DB Netz AG, 
beauftragt. Aktuell befindet sich das Projekt in den Planungsphasen 1 und 2. Der 
Zeitplan sieht vor, dass die baulichen Maßnahmen Ende der 2020er Jahre begin-
nen und 2031/2032 abgeschlossen sein sollen.  
 
Grundsätzlich gilt, dass alle mit dem Betriebskonzept D4S verbundenen Infra-
strukturmaßnahmen mit einem Finanzvolumen von mehr als 250 Mio. EUR  vom 
Bund, Land und Landkreis finanziell getragen werden. Die Beteiligten streben an, 
für den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur des Ringzugs eine Förderung über das 
Bundes - GVFG auf der Basis eines Finanzierungssatzes von 90 Prozent für Elektri-
fizierungsmaß nahmen und 75 Prozent für weitere Ausbaumaßnahmen zu erhalten, 
die auch anteilig die Planungskosten enthalten soll. Die nach Abzug der Bundesfi-
nanzhilfen verbleibenden zuwendungsfähigen Bau -  und Planungskosten werden 
vom Land im Falle einer Förderung durch  das Bundes - GVFG mit 57,5 Prozent be-
zuschusst. Die restlichen nicht durch Bund und Land finanzierten Kosten werden 
durch die jeweiligen Landkreise getragen.  
 
 
8.5  Übernahme Ringzug durch das Land Baden - Württemberg  
 
Das Land Baden - Württemberg und die Landkreise  Rottweil, Schwarzwald - Baar-
Kreis und Tuttlingen haben sich am 25. Januar 1996 darauf verständigt, durch die 
IȴʂȎ̋ȥˈ˼ʂȐНǟȴʂǟˠНЉĂȴʂȐʹ˼Ȑˠ͈ˠˬǟɼˠНĒǑȥ͂Ūˈʹ͂Ūɣǘ- Baar-vǟ˼ǐǟˈȐЊНϮ ˈǐǟȴˬˠˬȴˬǟɣϰН
den integralen Taktfahrplan des Landes Baden - Württemberg durch zusätzlich e 
Angebote auf der Schiene zu ergänzen. In dieser Rahmenvereinbarung, der so 
ȐǟʂŪʂʂˬǟʂНЉğˈʠˠˠȴʂȐǟˈНŔǟˈǟȴʂǐŪˈ˼ʂȐЊϗН͂˼ˈǘǟНȎǟˠˬȐǟȥŪɣˬǟʂϗНǘŪˠˠНЉǘȴǟНÄŪʂǘɞˈǟȴˠǟН
grundsätzlich bereit sind, sich an einem durch den Betrieb des Nahverkehrspro-
jekts entstehenden Defiz ȴˬНŪʂȐǟɼǟˠˠǟʂНʹ˼НǐǟˬǟȴɣȴȐǟʂЊϖН{ɼНaǟȐǟʂʹ˼ȐН͂˼ˈǘǟʂНǘǟʂН
Landkreisen die Zuschüsse und Fahrgeldeinnahmen zugesprochen.  
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Der Ringzug nahm Ende August 2003 seinen Betrieb auf und war von Anfang an 
erfolgreich. Die steigenden Fahrgastzahlen und die wachsenden Ei nnahmen aus 
der Schülerbeförderung führten allerdings dazu, dass der ursprünglich berechne-
te Zuschussbedarf der Kreise stark abnahm und die Verteilung der Lasten und Er-
löse in eine Schieflage geriet. Das Land ist daher auf die drei Landkreise zugegan-
gen und hat erklärt, dass die derzeitige Finanzierung des Ringzugs nicht mehr der 
tatsächlichen Kosten -  und Erlösentwicklung entspricht und einer Neujustierung 
bedarf. In diesen Gesprächen wurde erstmals davon gesprochen, dass das Land 
sich vorstellen könne, die  Finanzierung des Ringzugs komplett zu übernehmen. 
Darauf aufbauend ging zum 20. Oktober 2021 bei den drei Kreisen die Kündigung 
des Finanzierungsvertrages des Ringzugs durch das Land ein.  
 
Im Zuge der Kündigung führten die Kreise Verhandlungen mit dem Land zwecks 
einer neuen Finanzierungsvereinbarung. Kernergebnis war, dass ab dem 1. Januar 
2022 der gesamte Aufwand für den Betrieb des Ringzugs zu Lasten des Landes 
Baden - Württemberg geht, dafür dem Land aber sämtliche Erträge, d. h.  die Fahr-
gelderlöse und die Ausgleichsleistungen, zufließen. Der bisherige Zweckverband 
Ringzug zog sich aus dem operativen Betrieb des Ringzugs zurück und wurde an-
schließend zum neuen Tarifverbund weiterentwickelt.  
 
 
8.6  Regionaler Tarifverbund  
 
Bislang hat te sich die Region Schwarzwald - Baar- Heuberg in drei landkreisschar-
fe Verkehrsverbünde aufgeteilt, mit jeweils einem eigenen Tarif sowie dem ge-
meinsamen 3er - Tarif für kreisüberschreitende Fahrten. Bereits im Juni 2021 hatte 
der Tuttlinger Kreistag den Grund satzbeschluss gefasst, gemeinsam mit den bei-
den anderen Landkreisen Rottweil und Schwarzwald - Baar- Kreis einen gemein-
samen Tarifverbund mit einem einheitlichen Tarif für die Nutzung des ÖPNV in der 
Region zu gründen.  
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Zum 1. Januar 2023 haben sich die drei lokalen Verkehrsverbünde VSB (Schwarz-
wald - Baar- Kreis), VVR (Landkreis Rottweil) und TUTicket (Landkreis Tuttlingen) 
schließlich zu einem gemeinsamen und leistungsfähigen regionalen Verkehrsver-
bund unter der neu gescha ȎȎǟʂǟʂНÎʠǐȴɣȴˬƦˬˠɼŪˈɞǟНЉɼʠ́ǟЊНʹ˼ˠŪɼɼǟʂȐǟˠǑȥɣʠˠϼ
sen. Der bereits bestehende Zweckverband Ringzug wurde mit den Aufgaben 
des Tarifverbundes betraut und entsprechend weiterentwickelt.  
 
AǟˈНʂǟ˼ǟНŔǟˈǐ˼ʂǘНЉɼʠ́ǟЊНǐˈȴʂȐˬНȎ̋ˈНǘǟʂНåþÐŔ- Nutzer erhebliche Vorteile: ei n 
einfacheres und einheitliches Tarifsystem in der Region, attraktive Preise, neue 
moderne Vertriebsformen Ѐ wie z.B. E- Ticketing im DB - Navigator oder über 
Chipkarten Ѐ und außerdem ein modernes Corporate Design. Zu den wesentli-
chen Aufgaben des neuen Tari fverbundes zählen die Festlegung und Weiterent-
wicklung der Tarife und Beförderungsbedingungen, die Einnahmeaufteilung, der 
Vertrieb und die Einnahmesicherung sowie die Vermarktung des Tarifs.  
 

Verkehrsminister Winfried  Hermann und die Landräte Sven Hinters eh, Dr. Wolf - Rüdiger Michel und 
Stefan Bär (v.l.n.r.) bei der Probefahrt im Bus des neuen Verkehrsverbunds move  
 
 
8.7  Mobilität auf Abruf: On - Demand - Verkehr für den Landkreis Tuttlingen   
 
Im Rahmen der Beratungen zum Haushalt 2022 wurde die Verwaltung vom Kreis-
tag beauftragt, Einsparmöglichkeiten bei den Verkehrsleistungen in Schwach-
lastzeiten zu prüfen und die Auswirkungen der Reduzierung des ÖPNV - Angebots 
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in Schwachlastzeiten sowie die da mit verbundenen finanziellen Einsparungen 
darzustellen. Die Verwaltung und der Kreistag waren sich schließlich einig, dass 
eine Kappung des Verkehrs in Schwachlastzeiten ohne ein Ersatzangebot nach 
den aufgezeigten Auswirkungen auf die Fahrgäste und das Ve rkehrssystem ins-
gesamt keine Alternative darstellt. Mittel -  und langfristig ist es gewollt, die Fahr-
gastzahlen und damit die Einnahmen zu erhöhen.  
 
Dementsprechend wurde das Ziel verfolgt, ein effizienteres, aber gleichzeitig 
auch attraktives Angebot in d en Schwachlastzeiten zu entwickeln. Dieses Ange-
bot soll sich nicht nur auf den Verkehr ab 20 Uhr beziehen, sondern auf den Ver-
kehr in den gesamten Schwachlastzeiten wie auch an Wochenenden und Feierta-
gen (Montag bis Freitag: 21:00 -  24:00 Uhr, Samstag: 6:0 0 -  24:00 Uhr (nicht auf 
allen Linien), Sonn-  und Feiertag: 7:00 -  24:00 Uhr). Die Verwaltung hat ein Kon-
zept für einen modernen und flexiblen On - Demand - Verkehr erarbeitet, das auf 
einer softwarebasierten Bedienung aufbaut. Mit dem entwickelten Konzept zie lt 
die Verwaltung auf Kosteneinsparungen bei gleichzeitiger Ausweitung des Bedi-
enzeitraums und Erhöhung der Verfügbarkeit des Verkehrsangebotes ab.  
 

Landrat Stefan Bär (Mitte) und Ministerialdirektor Berthold Frieß vom Ministerium für Verkehr Ba-
den - Württ emberg (rechts) zerschneiden gemeinsam mit Busunternehmer Rainer Klink von der 
Stadtbus Tuttlingen Klink GmbH (links) die Schleife zur Eröffnung des On - Demand - Verkehrs  
 
Den On- Demand - Verkehr kennzeichnet eine flächenhafte Bedienung des ge-
samten Landkreise s. Die Fahrtenbuchung ist  per App, Internet und Telefon mög-
lich. Das neue System bietet einen Flächenverkehr ohne Fahrplan und ohne feste 
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Linienführung mit einer automatischen Erkennung von Umsteigemöglichkeiten zu 
Ringzug, Donaubahn, Gäubahn, Schwarzwaldb ahn und Stadtverkehr Tuttlingen im 
gesamten Landkreis unter Einbindung aller Orte. Es schafft eine höhere Bedien-
qualität als im bisherigen Linienverkehr durch einen durchgängigen Betrieb, mehr 
Flexibilität sowie direktere Wege und passgenaue Verbindungen f ür den Fahr-
gast. Der neue On - Demand - Verkehr startete zum 1. Mai 2024 . 
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9 Straßen und Radwege  
 
9.1 Zustandserfassung und Bewertung der Kreisstraßen 2022  
 
Für die Zustandserfassung und Bewertung (ZEB) der klassifizierten Straßennetze 
(Bundes - , Landes-  und Kreisstraßen) wird seit Ende der 1990er Jahre ein standar-
disiertes Verfahren eingesetzt. Die ZEB liefert grundlegende Daten primär für die 
Dokumentation de s Ist- Zustands und die Prognose der Zustandsentwicklung 
sowie für das systematische Erhaltungsmanagement auf strategischer wie auch 
auf operativer Ebene. Die Zustandserfassung soll standardmäßig alle vier Jahre 
durchgeführt werden.  
 
Mit dem Ergebnis der Z ustandserfassung aus dem Jahr 2017 und der erneuten Zu-
standserfassung im Jahr 2022 konnte die Entwicklung des Straßenzustandes 
während der letzten fünf Jahre transparent dargestellt werden. Im direkten Ver-
gleich der Ergebnisse aus der ZEB 2017 und der ZEB 2022 zeigt sich eine wesent-
liche Verbesserung im Bereich der neuwertigen Streckenabschnitte auf der freien 
Strecke. In der Gesamtbetrachtung ergibt sich allerdings eine Verschlechterung 
beim Gebrauchswert und eine erhebliche Verschlechterung beim Substanzw ert.  
 
Im Zuge der Beratungen des Kreistages zur ZEB ist die Verwaltung beauftragt 
worden eine Prioritätenliste zu erstellen. Diese soll als Grundlage für die Abarbei-
tung der Maßnahmen, in Abhängigkeit der jeweils zur Verfügung stehenden Haus-
haltmittel, di enen.  
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9.2  Fahrradwegweisung Landkreis Tuttlingen  
 
Die Konzeption und Umsetzung eines kreisweiten Wegweisungsnetzes ist ein 
wichtiger Bestandteil für die Akzeptanz und Nutzung des Radwegenetzes. Eine 
durchgehende Fahrradwegweisung dient sowohl ortsunkundig en als auch orts-
kundigen Radfahrern und fördert durch die Bündelung die Verkehrssicherheit, 
ermöglicht eine direkte Führung und das gezielte Anfahren von Sehenswürdigkei-
ten und hat somit einen hohen Fahrkomfort zur Folge.  
 
Im Jahr 2022 konnte das durch da s Ingenieurbüro VIA aus Köln geplante Beschil-
derungskonzept umgesetzt werden. Bei diesem wurden knapp 2 .000 Schilder-
standorte mit ca. 3 .700 Schildern und 550 Routenplaketten neu beschildert oder 
ergänzt. Ein an jedem Schilderstandort angebrachter QR - Code g ibt den Nutzern 
die Möglichkeit, Mängel oder Verbesserungen an der Beschilderung zu melden, 
um somit die Qualitätssicherung zu gewährleisten. Die Gesamtkosten der neuen 
Radwegbeschilderung betrugen 459.000 EUR, der Landkreis Tuttlingen erhielt 
dazu über di e Förderlinie LGVFG - RuF und das Sonderprogramm Stadt und Land 
einen Zuschuss von 442.200 EUR vom Land Baden - Württemberg und dem Bund . 
 
 
9.3  Große Straßen -  und Brückenbauprojekte 2019 - 2024  

 
9.3.1  Neubau der Donaubrücke in Geisingen entlang der Kreisstraße 5942  
 
Der Neubau der Donaubrücke entlang der Kreisstraße 5942 stellte für den Land-
kreis Tuttlingen eine besonders wichtige Baumaßnahme dar. Ende März 2019 
musste die Brücke aufgrund von Korrosions rissgefährdung voll gesperrt werden. 
Untersuchungen hatten ergeben, dass die fast 70 Jahre alte Brückenkonstruktion 
nicht für die heutigen Belastungen durch Verkehr und Streusalz ausgelegt und 
zudem nicht mehr sanierungsfähig war.  
 
Im Hinblick auf eine zei tnahe dauerhafte Lösung und aus Gründen der Wirtschaft-
lichkeit sprach sich der Ausschuss für Technik und Umwelt in seiner Sitzung am 
26. Juni 2019 dafür aus, die Planung für den Brückenneubau an gleicher Stelle zu 
beauftragen und schnellstmöglich deren Ums etzung anzugehen. Durch die kurz-
fristige Sperrung der Donaubrücke Geisingen waren die Stadt Geisingen und die 
Ortsteile Gutmadingen und Kirchen - Hausen in starkem Maße betroffen, da eine 
Hauptzufahrt nach Geisingen von heute auf morgen für alle Verkehre nic ht mehr 
zur Verfügung stand. Der Bau und die zügige Fertigstellung der neuen Brücke über 
die Donau hatte daher besondere Priorität, um die Stadt Geisingen und ihre Ort-
steile schnellstmöglich wieder auf dem kürzesten Wege erreichbar zu machen.  
 
Dank der her vorragenden Zusammenarbeit des Landkreises Tuttlingen mit der 
Stadt Geisingen, dem Regierungspräsidium Freiburg und allen am Bau beteiligten 
Planungs -  und Baufirmen konnte die Zeit der Sperrung in einem erträglichen 
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Rahmen gehalten und das Projekt zu einem  schnellen Abschluss gebracht wer-
den. Ein gutes Jahr nach dem Spatenstich und vor dem Zeitplan konnte die Drei-
feldbrücke in Ortbeton mit einer Länge von 79,4 m und einer Brückenfläche von 
842 m² erfolgreich fertiggestellt werden. Der gelungene Bau wurde am  26. No-
vember 2021 eingeweiht und die wichtige Verkehrsverbindung nach Geisingen 
konnte wieder freigeben werden.  
 

Die neue Donaubrücke in Geisingen  
 
 
9.3.2  Instandsetzung  der Bettelbrücke Wurmlingen, Kreisstraße 5920  
 
Die Instandsetzung der Bettelbrücke in Wurmlingen hatte eine lange Planungszeit 
und musste aus Gründen der Verfügbarkeit als Umleitungsstrecke für viele Pro-
jekte rund um Wurmlingen mehrere Male um Jahre verschoben werden. Im Jahr 
2022 konnte schließlich di e Umsetzung mit der Firma Stumpp aus Balingen erfol-
gen. Die Planung und Bauleitung der Instandsetzungsarbeiten wurde durch die 
Firma Breinlinger Ingenieure aus Tuttlingen ausgeführt. Das Projekt Instandset-
zung Bettelbrücke war mit 770.000 EUR Gesamtkosten veranschlagt worden. 
Die tatsächlichen Kosten, bestehend aus Planung, Baukosten und Bahnsicher-
heit, betrugen schließlich insgesamt 694.500 EUR. Die Instandsetzung wurde 
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vom Land Baden - Württemberg über die Förderlinie Kommunaler Sanierungsfond 
für Bauwerke,  mit einer Gesamtförderung von 421.785 EUR bezuschusst.  
 
 
9.3.3  Fahrbahndeckeninstandsetzungen an Kreisstraßen  
 
Der Kreistag stellt der Straßenbauverwaltung in jedem Haushaltsjahr Mittel zur 
Verfügung, um die Straßen und Brücken des Landkreises zu unterhalten und zu 
erhalten. In den vergangenen fünf Jahren waren dies im Mittel 1,4 Mio. EUR. Mit 
diesen Geldmitteln er folgte der Direktaufwand an den Kreisstraßen durch die 
Straßenmeisterei Spaichingen, die Bauwerksprüfung und - instandsetzung, sowie 
der Aufwand für Sicherheitsanlagen wie Fußgängersignalanlagen und Bremsin-
seln.  
 
Des Weiteren erfolgten die nachfolgend gena nnten Fahrbahndeckenerneuerun-
gen, bei denen versucht wurde, nachhaltig zu sanieren, um den zukünftigen Ver-
kehrsbelastungen gerecht zu werden. Aufgeführt sind nur die größeren Projekte 
über 0,3 Mio. EUR Bauvolumen:  
 
K 5920, Wurmlingen - B523 einschl. Sanierun g Eltabrücke  0,35 Mio. EUR 
K 5942, Geisingen - Unterbaldingen      0,75 Mio. EUR 
K 5911, Trossingen- Aixheim       0,75 Mio. EUR 
K 5926, Leipferdingen - Stetten       0,35 Mio. EUR 
K 5937, Buchheim - Leibertingen      0,45 Mio. EUR 
K 5900, Ortsdurchfahrt Mahlstetten      0,35 Mio. EUR 
K 5940, Bergsteig - Buchheim            1,05 Mio. EUR. 
 
 
9.3.4  Donaubrücke entlang der L277  
 
Im Zuge der Erneuerung sollte die Donaubrücke an der L277 für 17 Monate voll ge-
sperrt werden. Eine 20 Kilometer lange Umleitung wäre die Folge gewesen. Zeit-
liche und finanzielle Gründe lagen der Entscheidung des Regierungspräsidiums 
zugrunde. Die Landkreisverwaltung und die Stadt Tuttlingen suchten frühzeitig 
das Gespräch mit dem Verkehrsministerium und dem Regierungspräsidium. Im 
Mittelpunkt stand der Ba u einer temporären Ersatzbrücke. Der Forderung, einen 
möglichen Brückenneubau in Parallellage näher zu prüfen, wurde seitens des Re-
gierungspräsidiums eine Absage erteilt.  
 
Nach mehreren Gesprächen mit dem Regierungspräsidium konnten sich das 
Land, die Stad t und der Kreis auf eine Vereinbarung für eine Behelfsbrücke eini-
gen. Diese sieht eine Drittelung der Baukosten vor. Sollten es zu einer Kostener-
höhung kommen, wurde allen Vertragsparteien durch eine Klausel der Ausstieg 
aus dem Projekt ermöglicht. Alle dr ei Vertragsparteien haben der Vereinbarung 
zur Planung und Finanzierung zugestimmt. In enger Abstimmung mit dem Regie-
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rungspräsidium erbringen Stadt und Landkreis die planerischen Vorarbeiten. Mit 
den Bauarbeiten an der Behelfsbrücke soll im Frühjahr 2026 b egonnen werden.  
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10 Abfallwirtschaft  
 
10.1 Deponieerweiterung Talheim  
 
Seit vielen Jahren befassen sich der Kreistag sowie der Ausschuss für Technik und 
Umwelt mit der Thematik der Erweiterung der Deponie in Talheim. In der Sitzung 
vom 27. Juli 2017 wurde ein Ingenieurbüro damit beauftragt, eine Machbarkeits-
studie zu erstelle n.  
 
Die Planung der Deponieerweiterung Talheim basiert auf dem bestehenden Plan-
feststellungsbeschluss der Deponie Talheim vom 5. Juni 1985 und der Änderungs-
genehmigung vom 28. April 1994, ausgestellt durch das Regierungspräsidium 
Freiburg. Die räumlichen Grenzen der Deponieerweiterung im Hinblick auf die 
Ausdehnung, die Lage und die Höhe der Deponieerweiterung entsprechen den 
Grenzen der Planfeststellung. Die Deponieerweiterung Talheim ist somit nur ein 
weiterer größerer Ausbauabschnitt der bereits planfes tgestellten und genehmig-
ten Deponie Talheim. Durch die Einhaltung der Grenzen der Planfeststellung von 
1985 mit der geplanten Deponieerweiterung sollte nach Aussage des Regie-
rungspräsidiums Freiburg keine neue Planfeststellung notwendig werden. Es war 
zusammen mit dem Regierungspräsidium vorgesehen, dass das Verfahren für die 
Deponieerweiterung mit einer Änderungsgenehmigung durchgeführt werden 
kann.  
 
Aus den derzeitigen Volumenberechnungen des Ingenieurbüros für die Deponie-
erweiterung sollte durch die Erw eiterung ein Deponievolumen von ca. 
1.100.000  m³ erreicht werden, was einer Einbaumenge von fast 2 Mio. Tonnen 
entspricht. Dadurch würde sich eine weitere Laufzeit der Deponie von rechnerisch 
ca. 30 Jahren ergeben. Die Entsorgungssicherheit für die Beseiti gung von unver-
wertbaren mineralischen Abfällen wird somit mit der Deponieerweiterung Talheim 
mindestens für die nächsten 25 Jahre, bestenfalls für die nächsten 30 Jahre für die 
Bürgerinnen und Bürger der Raumschaft Schwarzwald - Baar- Heuberg sicherge-
stellt s ein. 
 
Entgegen der ersten Annahmen, dass eine Änderungsgenehmigung ausreichen 
könnte, hat sich im weiteren Verfahren herausgestellt, dass doch ein erneutes 
Planfeststellungsverfahren notwendig ist. Der Antrag konnte Mitte des Jahres 
2023 beim Regierungsprä sidium Freiburg eingereicht werden und die positive 
Bescheidung wird im zweiten Qua rtal des Jahres 2024 erwartet.  
 
 
10.2  Gründung Zweckverband Regionale Deponie  
 
Im Juni/Juli 2017 haben die Gremien der Landkreise Tuttlingen, Rottweil und des 
Schwarzwald - Baar- Kreises beschlossen, die Entsorgung von DK I und DK II -
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Material, die auf der Deponie in Talheim erfolgt und dort auch bleiben soll, künftig 
im Rahmen einer gemeinsamen Lösung vorzunehmen.  
 
Im Jahr 2018 hat man sich dann darauf verständigt, die interkommunale  Zusam-
menarbeit in Form eines Zweckverbandes auf den Weg bringen zu wollen. Der 
Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Insbesondere aus 
Gründen der Dauerhaftigkeit und Kündigungsfestigkeit hat man sich auf die se 
Rechtsform festgelegt.  
 
Um eine rechtskonforme Zweckverbandssatzung zu formulieren , wurde im Jahr 
2020 eine Kanzlei aus Stuttgart für einen ersten Entwurf beauftragt. Damit eine 
entsprechende Satzung erarbeitet werden konnte, war es notwendig, dass sich 
die Landräte der drei Kre ise aus der Region in einem Spitzengespräch auf die 
Eckpunkte verständigten.  
 
In der Folge stellte sich heraus, dass das Vorhaben komplizierter wurde als ge-
plant, da das Regierungspräsidium der Absicht, dass der Landkreis Tuttlingen für 
die Bestandsdeponi e zuständig sein sollte und der künftige Zweckverband für 
die Erweiterung, nicht zustimmte und einen einheitlichen Ansprechpartner forder-
te. Das Regierungspräsidium Freiburg muss eine entsprechend ausgearbeitete 
Satzung bestätigen und genehmigen, bevor der  Zweckverband gegründet wer-
den kann.  
 

  
Konstituierende Sitzung des Zweckverbands Regionale Deponie  
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Neben der Zweckverbandssatzung bedurfte es einer ergänzenden öffentlich -
rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Zweckverband, der den Namen Љť͂ǟǑɞϼ
verband Regionale Deponie Schwarzwald - Baar-vǟ˼ǐǟˈȐЊНǐǟɞŪɼН˼ʂǘНǘǟɼН
Landkreis Tuttlingen. Hierin waren die Zuständigkeiten und Haftungsregelungen 
zwischen der derzeitigen aktiven DK II - Deponie (Bestandsabschnitt) und dem 
künftigen Erweiterungsabschnitt  verbindlich zu klären.  
 
Nachdem Anfang des Jahres 2021 ein Satzungsentwurf vorlag, der den Anforde-
rungen entsprach und die Rahmenbedingungen geklärt waren, wer aus den Krei-
sen die Funktionen im Zweckverband wahrnimmt und den jeweiligen Kreis vertritt, 
kam eine erneute Schwierigke it in Form von steuerrechtlichen Fragestellungen 
auf, die im Vorfeld geklärt werden mussten . Die Absicherung dieser Fragestellun-
gen zog sich bis zum Jahr 2023 hin, woraufhin nochmals die Satzung und alle an-
deren Schriftstücke zwischen den drei Kreisen abge stimmt  wurden, sodass Ende 
des Jahres 2023 die finalen Schriftstücke vom Regierungspräsidium genehmigt 
vorlagen  und der Zweckverband Regionale Deponie Schwarzwald - Baar- Heuberg 
zum 1. Januar 2024 gegründet werden konnte . 
 
 
10.3  Neubau einer Umladestation für die  Deponie Talheim  
 
Für die Deponie Talheim beschloss der Kreistag im Jahr 2018 den Neubau einer 
Umladestation, da der vorherige Umschlagplatz auf dem noch zu verfüllenden 
Deponiekörper lag  und damit wertvollen Deponieraum beansprucht e. Eine Umla-
destation fü r Haus- , Sperrmüll und Altholz ist notwendig, um eine geordnete Um-
verladung von kleinen Straßensammelfahrzeugen auf Großvolumensattelzüge zu 
ermöglichen und somit einen wirtschaftlichen Streckentransport der Abfälle an 
die verschiedenen Verwertungsanlagen über die Landkreisgrenzen hinaus zu ge-
währleisten.  
 

Einweihung der  neue n Umladestation der Deponie Talheim  
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Die Umladestation dient als Müllumschlag mit kommunalen und gleichzeitig priva-
ten Anlieferungen aus der Bürgerschaft des Landkreises Tuttlingen. In der ge-
schlossenen, aber gleichzeitig belüfteten Halle, werden die Fraktionen Haus -  und 
Sperrmüll sowie Altho lz der Klassen A I bis A III und A IV umgeschlagen. Künftig 
wird mit einem Durchsatz von ca. 21.150 Tonnen Müll im Jahr gerechnet.  
 
Die neue Umladestation der Deponie Talheim wurde am 13. November 2023 feier-
lich eingeweiht. Nach rund einjähriger Bauzeit k onnte das Zukunftsprojekt der Ab-
fallwirtschaft des Landkreises Tuttlingen seiner Bestimmung übergeben werden.  
 
 
10.4  Statistik zur Abfallwirtschaft  
 
Die Sammel - , Transport -  und Entsorgungslogistik hat sich in den vergangenen 
Jahren, nach Umstellung auf eine bed arfsgerechte, bürgernahe Müllabfuhr mit 
großem Leistungsspektrum, bei moderaten Gebühren bestens bewährt.  
 
Auswirkungen der Corona - Pandemie auf die abfallwirtschaftlichen Anlagen im 
Landkreis  
Am 22. März 2020 wurde in Deutschland der erste pandemiebedingte Lockdown 
umgesetzt. Zum Schutz der Entsorger und des Personals auf den abfallwirt-
schaftlichen Einrichtung en bedeutete dies auch die temporäre Schließung der 
Wertstoff -  und Grünguthöfe im Landkreis Tuttlingen. Lediglich das Abfallzentrum 
in Talheim und die Bauschuttdeponie in Aldingen waren für die kommunalen Müll-
sammelfahrzeuge und für gewerbliche Anlieferung en geöffnet. Privater Publi-
kumsverkehr auf den Anlagen musste unterbunden werden. Nach ca. einem Mo-
nat konnten am 20. April 2021 die Anlagen des Landkreises wieder für den priva-
ten Anlieferverkehr unter Einhaltung der Abstands -  und Hygieneregeln geöffnet 
werden.  
 
Die temporäre Schließung der Anlagen führte zu starken Reaktionen in der Bevöl-
kerung. Die Erwartung der Bürgerinnen und Bürger, diese Einrichtung auch in 
Coronazeiten nutzen zu können, war sehr hoch. Eine Erkenntnis aus der Pandemie 
war, dass die abfallwirtschaftlichen Dienstleistungen und Einrichtungen in ihrer 
9ǟǘǟ˼ˬ˼ʂȐНʂȴǑȥˬНʂ˼ˈНʹ˼ˈНЉɞˈȴˬȴˠǑȥǟʂН{ʂȎˈŪˠˬˈ˼ɞˬ˼ˈЊНȐǟˈǟǑȥʂǟˬН͂ǟˈǘǟʂϗНˠʠʂǘǟˈʂН́ʠʂН
der Bevölkerung auch als solche empfunden werden.  
 
Zahlen und Daten  
Nachfolgend soll statistisch anhand ein iger Kennzahlen verdeutlicht werden, in-
wieweit das Angebot der Abfallwirtschaft durch die Bürgerinnen und Bürger im 
Landkreis Tuttlingen genutzt wird und was dies für Auswirkungen auf die Verwal-
tung hat.  
 
Im Zeitraum von Mai 2019 bis November 2023 wurden ü ber 400.000 Tonnen an 
belasteter Mineralik im Landkreis deponiert. Durch die Abfallfraktionen von Haus -  
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und Gewerbemüll, Sperrmüll, Holz verschiedener Fraktionen sowie Reifen und 
gewerblichem Grünschnitt wurden in gleichem Zeitraum über 104.000 Tonnen 
ange liefert. In Aldingen wurden weitere 44.000 Tonnen an Bodenaushub einge-
baut. Über alle Fraktionen hinweg wurden in dem vorgenannten Zeitraum 80.500 
Anlieferungen registriert, wobei die Privatanlieferungen auf den Wertstoffhöfen 
sowie die Straßensammlungen n icht erfasst sind, sodass die tatsächlichen Anlie-
ferungen noch weit höher liegen. Alleine im Jahr 2023 kommen über 8.100 Sperr-
müllanmeldungen hinzu.  
 
In der Verwaltung der Abfallwirtschaft wurden in den Jahren 2019 bis 2023 ca. 
247.000 Jahres -  sowie Änderu ngsbescheide erstellt und versandt. Durch Ab - , 
Um-  und auch Neuanmeldungen von Müllgefäßen wurden im Zeitraum 2019 bis 
2023 36.500 Behälter bestellt und ausgeliefert. Im Zeitraum von Mai 2019 bis De-
zember 2023 fanden 47.850 Anmeldungen und 41.800 Abmeldung en für Rest- , 
Bio - , Papier-  und Windeltonnen statt.  
 
Durch die gute Transportlogistik und das Angebot der bürgernahen Müllabfuhr 
konnten in den Jahren 2019 bis 2023 über 12.300.000 Behälterleerungen durch-
geführt werden.  
 
Um die  Bürgerinnen und Bürgern darü ber zu informieren,  wann welche Fraktion 
gesammelt und in welchem Ort an welchem Wochentag abgefahren wird, wurden 
von 2019 bis 2023 über 355.000 Abfallkalender gedruckt und über den Postweg 
an die einzelnen Haushalte versandt.  
 
Im Landkreis Tuttlingen bes teht darüber hinaus  ein digitales und niederschwelli-
ges Angebot für Meldungen über Onlineformulare über die bestehende Home-
page und die Abfall - App. Die Anzahl der Meldungen lässt sich jedoch erst seit Juni 
2022 ermitteln, wobei das digitale Angebot schon vor dem Jahr 2019 bestand, 
aber noch nicht auswertbar war. Alleine in den zurückliegenden eineinhalb Jahren 
wurde dieser Weg über 4.350 M al genutzt, um mit der Verwaltung Kontakt aufzu-
nehmen.  
 
 
10.5  Deponieerhöhung Aldingen  
 
Der Kreistag fasste in seiner Sitzung am 20. Dezember 2007 einen Grundsatzbe-
schluss, die seinerzeitige Erd -  und Bauschuttdeponie Aldingen zu erweitern und 
gleichzeitig tech nisch so nachzurüsten, dass sie den rechtlichen Status einer De-
ponie der Klasse I (DK I) gemäß Deponieverordnung erhält. Das genehmigte und 
über die Deponiebaumaßnahmen geschaffene Deponievolumen für DK I - Abfälle 
umfasste auf der Deponie Aldingen 270.000 m ³ und ist  im Status der Restverfül-
lung. Seither konnten nur noch Kleinanlieferungen (bis zu 2 m³) in Aldingen ange-
liefert werden.  
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Der Kreistag stimmte am 17. Dezember 2020 der geplanten Deponieerhöhung 
Aldingen zu. Die Zustimmung der Gemeinde Aldingen wu rde erteilt und analog zu 
den Pachtkonditionen von Talheim ein neuer Pachtvertrag geschlossen, der zum 
1. Januar 2021 in Kraft trat. 
 
In Zusammenarbeit mit dem Ingenieurbüro Breinlinger sowie dem Geologischen 
Institut der Universität Stuttgart wurden in der Folge für eine Erhöhung verschie-
dene Modelle mit unterschiedlichen Böschungsneigungen berechnet. Im Zuge 
der daraus resultierenden A usführungsvariante bestand die Forderung seitens 
des Regierungspräsidiums, für die Deponieerhöhung noch eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchzuführen. Diese konnte im Frühjahr 2023 mit einer allge-
meinen Vorprüfung entsprechend den Vorgaben nach dem Gese tz über die Um-
weltverträglichkeit (UVPG) erfolgreich abgeschlossen werden.  
 
Der Genehmigungsbescheid des Regierungspräsidiums Freiburg für das Projekt 
der Deponieerhöhung in Aldingen liegt seit Oktober 2023 vor. Daraufhin wurde 
der künftige Deponiebetrieb  ausgeschrieben, dessen Vergabe in der Sitzung des 
22. November 2023 erfolgen konnte. Es wurde durch dieses Verfahren eine zu-
sätzliche Deponiekapazität von 60.000 Tonnen geschaffen, die den Planungen 
zufolge bis Ende 2025 verfüllt sein wird.  
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11 Kultur und Archiv  
 
11.1 Projekt Zuwanderung in den Landkreis Tuttlingen von 1945 bis heute  
 
Ab Ende September 2019 bis Ende November 2019 wurde im Foyer des Landrats-
ŪɼˬǟˠНǟȴʂǟН ˼ˠˠˬǟɣɣ˼ʂȐНʹ˼ˈНğȥǟɼŪˬȴɞНЉť˼͂Ūʂǘǟˈ˼ʂȐНȴʂНǘǟʂНÄŪʂǘɞˈǟȴˠНğ˼ˬˬɣȴʂȐǟʂН
́ʠʂНΐΠΖΘНǐȴˠНȥǟ˼ˬǟЊНȐǟʹǟȴȐˬϖНAas Projekt Zuwanderung thematisierte die Migrati-
onsgruppen Heimatvertriebene und Flüchtlinge nach dem Zweiten Weltkrieg, 
DDR- Flüchtlinge, Gastarbeiter, Spätaussiedler und Asylbewerber. Es umfasste 
nicht nur die Ausstellung, sondern weitere Komponenten. Ein e begleitende, 253 
Seiten starke Publikation, konnte zu Beginn des Jahres 2020 der Öffentlichkeit 
präsentiert werden. Sie stellt die verschiedenen Migrationsgruppen in den Vor-
dergrund und beleuchtet Themen von Einbürgerung bis Kunstprojekte mit Ge-
flüchtete n. Zahlreiche Veranstaltungen ergänzten die Ausstellung sinnvoll. Basis 
des Projekts waren Interviews mit Zeitzeugen, die mittels Zeitungsaufruf für das 
Projekt gewonnen wurden. Mehrere Zeitzeugen kamen auch in einem eigens pro-
duzierten Interviewfilm zu Wo rt.  
 
Auch die Schülerinnen und Schüler des  Kreises sollen sich konstruktiv mit dem 
Thema Zuwanderung beschäftigen. Über den Ausstellungszeitraum hinaus w er-
den  den Schulen daher Schülerprojekte zum Thema Zuwanderung angeboten.  
 
Zielsetzung des gesamten Pro jekts war es, auf die vielseitigen Einflüsse, die Zu-
wanderung auf  die  Gesellschaft und die Wirtschaft im Landkreis Tuttlingen  hat, 
aufmerksam zu machen. Migration prägte und prägt den Landkreis Tuttlingen Ѐ 
und daraus ergeben sich viele Chancen und Herausf orderungen.  
 
 
11.2 50 Jahre Landkreis Tuttlingen  
 
Zum 1. Januar 1973 trat die Kreisreform in Baden- Württemberg in Kraft und schuf 
neue Landkreisstrukturen. Der Landkreis Tuttlingen ging gestärkt aus der Reform 
hervor. Ein neuer, um zahlreiche Gemeinden der Land kreise Donaueschingen, 
Stockach und Sigmaringen erweiterter Landkreis Tuttlingen war geschaffen. Alte 
und neue Kreisteile, ehemals württembergische, badische und preußisch -
hohenzollerische Gemeinden wuchsen schnell zu einer Einheit zusammen und 
entwickelte n sich zu einer leistungsstarken und schlagkräftigen Gebietskörper-
schaft.  
 
Im Jahr 2023 feierte der Landkreis Tuttlingen sein 50 - jähriges Bestehen in der 
heutigen Form. Mit zahlreichen Veranstaltungen wurde dieses Jubiläum gebüh-
rend gefeiert. Zum Auftakt d es Jubiläumsjahres begrüßte der Landkreis Tuttlingen 
zahlreiche Gäste aus Politik und Wirtschaft zu einem Festakt. Bei einem  im und um 
das Landratsamt am 1. Juli präsentieren sich die Kreisverwaltung und die Einrich-
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tungen des Landkreises mit einem umfangr eichen Rahmenprogramm, Bewirtung 
und Musik.  
 

Festakt zum 50 - jährigen Jubiläum des Landkreises Tuttlingen am 3. März 2023  
 
Insgesamt fünf Grenzwanderungen des Kreisarchivs entlang der heutigen Kreis-
grenze und zwei Radtouren der Donaubergland Marketing und Tourismus GmbH 
quer durch die alten und neuen Kreisteile luden dazu ein, den Landkreis zu erkun-
den und seine historischen u nd landschaftlichen Sehenswürdigkeiten und Be-
ˠʠʂǘǟˈȥǟȴˬǟʂНʹ˼НǟʂˬǘǟǑɞǟʂϖНAȴǟНȥȴˠˬʠˈȴˠǑȥǟН ˼ˠˠˬǟɣɣ˼ʂȐНЉΘΎНºŪȥˈǟН-  50 Ereignis-
ˠǟЊНȐˈȴȎȎНǟȴʂˠǑȥʂǟȴǘǟʂǘǟНIˈǟȴȐʂȴˠˠǟНȴɼНÄŪʂǘɞˈǟȴˠНŪ˼ˠНǘǟʂН9ǟˈǟȴǑȥǟʂНþʠɣȴˬȴɞϗНŔǟˈϼ
waltung, Kultur, Sport und Kreisgeschehen auf. Die Kun ˠˬŪ˼ˠˠˬǟɣɣ˼ʂȐНЉΘΎНºŪȥˈǟНЀ 
ΘΎН¾̋ʂˠˬɣǟˈН˼ʂǘНȴȥˈǟНŕǟˈɞǟЊН˃ˈƦˠǟʂˬȴǟˈˬǟНŕǟˈɞǟНŪ˼ˠНǘǟˈН¾˼ʂˠˬˠŪɼɼɣ˼ʂȐНǘǟˠН
Landkreises.  
 

 
Tag der offenen Tür am 1. Juli 2023 
 
AŪˈ̋ǐǟˈНȥȴʂŪ˼ˠН͂˼ˈǘǟНǟȴʂНʂǟ˼ǟˠН¾ˈǟȴˠǐ˼ǑȥНЉÄŪʂǘɞˈǟȴˠНğ˼ˬˬɣȴʂȐǟʂНЀ ganz persön-
ɣȴǑȥЊНȴʂНť˼ˠŪɼɼǟʂŪˈǐǟȴˬНɼȴt dem Neomedia - Verlag herausgegeben, ein 
Kreisimagefilm in Kooperation mit Fechner Media produziert und ein Katalog zur 
Kunstsammlung des Landkreises in Zusammenarbeit mit dem Kunstverlag Fink 
veröffentlicht.  
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Vorstellung des Imagefilms     neues Kreisbuch  
 
 
11.3 Kommunale digitale Archivpflege  
 
Das Kreisarchiv unterstützt die Kommunen bereits seit Jahrzehnten im Rahmen der 
kommunalen Archivpflege bei der Archivierung ihres analogen Schriftgutes und 
berät sie in Sachen Schriftgutverwaltung. Um se iner gesetzlichen Pflicht zur Archi-
vierung digitaler Unterlagen von bleibendem Wert nachzukommen, ist das 
Kreisarchiv 2021 dem kommunalen DIMAG - Verbund Baden - Württemberg beige-
treten. Diese gesetzliche Pflicht besteht auch für die Kreiskommunen. Die vom 
Landesarchiv entwickelte Archivlösung DIMAG (Digitales Magazin) gewährleistet 
seinen Verbundpartnern die rechtssichere digitale Archivierung nach den aktu-
ellsten Standards und geltenden DIN - Normen. Darüber hinaus ermöglicht DIMAG 
den Kreisarchiven die Mitbetr euung ihrer kreiseigenen, nicht hauptamtlich be-
setzten Kommunalarchive.  
 
Während es den Kommunen noch möglich war, für das analoge Schriftgut eigene 
Archivräume vorzuhalten, so ist für die Gemeinden und Städte die Entwicklung 
und der Betrieb eines eigenen  digitalen Archivs, das die Anforderungen einer 
rechtssicheren Archivierung gewährleistet, fachlich wie finanziell kaum mehr 
möglich. 2022 wurde daher mit Zustimmung des Kreistags das Angebot des 
Kreisarchivs um die kommunale digitale Archivpflege komplett iert. Die Archivie-
rung der digitalen Unterlagen über den Zugang des Kreisarchivs ist im Vergleich 
zum eigenen DIMAG - Zugang deutlich kostengünstiger.  
 
Anfang 2023 wurde mit allen 34 in Frage kommenden Kommunen Verwaltungs-
vereinbarungen geschlossen und auch  bereits erste Daten aus den Fachverfah-
ren KM- Gewerberegister und KM - EWO in die jeweiligen Gemeinde -  oder Stadt -
Mandanten übernommen. Die Kostenersparnis allein für den DIMAG - Grundbetrag 
(Lizenz und Betrieb) beläuft sich auf über 300.000 Euro pro Jahr. Dur ch die Nut-
zung der Infrastruktur des Kreises Ѐ DIMAG- Zugang, Archivpersonal und DIMAG -
konforme Arbeitsplätze Ѐ werden aber künftig nicht allein die hohen Kosten deut-
lich gesenkt bzw. vermieden, sondern auch die kommunale Archivarbeit im Land-
kreis Tuttlinge n durch die Bündelung im Kreisarchiv erheblich effektiver und ar-
chivfachlich durchgeführt.  
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12 Freilichtmuseum Neuhausen ob Eck  
 
12.1 AȴǟН ˃˃НЉIʂǟˈȐȴǟǟˈɣǟǐʂȴˠˈǟȴˠǟЊ 
 
ÎȴˬНǟȴʂǟˈНʂǟ˼ǟʂН ˃˃НЉIʂǟˈȐȴǟǟˈɣǟǐʂȴˠˈǟȴˠǟЊНȥŪˬНǘŪˠН`ˈǟȴɣȴǑȥˬɼ˼ˠǟ˼ɼНÐǟ˼ȥŪ˼ˠǟʂН
ob Eck ein vielfältiges digitales Vermittlungsangebot für junge und junggebliebe-
ne Einzelbesuchende entwickelt. Die App erschließt spielerisch zukunftsweisen-
ǘǟНğȥǟɼǟʂН͂ȴǟНЉIʂǟˈȐȴǟʂ˼ˬʹ˼ʂȐЊϗНЉĦɼ͂ǟɣˬЊН˼ʂǘНЉ¾ɣȴɼŪЊНȴɼНȥȴˠˬʠˈȴˠǑȥǟʂН¾ʠʂˬǟ͇ˬН
des Freilichtmuseums.  
 
Mit der  App hat sich das Freilichtmuseum viel  vorgenommen: In einem ersten 
Schritt informiert die App  über die Energiegewinnung und - nutzung im Alltag der 
bäuerlichen Gesellschaft. Im zweiten Schritt werden aus diesen Informationen 
Schlüsse gezogen, um sie auf die heutige Problemlage des Klimawandels anzu-
wenden. Dies wiederum ist als Spiel ausgearbeitet, so dass sich für die Spielen-
den der Erkenntnisgewinn auch als Spielgewinn ausdrückt. Auf diese Weise gelei-
tet die App zu sechs Orten im Museum mit jeweils eigenem Energiethema (zum 
9ǟȴˠ˃ȴǟɣНʹ˼ɼН¾ʪȥɣǟˈ˃ɣŪˬʹϰН˼ʂǘН́ǟˈǐȴʂǘǟˬНˠȴǟНˠʠНʹ˼ˈНЉIʂǟˈȐȴǟǟˈɣǟǐʂȴˠˈǟȴˠǟЊϖНAn je-
de m ÛˈˬНЉ͂ŪˈˬǟˬЊНǟȴʂǟН`ȴȐ˼ˈНЀ als Experte - , die mit den Spielenden in Dialog tritt 
(zum Beispiel  der Köhler Wilhelm).  
 

 
 


























































































